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„Das Eurokorps ist 
doch ein Afrikakorps“ 


D ie vom Trio Gauck, Steinmei¬ 
er und von der Leyen bei der 
Münchner „Sicherheitskonfe¬ 
renz“ hinausposaunte deutsche Groß¬ 
machtsucht war kein spontaner Akt. 
Monatelang war die Gauck-Rede vom 
„guten Deutschland 4 , 4 das sich künftig 
noch „früher, entschiedener und sub¬ 
stanzieller“ weltweit einmischen soll, 
zwischen Präsidial- und Kanzleramt, 
Außen- und Verteidigungsministeri¬ 
um abgestimmt worden. Wesentliche 
Fäden der konzertierten Aktion liefen 
im Planungsstab des Bundespräsiden¬ 
ten zusammen. Dessen Chef, Thomas 
Kleine-Brockhoff, war zuvor Direktor 
des German Marshall Fund (GMF) 
und Redakteur der „Zeit“ 
Printmedien wie „Die Zeit“ und „Der 
Spiegel“ feuern seit langem publizis¬ 
tische Salven gegen den angeblichen 
deutschen „Rückfall in den Pazifis¬ 
mus“ ab. Sie beklagen „die Rückab¬ 
wicklung deutscher Interventionsbe¬ 
reitschaft“ unter der schwarz-gelben 
Regierung und fordern ein Ende der 
vorgeblichen „Kultur der Zurückhal¬ 
tung“, die sie der deutschen Außenpo¬ 
litik trotz Kriegsbeteiligungen von Ju¬ 
goslawien bis Afghanistan penetrant 
attestieren. 

Im September 2013 wurden mit dem 
Papier „Neue Macht, neue Verant¬ 
wortung“, das von der Stiftung Wissen¬ 
schaft und Politik (SWP) in Berlin und 
dem German Marshall Fund (GMF) 
verantwortet wurde, „Elemente einer 
deutschen Außen- und Sicherheitspo¬ 
litik für eine Welt im Umbruch“ vor¬ 
gezeichnet. Ihre Leitidee: Die „deut¬ 
sche Macht“ in der Welt ist gewachsen. 
Jetzt ist es an der Zeit, wirtschaftliche 
Stärke in außenpolitische, auch mili¬ 
tärische Macht umzumünzen. „Mehr 
Verantwortung übernehmen“ wird das 
genannt. Hinter dieser Fahne versam¬ 
meln sich sowohl diejenigen, die die 
Welt gewaltsam mit deutschen Werten 
beglücken wollen, als auch jene, die die 
Bundeswehr nur für kühl kalkulierte 
„deutsche Interessen“ in Kampfeinsät¬ 
ze schicken wollen. 

Zu seiner Zeit als „Verteidigungsmi¬ 
nister schloss Volker Rühe die Betei¬ 
ligung deutscher Soldaten an Kriegen 
auf dem afrikanischen Kontinent mit 
den Worten aus: „Das Eurokorps ist 


kein Afrikakorps“. Jetzt wurde er zum 
Leiter einer Kommission bestellt, die 
den Parlamentsvorbehalt bei Bundes¬ 
wehreinsätzen soweit schleifen soll, 
dass Einsätze im Rahmen der NATO 
oder der EU-Battle Groups nicht be¬ 
hindert werden. Denn: „Das Euro¬ 
korps ist (doch) ein Afrikakorps“, wie 


SWP-Propagandisten im Januar ihren 
Appell „für ein deutsches Engagement 
in Afrika“ überschreiben. Es solle 
Schluss sein mit der „Unsicherheit im 
Umgang mit Afrika“ und der „Skepsis 
gegenüber dem Militärischen“, verlan¬ 
gen sie. Schließlich erwartet der Afri¬ 
ka-Verein der deutschen Wirtschaft 
allein auf dem Energiesektor Investi¬ 
tionen der afrikanischen Regierungen 
von einer Billion Dollar bis 2040. Und 
da sind noch die Rohstoffe, die in der 
Erde Afrikas schlummern und die für 
die deutsche Wirtschaft von strategi¬ 
scher Bedeutung sind. Der BDI be¬ 
zeichnet Afrika deshalb inzwischen als 
„Chancenkontinent“ und macht den 
Kontinent in Europas Nachbarschaft 
zu einem Schwerpunkt seiner Arbeit. 
Zahllose deutsche Firmen wollen in 


das Afrikageschäft einsteigen. Dieses 
Kapital verlangt nach Sicherheit und 
das bedeutet auch militärische Siche¬ 
rung. 

Das, was man im Berliner Politkauder- 
welsch als „Ertüchtigungsinitiative“ 
bezeichnet, nämlich die Ausbildung 
und Ausrüstung afrikanischer Trup¬ 


pen, die für ihre westlichen Geld- und 
Waffengeber die blutigen Geschäfte 
erledigen, hält nach Ansicht der S WP- 
Spezialisten dem Realitätstest nicht 
stand. Sie wollen in Afrika nicht nur 
deutsche Waffen und Ausbilder sehen, 
sondern auch deutsche Kampftruppen. 
Unter diesem Blickwinkel werden die 
Beteiligungen der Bundeswehr an den 
Militäreinsätzen in Mali und der Zen¬ 
tralafrikanischen Republik bislang le¬ 
diglich als „Kleinigkeiten“ betrachtet, 
aber sie sollen als Türöffner für eine 
strategische Neuausrichtung dienen. 
„Plötzlich diskutiert die deutsche Si¬ 
cherheitspolitik über Afrika. Immer¬ 
hin“, freut sich der Chef der Münch¬ 
ner Siko, Wolfgang Ischinger. Künftig 
soll es dann um mehr als um Solida¬ 
rität mit Frankreich gehen. Wo deut¬ 


sche Soldaten eingesetzt werden, soll 
es auch um deutsche Interessen gehen. 
Gerne auch EU-ropäisch formuliert. 
„Wir dürfen das strategische Denken 
nicht anderen überlassen“, sagt Ischin¬ 
ger dazu, „und sollten die Definition 
außenpolitischer europäischer Inter¬ 
essen von selbst, also initiativ anpa¬ 


cken.“ In einem aktuellen Papier der 
Friedrich-Ebert-Stiftung („Die deut¬ 
sche Sicherheitspolitik braucht mehr 
Strategiefähigkeit“) wird das Publi¬ 
kum darauf vorbereitet, dass die Zeit 
des „Geleitzug“-Fahrens der Berli¬ 
ner Außenpolitik zu Ende geht und 
künftig der deutsche „Gestaltungs¬ 
anspruch“ ganz offen „geostrategi- 
sche und ökonomische Interessen im 
Kontext unserer Wertvorstellungen“ 
abwägen muss. 

★ 

„Weiche Macht“, so schrieb es einer 
der Vordenker der EU-Militärpolitik, 
Robert Cooper, allen, die sich da noch 
Illusionen hingeben ins Stammbuch, 
„ist der Samthandschuh, unter dem 
sich immer eine eiserne Faust ver¬ 
birgt.“ Arno Neuber 
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Auftragsbestätigung 

Sehr geehrte Kunden, 
leider müssen wir Ihnen mitteilen, 
dass Sie mit Ihrem Angebot bei der 
letzten öffentlichen Ausschreibung 
(Bundestagswahl) nicht zum Zuge 
gekommen sind. 

Aus diesem Grund werden Ihnen in 
der nächsten Auftragsbearbeitungs¬ 
phase (Legislaturperiode) wie ge¬ 
wohnt verschiedene finanzielle Nach¬ 
teile und soziale Schlechterstellungen 
erwachsen. 

Wir bedauern dies außerordentlich. 
Als einzigen Grund für die Ableh¬ 
nung Ihrer Bewerbung durch ihr Auf¬ 
tragsangebot (Stimmzettel) geben wir 
an, dass sich die Parteispenden im ver¬ 
gangenen Jahr verdoppelt haben, und 
zwar durch Großspender, zu denen Sie 
nach unserer Buchhaltungsprüfung 
leider nicht gehören. 

Ihre Auftragsabwickler 
GroKo 

Werner Lutz 
(Deutscher Einheit (z)-Textdienst) 


Endspurt!! 

Kandidatur der DKP 
zur EU-Wahl 

Beglaubigte Unterschriften bit¬ 
te schnellstens an den 

Parteivorstand der DKP 

Hoffnungstraße 18 

45127 Essen senden! 


Der 1. Weltkrieg - bedrückend aktuell 

Kommunistinnen aus den Benelux-Ländern und Deutschland berieten in Aachen 


Den imperialistischen Kriegen den 
Krieg erklärten mehr als 300 De¬ 
monstranten mit einer Demonstration 
am vergangenen Samstag durch die 
Aachener Innenstadt. Es waren bel¬ 
gische, niederländische, Luxemburger 
und deutsche Kommunistinnen und 
Kommunisten die unter roten Fahnen 
an den Beginn des 1. Weltkriegs vor 
100 Jahren erinnerten. Unterstützt 
von Aachener Friedensfreunden, der 
Aachener Linkspartei und türkischen, 
portugiesischen und griechischen Ge¬ 
nossinnen und Genossen warnten sie 
vor den Gefahren neuer Kriege. 

Auf einer Zwischenkundgebung wies 
der Präsident der KP Luxemburgs, Ali 
Ruckert, die Behauptung zurück, die 
Europäische Union trage zur Frie¬ 
denssicherung in Europa bei. Levin 
Zuehlke von der Neuen Kommunisti¬ 
schen Partei der Niederlande charak¬ 


terisierte die Nato, den bewaffneten 
Arm des Imperialismus, als moderne 
Raubritter. 

Herwig Lerouge von der belgischen 
Partei der Arbeit forderte auf der Ab¬ 
schlusskundgebung am Kennedypark 
den sofortigen Rückzug aller Truppen 
der EU-Länder aus ihren Einsatzge¬ 
bieten in Asien und Afrika. Patrik 
Köbele, der Vorsitzende der DKP, er¬ 
innerte daran, dass an den Grenzen 
Europas Flüchtlinge verrecken, wäh¬ 
rend führende Repräsentanten der 
Bundesrepublik mit der Parole hau¬ 
sieren, Deutschland „stelle sich seiner 
Verantwortung 44 . 

An die Demonstration schloss 
sich eine Konferenz der KPen aus 
Deutschland und den Benelux-Län¬ 
dern im Begegnungszentrum Na¬ 
delfabrik an. Ausgehend von der Si¬ 
tuation vor dem und zu Beginn des 


1. Weltkrieges analysierten die etwa 
30 Teilnehmer in Referaten und ei¬ 
ner intensiven Debatte die damaligen 
Konstellationen, verglichen sie mit 
den heutigen und zogen Schlussfolge¬ 
rungen für die eigenen Aufgaben. Das 
historische Thema erwies sich als von 
bedrückender Aktualität. Das zeigt 
die aktuelle Kriegsschulddebatte in 
der Bundesrepublik, die verschleiern 
soll, dass die Herrschenden das Kon¬ 
zept der deutschen Hegemonie in Eu¬ 
ropa auch hundert Jahre später noch 
zum Tragen bringen wollen. Heute 
wie damals sind die Märkte und Res¬ 
sourcen aufgeteilt, das bedeutet, dass 
neuer Einfluss und neue Profitquel¬ 
len nur in aggressiver Konkurrenz zu 
erobern sind - hier liegt der Keim für 
neue Kriege. 

Die Europäische Union ist kein Pro¬ 
jekt, das den arbeitenden Menschen 


dient. Durch den Vertrag von Lis¬ 
sabon hat sie sich als Militärmacht 
konstituiert und ihre Mitglieder zur 
„schrittweisen Verbesserung ihrer mi¬ 
litärischen Möglichkeiten“ verpflich¬ 
tet. Die verstärkte Militarisierung 
hat nicht zur Sicherung des Friedens 
beigetragen, sondern weitere Kon¬ 
fliktherde geschaffen. 

So erhält der Kampf für den Frieden 
Priorität für die beteiligten Parteien. 
Der Aggressivität nach außen ent¬ 
spricht die Aggressivität nach innen: 
die Staaten der EU liefern sich ein 
Rattenrennen um die besten Stand¬ 
ortbedingungen zur Profitmaximie¬ 
rung, und das heißt: maximale Vernut- 
zung der Arbeitskraft und Senkung 
des Preises dieser Ware, wirtschaft¬ 
liche und gesellschaftliche Ausgren¬ 
zung des „überschüssigen“ Teils der 
Bevölkerung. 


Die Konferenzteilnehmerinnen ver¬ 
einbarten, dass die Analyse des ge¬ 
genwärtigen Imperialismus gemein¬ 
sam weitergeführt werden soll. Sie 
habe sich als fruchtbar erwiesen und 
könne in dieser Form von keiner Par¬ 
tei alleine geleistet werden. Die vier 
Parteien werden in den kommenden 
Wochen eine gemeinsame Plattform 
für die Friedensarbeit ausarbeiten 
und veröffentlichen. 

Der besondere Dank aller galt am 
Ende der Beratung der gastgeben¬ 
den DKP-Kreisorganisation Aachen 
und der Aachener SDAJ, die mit vol¬ 
lem Einsatz in der Organisation der 
Demonstration wie in der Betreuung 
der Gäste Beispielhaftes geleistet ha¬ 
ben. 

M.l. 

(Siehe auch Seite 9) 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Der Vizekanzler im Merkel-Modus 


„Spitzenposition“, „Rekordbeschäftigung“, „Paradebeispiel“, der Jahreswirtschaftsbericht des Sigmar Gabriel 



D er SPD-Vorsitzende strahlt: 
„Deutschlands Wirtschaft und 
Arbeitsmarkt sind in guter Ver¬ 
fassung. Deutschland hält, was das 
Wachstum angeht, eine Spitzenpositi¬ 
on im europäischen Vergleich. Auf dem 
Arbeitsmarkt herrscht Rekordbeschäf¬ 
tigung. Die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Industrie ist hoch. Deutsch¬ 
land gilt inzwischen als ein Paradebei¬ 
spiel dafür, wie es gelingen kann, durch 
industrielle Wertschöpfung, Strukturre¬ 
formen und Innovationspolitik sowohl 
Wettbewerbsfähigkeit als auch ein ho¬ 
hes Beschäftigungsniveau zu sichern. 
Diese gute Entwicklung wollen wir 
stärken und ausbauen.“ 

Der Passus stammt aus dem Geleitwort 
des Jahreswirtschaftsberichtes, welches 
der Sigmar Gabriel mit seinem Konter¬ 
fei und seiner Unterschrift schmückt. 
Aus dem Munde der Kanzlerin ist die¬ 
se sozialökonomische Gesundbeterei, 
verbunden mit dem Loblied auf die 
deutsche Dumpinglohn-gestützte Ex¬ 
portoffensive ja sattsam bekannt. Nun 
haben zwei Monate genügt, um den 
SPD-Chef auf das Merkelsche Credo, 
„stärken und ausbauen“ einzustimmen. 
Interessanterweise unter dem gön¬ 
nerhaften Beifall von CDU/CSU be¬ 
kannte sich Gabriel in seiner aus glei¬ 
chem Anlass gehaltenen Regierungs¬ 
erklärung, demonstrativ in Richtung 
Gewerkschaften und Parteimitglied¬ 
schaft, zu einer aktiven Lohnpolitik 
mit Inflationsausgleich plus Produk¬ 
tivitätszuschlag. Und wenn die Kräfte 
reichten, auch noch darüber hinaus. Er 
erwähnte selbstredend mit keiner Sil¬ 
be, dass es die eigene Agenda-Politik 
war, die mit der Schaffung eines der 
größten europäischen Niedriglohnsek¬ 
tors, genau das verhindert hat. Seither 
dürfen die „abhängig Beschäftigten“ 
froh sein, überhaupt einen Inflations¬ 
ausgleich zu bekommen. In den unte¬ 
ren Lohngruppen ist bekanntlich auch 
das nicht der Fall. Diejenigen, die oh¬ 
nehin wenig haben, mussten Einbußen 
bis über 20 Prozent hinnehmen. Und 
es wird in Kürze zu beobachten sein, 
wie viel von Gabriels angeblichen „IG 
Metall-Funktionärslehrgang I“ übrig 
geblieben ist, wenn es schlicht dar¬ 


um geht, die Forderungen von ver.di 
durchzusetzen. „Kollege“ de Maiziere 
hat jedenfalls die bekannte Marsch¬ 
route „maßlos überzogen“ längst aus¬ 
gegeben. 

Ungebremstes Lohndumping 

Besonders stolz war der Bundeswirt¬ 
schaftsminister auf seinen Mindest¬ 
lohn. Abgesehen davon, dass dieser 
bei entsprechendem Willen schon un¬ 
ter Rosa-Oliv hätte installiert werden 
können, besteht zur Freude wenig An¬ 
lass. „Gut, das ist der Pfennig, aber wo 
ist die Mark?“ Zu wenig, zu spät und zu 
schlecht. Das eigentliche Problem ist 
aber, dass infolge der gewollten Schwä¬ 
chung der Gewerkschaften und des un¬ 
gebremsten Lohndumpings ein gesetz¬ 
licher Mindestlohn überhaupt erfor¬ 
derlich ist. Es ist der Rückmarsch ins 
19. Jh., als der kapitalistische Raubbau 
selbst den preußischen Junkern zu weit 
ging, und der Staat für gewisse Min¬ 
deststandards in den Betrieben sor¬ 
gen musste. Ein Mindestlohn ist keine 
Errungenschaft, sondern ein Armuts¬ 
zeugnis. Der deutsche vorzugsweise. 
„Deutschlands Wirtschaft und Arbeits¬ 
markt sind in guter Verfassung“ - mag 
sein, wenn man die Welt als Börsenzo¬ 
cker betrachtet. 

Der Minister sieht eine „solide kon¬ 
junkturelle Grunddynamik“, eine 
„breit angelegte und stetige Aufwärts¬ 
bewegung“. Diese lag 2013 mit 0,4 Pro¬ 
zent BIP-Wachstum so gerade im Be¬ 
reich des statistisch Wahrnehmbaren. 
2014 sollen es statt 1,7 nun 1,8 Pro¬ 
zent werden. Warum? Ein Plus beim 
Binnenkonsum von 2,0 Prozent soll‘s 
richten. 240 000 Menschen sollen zu¬ 
sätzlich eine Arbeit finden. Warum, 
bei einer historisch niedrigen Inves¬ 
titionsquote und einer stagnierenden 
Auslandsnachfrage? Ein Hoffnungs¬ 
wert. Aber selbst wenn, was nutzt die 
„Rekordbeschäftigung“ makroökono¬ 
misch, wenn sie nur bei den Hunger¬ 
löhnen boomt? Und dann: Die „Stim¬ 
mungsindikatoren“ deuteten darauf 
hin. Jene Verkaufs-PR also, wie die 
des GfK-Index, der uns regelmäßig in 
den Konsumrausch zu schreiben ver¬ 
sucht, bis wenig später selbst das statis¬ 


tische Bundesamt die Tristesse in den 
Kassen bestätigt. Zum Kaufen braucht 
man Geld. Das sollte sich doch auch bis 
zur Kaiser-Wilhelm-Akademie herum¬ 
gesprochen haben. 

Gemachte Not der 
Staatsfinanzen 

Gleiches gilt für den auch vom Wirt¬ 
schaftsminister weidlich beklagten 
„Investitionsstau“ den es bei der In¬ 
frastruktur aufzulösen gelte. Dass es 
marode Straßen, Brücken und Gebäu¬ 
de, unterfinanzierte Schulen, Univer¬ 
sitäten und Behörden gibt, dass vieles 
dringend Erforderliche nicht gebaut 


wird, ist ja nun so neu nicht. Toll, dass 
Berlin es nun auch erahnt. Aber was 
nutzt diese Erkenntnis, wenn es gleich 
im nächsten Satz heißt: „Kein Geld da.“ 
„Alle Kassen leer“ (außer zum Kriege 
führen, versteht sich). Die hochgeprie¬ 
senen Parteigenossen des SPD-Chefs, 
allen voran ein gewisser Gerhard 
Schröder haben doch mit ihren „Steu¬ 
erreformen“ für genau diesen desas¬ 
trösen Zustand der Staatsfinanzen ge¬ 
sorgt. Und dazu mit der von ihnen ini¬ 
tiierten Schuldenbremse, dass nun er, 
der Bundeswirtschaftsminister, nicht 
einmal mehr simple Konjunkturpolitik 
betreiben kann: „Sie (die Bundesregie¬ 


rung, K.W.) wird Einnahmen und Aus¬ 
gaben so gestalten, dass der Haushalt 
dieses Jahr strukturell ausgeglichen 
ist und ab dem kommenden Jahr der 
Bundeshaushalt ohne Nettokreditauf¬ 
nahme aufgestellt wird.“ Dabei wäre 
bei einem Miniwachstum von 0,4 Pro¬ 
zent ein kreditfinanziertes Konjunk¬ 
turprogramm zur „Investitionsstau“- 
Auflösung durchaus angebracht - bis 
zur Rücknahme der „Steuerreformen“ 
von Rosa-Oliv. (Na, wir wollen nicht 
herumphantasieren, es reicht wenn 
das im BMWi passiert: „Als zentra¬ 
le Annahme wird für die Projektion 
unterstellt, dass der Finanzsektor sta¬ 
bil bleibt und es insbesondere im Eu¬ 
roraum zu keinen negativen Entwick¬ 
lungen kommt.“) 

Da die herrschenden Eliten, schein¬ 
bar im Gegensatz zum BDWi, sich 
der wenig erbaulichen Lage durch¬ 
aus bewusst sind, gibt es ein seit ge¬ 
raumer Zeit betriebenes, expansives 
Projekt. Das als Freihandelsabkom¬ 
men geführte TTIP (Transatlantische 
Handels und Investitionspartner¬ 
schaft) soll den größten freien Wirt¬ 
schaftsraum der Erde eröffnen und 
einen neuen Handels- und Investiti¬ 
onsboom auslösen. Die Erfahrungen 
mit derartigen Versprechungen sind 
eindeutig - schlecht. Nichtsdestotrotz 
stellt sich der SPD-Chef ausdrücklich 
hinter das Projekt. Das Problem: Es 
gibt kaum Handelshemmnisse. Allen¬ 
falls „nichttariffärer“ Art. Das Ziel ist 
nicht der Abbau von Zöllen, sondern 
von „Regulierungen“. Die Zulassung 
beispielsweise von „Gen-Mais“ könn¬ 
te da möglicherweise in Zukunft vor 
einem Privatgericht eingeklagt wer¬ 
den. Gabriel hat natürlich ebenso ver¬ 
sprochen, dass dies nicht der Fall sein 
werde, wie Schwarz-Rot versprochen 
hat den „Gen-Mais“ nicht zuzulassen. 
Man sei bereit, eine „transparente De¬ 
batte zu führen“, rief der SPD-Chef ge¬ 
wissermaßen vor den verschlossenen 
Türen der Verhandlungskommissio¬ 
nen. Es scheint eine „Transparenz ä la 
NSÄ‘ zu sein, die dem Sigmar Gabri¬ 
el da vorschwebt. Wie es scheint, nicht 
nur in diesem Falle. 

Klaus Wagener 


„Union Busting“ im Einkaufstempel 

Wird die Shopping Mall zur Sünden-Mall? 


Im Einkaufstempel Centro in Ober¬ 
hausen treibt die Gebäudereinigungs¬ 
firma Interclean aus Gladbeck ihr 
Unwesen. Ausbeutung, Diebstahl an 
Beschäftigten, Bedrohungen des Be¬ 
triebsrats gehören nach Aussagen von 
Beschäftigten zum Tagesgeschäft der 
Gladbecker Gebäudereinigung, deren 
Hauptauftragsgeber der Konsumtem¬ 
pel Centro in Oberhausen ist. 

Ein Chef namens Helmuth Barkow- 
ski scheint alle Register von Union- 
Busting-Methoden (Union Busting = 
systematische Bekämpfung von Ge¬ 
werkschaften, Betriebsräten und Be¬ 
schäftigten) gegen den gewählten Be¬ 
triebsrat zu ziehen. Dem Chef wird 
vorgeworfen, dass Gewerkschafter mit 
knallharten Methoden von Union Bus¬ 
ting aus dem Betrieb gemobbt werden. 
Bei Beschäftigten entstand wohl der 
Eindruck, dass die Demokratie bei 
Interclean mit der Unterschrift unter 
dem Arbeitsvertrag endet. 2012 be¬ 
schlossen Frauen und Männer von In¬ 
terclean, sich gemeinsam mit der IG 
BAU gegen die Arbeitgeberschwei¬ 
nereien zu wehren. Sie machten von 
ihrem Recht Gebrauch und wählten 
einen Betriebsrat. Trotz aller Behin¬ 
derungen bei der Wahl zogen die Be¬ 
schäftigten von Interclean mutig die 
BR-Wahl durch. Bei knapp 150 Be¬ 
schäftigten wurde ein siebenköpfiger 
Betriebsrat gewählt. Mit der Wahl des 
Betriebsrates begann ein Film, in des¬ 
sen Drehbuch Elemente von Krimina¬ 
lität, Korruption und Menschenverach- 
tung stecken. 


Repressalien gegen 
BR-Mitglieder 

Unterstützt von der einschlägig be¬ 
kannten Union-Busting-Kanzlei 
Schreiner + Partner setzte Interclean 
alle Möglichkeiten in Bewegung, die 
gewählten Betriebsräte im wahrsten 
Sinne des Wortes fertig zu machen. 
Der Arbeitgeber konstruierte offen¬ 
kundig Strafttatsverdacht gegen Be¬ 
triebsratsmitgliedern. Nur zwei Be¬ 
triebsräte hielten bisher dem Druck 
von Interclean stand. Fünf gewählte 
Betriebsräte sowie fünf Ersatzmit¬ 
glieder haben hingegen ihr Mandat 
niedergelegt. 

Kolleginnen berichteten, die Be¬ 
triebsratsarbeit sei ständig behindert 
worden. Nach § 40 Abs. 2 Betriebsver¬ 
fassungsgesetz hat der Arbeitgeber 
dem Betriebsrat angemessene Räum¬ 
lichkeiten für seine Tätigkeiten zur 
Verfügung zu stellen. Für Interclean 
waren die angemessenen Räumlich¬ 
keiten u. a. ein unbeheizter Container, 
ein Dixi-Klo, ein Tisch und ein paar 
Stühle. Es begann ein Feldzug gegen 
die gewählten Betriebsräte. Die Be¬ 
triebsratsvorsitzende von Interclean 
erhielt im Zusammenhang mit ihrer 
Betriebsratstätigkeit eine Abmah¬ 
nung, in einem anderen Fall wird ihr 
„Computerbetrug“ vorgeworfen. Ein 
Vorarbeiter, der ebenfalls Mitglied 
des Betriebsrats war, wurde vor die 
Wahl gestellt, Betriebsrat zu bleiben 
oder abgestuft zu werden und eine 
andere Arbeit zugewiesen zu bekom¬ 
men. 


Der erste Betriebsrats Vorsitzende gab 
sein Amt und seine Beschäftigung bei 
Interclean auf, als er gesundheitlich 
bereits stark angeschlagen war und 
sein Familienleben schon Schaden ge¬ 
nommen hatte. Bereits im Vorfeld der 
Betriebsratswahl bekam er drei un¬ 
berechtigte Abmahnungen, dann die 
Kündigung, obwohl er als Einlader 
zur Wahlversammlung des Betriebsrats 
nach § 15 Abs. 3 und 3a KSchG nicht 
ordentlich kündbar war. Das Verfahren 
vor dem Arbeitsgericht gewann er. Die 
nächste Kündigung wurde ihm wegen 
Arbeitszeitbetrug ausgesprochen. Sei¬ 
ne Klage vor dem Arbeitsgericht ge¬ 
wann er ebenfalls. Doch sein Sieg vor 
Gericht war ein auch Sieg für Helmuth 
Barkowski und seine Firma Interclean. 
Der Betriebsrat legte sein Mandat nie¬ 
der und kündigte sein Arbeitsverhält¬ 
nis - zermürbt von den ständigen Aus¬ 
einandersetzungen. 

Der jetzigen Betriebsratsvorsitzenden 
wurde in einem Personalgespräch an- 
geboten, im Falle ihres Rücktritts eine 
Art Ombudsfrau für Personalange¬ 
legenheiten zu werden und dafür 20 
Stunden zusätzlich bezahlt zu bekom¬ 
men. Doch die sie zeigte Stärke und 
Rückgrat. 

Großes Geld mit den Toiletten 

Eine ganz eigene Methode der Be¬ 
reicherung entwickelte Barkowski. 
Auf den Toiletten des Centros setz¬ 
te Barkowski so genannte „Trink¬ 
geldaufsichten“ ein. Die Beschäftig¬ 
ten erhielten einen Bruttolohn von 


5,20 Euro pro Stunde. Die Tagesein¬ 
nahmen der „Trinkgeldaufsicht“, das 
Geld wird von gutgläubigen Toilet¬ 
tenbesuchern auf einen Trinkgeldtel¬ 
ler gelegt, verbuchte Barkowski als 
Einnahme. Das waren täglich bis zu 
300 Euro in der Weihnachtszeit, teil¬ 
weise wohl auch deutlich höher. Die¬ 
se Einnahmen lassen sich steuerlich 
schlecht verbuchen. Die Beschäftig¬ 
ten sehen davon nicht einen Euro. 
Im Eingangsbereich wird mit einem 
Schild darauf aufmerksam gemacht, 
dass das „Tellergeld“ zum Unterhalt 
der Toiletten diene. Viele Kunden 
sind davon ausgegangen, dass es sich 
um ein Trinkgeld handelt, das unmit¬ 
telbar den Reinigungskräften zugute 
kommt. 

Eine „Trinkgeldaufsicht“ wehrte sich 
und reichte Klage beim Arbeitsgericht 
in Gelsenkirchen ein. Nun bekam der 
Fall Interclean eine neue Dimension. 
Vor dem Arbeitsgericht gab der Ar¬ 
beitsrichter der Klägerin Recht. In sei¬ 
ner Urteilsbegründung ging er davon 
aus, dass der „Kunde“ glauben müsse, 
das Geld komme dem Reinigungsper¬ 
sonal zugute und sprach der Trinkgeld¬ 
aufsicht einen Auskunftsanspruch über 
die Höhe des „Tellergeldes“ während 
ihrer Beschäftigung zu. Das wird für 
die Firma Interclean zum Problem. 
Wie hoch ist die Summe der Einnahme 
und wie wurden diese Einnahmen ver¬ 
bucht? Diese Punkte muss Interclean 
jetzt aufklären. 

Für die „Trinkgeldaufsicht“ ist der 
Fall noch nicht geklärt, in einer wei¬ 


teren Klage will sie nun den ihr zu¬ 
stehenden Anteil vom Toilettengeld 
einklagen. 

Betriebsratswahlen 
werden vorbereitet 

Einen Erfolg gegen Interclean feierten 
die mutigen Betriebsräte von Inter¬ 
clean im Februar vor dem Arbeitsge¬ 
richt in Gelsenkirchen. Die Parteien 
einigten sich auf folgenden Vergleich: 
Interclean wird dem Betriebsrat bis 
zur nächsten Wahl eine 100 Quadrat¬ 
meter große Wohnung im Firmenge¬ 
bäude zur Verfügung stellen. Danach 
muss Interclean ihm ein entsprechend 
ausgestattetes 35 Quadratmeter gro¬ 
ßes Büro zur Verfügung stellen. In¬ 
formationen zufolge wird dieser Ver¬ 
gleich scheitern, weil die Wohnung auf 
dem Firmengelände extern vermietet 
ist. 

Die Beschäftigten von Interclean las¬ 
sen sich aber nicht entmutigen, sie or¬ 
ganisieren gemeinsam mit der IG BAU 
und ihrem Anwalt die Betriebsrats¬ 
wahlen 2014. 

Eine Frage drängt sich auf: Warum 
greift das Centro Oberhausen nicht 
ein und legitimiert so faktisch die 
Praktiken der Firma Interclean? Liegt 
es daran, dass im Centro Oberhausen 
ein Bruder von Helmuth Barkowski 
für den Bereich Reinigung zuständig 
ist? Ob die Bruderliebe bei der Auf¬ 
tragsvergabe eine Rolle spielte? Aber 
solche Schlüsse wären reine Spekula¬ 
tion. 

S. Bauknecht. 
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Aufstocken? Besser beim Tarif! 

Tarifforderung im öffentlichen Dienst mit einer starken sozialen Komponente 



100 Euro als Sockelbetrag für alle! 
Und darauf noch einmal 3,5 Pro¬ 
zent! Mit dieser Forderung geht ver. 
di in die Tarifrunde für die Beschäftig¬ 
ten der Kommunen und des Bundes. 
Während die Gewerkschaftsbasis die¬ 
sen Beschluss der Bundestarifkommis¬ 
sion (BTK), der ein Forderungsvolu- 
men von ca. sieben Prozent bedeutet, 
mit großer Zustimmung aufnimmt, re¬ 
agieren die öffentlichen Arbeitgeber 
mit den üblichen Abwehrritualen. 
Innenminister De Maiziere, nach der 
Bundestagswahl wieder Verhandlungs¬ 
führer der öffentlichen Arbeitgeber, 
nannte die Tarifforderung „maßlos 
überzogen“ die sich niemand leisten 
könne. Sein Pech, dass am gleichen 
Tag bekannt wurde, dass sich die Gro¬ 
ße Koalition auf eine Tariferhöhung 
für die Abgeordneten des Bundesta¬ 
ges von sage und schreibe über zehn 
Prozent geeinigt hatte. 

Die kommunalen Arbeitgeber, orga¬ 
nisiert in der Vereinigung kommuna¬ 
ler Arbeitgeber (VKA), drohen mal 
wieder mit dem Schlimmsten. Die 
Sockelanhebung würde den Niedrig¬ 
lohnbereich des öffentlichen Dienstes 
so teuer machen, dass die Folge ein 
Mehr an Ausgliederung und Privatisie¬ 
rung zum Beispiel bei der Müllabfuhr 
und im Nahverkehr wäre. Die VKA 
verweist zudem auf die drängende Fi¬ 
nanznot so mancher Kommune, die 
sich große Sprünge bei den Mehraus¬ 
gaben nicht leisten könne. Er vergaß 
zu sagen, dass die Finanznot der Kom¬ 
munen ein politisches Problem ist, das 
politisch gelöst werden muss. Die Be¬ 
schäftigten verschuldeter Kommunen 
könnten 50 Jahre auf Fohnerhöhungen 
verzichten, und die Kommunen wären 
immer noch überschuldet. 
Tarifforderungen mit einer sozialen 
Komponente sind bei den Gewerk¬ 
schaften des öffentlichen Dienstes in¬ 
zwischen keine Ausnahme mehr. 2008 
wurde ein Tarifergebnis erzielt, das 
mit einem Sockelbetrag für die unte¬ 
ren Entgeltgruppen Steigerungen von 
zum Teil über acht Prozent bedeute¬ 
te, allerdings bei einer Faufzeit von 24 
Monaten. 

Auch waren die DGB-Gewerkschaf- 
ten ver.di, GEW, GdP und IG BAU 
mit einer Forderung, die eine „soziale 
Komponente“ enthielt, in die Tarifaus¬ 
einandersetzung gegangen. Es sollte 
mindestens 200 Euro für alle erzielt 
werden. Das prozentuale Ergebnis ließ 


sich durchaus sehen. Innerhalb von 18 
Monaten stiegen die Einkommen ta¬ 
bellenwirksam um 6,3 Prozent. Trotz¬ 
dem war das Ergebnis in der Mitglied¬ 
schaft von ver.di sehr umstritten, weil 
in der Struktur des Ergebnisses auch 
nicht ansatzweise eine „soziale Kom¬ 
ponente“ durchgesetzt werden konnte. 
Das hatte einerseits selbstverursachte 
Gründe. 

Hauptproblem für ver.di war und 
ist aber ein anderes. Der öffentliche 
Dienst leidet unter Nachwuchspro¬ 
blemen. Grund dafür ist, dass die Loh¬ 
nentwicklung mit der Privatwirtschaft 
nicht mithält. So stiegen die Tarifgehäl¬ 
ter zwischen 2000 und 2013 in der Ge¬ 
samtwirtschaft um knapp 34 Prozent 
an, im öffentlichen Dienst hingegen 
nur um rund 29 Prozent. Hiervon be¬ 
troffen ist besonders der Bereich der 
gut bis hoch qualifizierten Beschäftig¬ 
ten. Verursacht wird dieses seit Jahren 
vor allem durch die Weigerung der 
Arbeitgeber, eine Entgeltordnung mit 
den Gewerkschaften zu vereinbaren, 
die zu einer Aufwertung dieser Stel¬ 
len führt. Dieses wurde deutlich, als 


für den Sozial- und Erziehungsdienst 
2009 eine Entgeltordnung vereinbart 
wurde, mit der lediglich der Status Quo 
von vor der Einführung des TVöDs, 
eine Aufwertung dieser Berufe durch 
die Gewerkschaften aber nicht erreicht 
wurde. Folge ist, dass die Kommunen 
z.B. Probleme haben, genug Erzieher¬ 
innen zu finden, um die vielen neu ge¬ 
schaffenen Stellen mit qualifiziertem 
Personal auch besetzen zu können. 

Im unteren Lohnbereich dagegen ver¬ 
dienen die Kolleginnen und Kollegen 
des Öffentlichen Dienstes trotz ihres 
Einkommens, das sehr oft nur durch 
das Aufstocken durch ALG II zum 
Leben reicht, mehr als ihre Kollegin¬ 
nen und Kollegen der Privatwirtschaft. 
Grund ist die Deregulierung des Ar¬ 
beitsmarktes im letzten Jahrzehnt mit 
der Ausweitung der Leiharbeit und an¬ 
derer prekärer Beschäftigungs Verhält¬ 
nisse. Altkanzler Schröders Stolz, mit 
der Hartz-Gesetzgebung den besten 
Niedriglohnsektor in Europa geschaf¬ 
fen zu haben, ist reiner Zynismus. 

Die Tarifforderung bewegt sich genau 
in diesem Widerspruch. Es ist des¬ 


halb richtig, wenn ver. di-Vor sitzender 
Frank Bsirske darauf hinweist, dass es 
möglicherweise schwierig sein wird, 
diese „soziale Komponente“ durch¬ 
zusetzen, aber die Gewerkschaften 
nicht darauf verzichten dürften, sie zu 
fordern, weil dieses so auch ein politi¬ 
sches Signal gegen Arbeitsverhältnis¬ 
se sei, mit denen kein Einkommen zu 
erzielen sei, um davon vernünftig le¬ 
ben zu können. Und er verwies in der 
Pressekonferenz zur Begründung der 
Tarifforderung darauf, dass die Durch¬ 
setzung einer „sozialen Komponente“ 
in dieser Runde die eine Sache sei; 
die vollkommene Durchsetzung eines 
Mindestlohns mit einer schnellstmög¬ 
lichen Steigerung auf zehn Euro aber 
die andere Seite der gleichen Medail¬ 
le sei. 

Die Forderung bedeutet übrigens, 
dass die Einkommen in der untersten 
Entgeltgruppe um zehn Prozent stei¬ 
gen würden. Die Vertrauensleute der 
Stadtverwaltung Osnabrück brachten 
es auf einem Transparent für diese Ta¬ 
rifrunde auf den Punkt: Aufstocken? 
Besser beim Tarif! Wilhelm Koppelmann 


Kollektiver Kampf um die Mietobergrenze 

Erkämpfte Rechte für Mieter zurückholen 


Mietaufkommen um bis zu 50 Prozent 
des Einkommens sind keine Selten¬ 
heit mehr. Erwerbslose und Berufstä¬ 
tige sind davon gleichermaßen betrof¬ 
fen. Eine unserer Kernforderungen 
betrifft das Verhältnis von Miete und 
Einkommen: „Rauf mit den Löhnen - 
Runter mit der Miete!“ Unerlässliches 
Instrument zur Mietpreiskontrolle sind 
staatlich festgelegte Mietobergrenzen. 
Staatliche Eingriffe sind nicht klassen¬ 
neutral. Es gibt z.B. eine „Mietober¬ 
grenze“, die ausschließlich zu Lasten 
der Lohnabhängigen eingesetzt wird: 
Die Bemessungsgrenzen der „Kosten 
der Unterkunft“ (KdU) für Bezieher 
von ALGII und „Grundsicherung“ 
durch die Jobcenter. In Berlin liegt der 
Höchstsatz um 4,90 Euro/qm - weit 
unterhalb der „günstigsten“ Mieten. 
Kostensenkungsaufforderungen und 
Zwangsräumungen sind die Folge. Wo 
es Mietdeckelungen überhaupt noch 
gibt, handelt es sich um Subventionen 
der Hausbesitzer. Unsere Forderung 
nach Mietgrenzen muss fragen: Wem 
nutzen sie? 

Seit Ausbildung des staatsmonopo¬ 
listischen Kapitalismus sind staatli¬ 
che regulierende Maßnahmen aus 
der Wohnraumversorgung der BRD 
nicht wegzudenken, weil die Mas¬ 
se der Werktätigen aus dem „freien 
Wohnungsmarkt“ ausgeschlossen ist. 
Die Einkommen sind zu niedrig. Zwei 


Formen kapitalistischer Mietdecke¬ 
lung dominierten: 

1. Subventionen der Kapitalseite, z.B. 
„Sozialer Wohnungsbau“, Wohngeld; 

2. Mietpreisbindung im Altbaubestand. 
Sie griff vorübergehend in Profite der 
Eigentümer ein ohne den Warencha¬ 
rakter der Wohnung anzutasten. Heute 
ist der Kampf um die Mietgrenze neu 
zu führen: Es geht um die Rückholung 
einst erkämpfter Rechte. 

Lohnerhöhungen von 
15 Prozent nicht in Sicht 

In Sachen „Wohnfrage-Lohnfrage“ ha¬ 
ben wir Kommunistinnen einiges vor¬ 
zuweisen. Die DKP Main Kinzig stellt 
sich in gute Parteitradition, wenn sie 
im Antrag zum XX. Parteitag forder¬ 
te: „Einführung einer Grundmieten¬ 
obergrenze von zehn Prozent des Net- 
to-Haushalteinkommens ohne An¬ 
rechnung des Kindergeldes“. 

Im Gegensatz hierzu steht die gängi¬ 
ge sozialdemokratische Forderung ei¬ 
ner Mietbegrenzung auf 30 Prozent 
des Einkommens (bei „Härtefällen“). 
In der Praxis wissen wir: Je niedriger 
die Einkommen, desto weniger reichen 
die übrigen 70 Prozent zum Leben. 
Noch schlimmer wird es, wenn wir uns 
die „Mietbremsen“ ansehen, die seit 
der letzten Bundestagswahl verkündet 
werden. Eine „Begrenzung“ der Miet¬ 
steigerung auf 15 Prozent in drei Jahren 
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wird hier als Deckelung verkauft. Eine 
Steigerung der Löhne und Renten um 
ebenfalls 15 Prozent ist nicht in Sicht. 
Die Bestimmung des zu fordernden 
Verhältnisses von Miete und Einkom¬ 
men ist Aufgabe klassenorientierter 
Wohnungspolitik. Aber bevor wir mit 
objektiven Formeln in Kämpfe ein- 
treten können, tun wir gut daran zu¬ 
zuhören, wie diese Fragen sich im Be¬ 
wusstsein der kämpfenden Mieterin¬ 
nen spiegeln. Denn gerade die Frage 
der Mietobergrenze und die Erfahrung 
ihres Wegfalls ist ein wichtiges Mo¬ 


ment, das Mieterinnen auch subjektiv 
zur Gegenwehr treibt. Das möchte ich 
an einem Berliner Beispiel skizzieren. 

Kollektiver 

Mieterhöhungsstreik 

Die Sozialmieterinnen am Kotbusser 
Tor besetzen seit Mai 2012 einen öf¬ 
fentlichen Platz - aus Protest gegen 
unbezahlbare Sozialmieten. Sie tun 
nun einen bemerkenswerten Schritt: 
Ab März treten sie in einen kollekti¬ 
ven Mieterhöhungsstreik. Eine ihre 
Kernforderungen an den Senat: „Vier 
Euro netto kalt/qm!“ Die DKP Berlin 
schloss sich dieser Forderung an. Da¬ 
bei ist der Pferdefuß offensichtlich: Die 
Fixierung einer Mietgrenze anhand 
absolut gesetzter Quadratmeterpreise 
kann nicht Grundlage für Verallgemei¬ 
nerungen sein. Sie ist zunächst nur ein 
Reflex auf die täglich erfahrene Praxis 
der Jobcenter mit ihrer schändlichen 
Bemessung der KdU. Eben der Bezug 
auf die Einkommen fehlt. Es wäre aber 
fatal, darin nur Ausdruck „falschen Be¬ 
wusstseins“ zu sehen. Im Gegenteil: 
Die Forderung artikuliert präzise ein 
Erfahrungsmoment, das eine ganze 
Siedlung zum Widerstand trieb. Aus¬ 
löser und Katalysator dieses Protes¬ 
tes ist, wie auch immer artikuliert, der 
Kampf um eine Mietobergrenze. Eine 
solche existierte am Kotti bis Ende 
2011 in Form einer „Kappungsgren- 


Regelsätze in der 
Pflege erhöhen 

Dr. Frank-Michael Pietzsch, Präsident 
der Volkssolidarität, erklärte: „Der 
weitere Anstieg der Zahl von Sozi¬ 
alhilfe abhängigen pflegebedürftige 
Menschen ist ein so ernstes Zeichen, 
dass es einer Anpassung der seit Jah¬ 
ren unveränderten Regelsätze in der 
Pflege bedarf. Die Zahlen weisen auf 
dringenden Handlungsbedarf hin. Es 
reicht nicht, wenn die Regelsätze für 
die Pflegeleistungen lediglich für 2015 
angehoben werden. Es bedarf einer 
regelmäßigen Dynamisierung in fest¬ 
gelegten Zeitabständen.“ Pietzsch wies 
darauf hin, dass für viele Familien die 
erforderliche Zuzahlung nicht leistbar 
ist. „Anliegen bei der Einführung der 
Pflegeversicherung war es, pflegebe¬ 
dürftige Menschen aus der Abhängig¬ 
keit von der Sozialhilfe zu entlassen. 
Dieser Grundsatz muss auch in Zu¬ 
kunft Richtschnur für die Rahmenbe¬ 
dingungen in der Pflege sein.“ 

Ost-West-Angleichung 

„Endlich ist es uns gelungen, in der 
Branche die Lohnmauer einzureißen“, 
sagte der Stellvertretende IG BAU- 
Bundesvorsitzende Dietmar Schä¬ 
fers. „25 Jahre nach der Wende war 
das höchste Zeit und sendet auch ein 
wichtiges Signal in andere Branchen“. 
Lange aber sah es so aus, als würden 
die Tarifverhandlungen im Gerüst¬ 
bauerhandwerk scheitern. Doch seit 
letzter Woche ist der Tarifvertrag für 
die 25 000 Beschäftigten der Branche 
unter Dach und Fach. Die Industriege¬ 
werkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG 
BAU) einigte sich mit den in der Bun¬ 
desinnung/Bundesverband Gerüst¬ 
bau organisierten Arbeitgebern auf 
ein Plus von 3,5 Prozent im Westen ab 
dem 1. März 2014 sowie eine Einmal¬ 
zahlung von 230 Euro. Einen Durch¬ 
bruch gab es in dieser Tarifrunde bei 
der Ost-West-Angleichung. Die Tarif¬ 
löhne im Osten werden ab dem 1. März 
2014 auf das Westniveau angehoben. 
Der Mindestlohn steigt ab 1. Mai 2014 
von 10 Euro auf 10,25 Euro und in ei¬ 
nem weiteren Schritt ab 1. Mai 2015 
um nochmals 25 Cent auf 10,50 Euro. 

Tarifabschluss in der 
Ernergiewirtschaft 

ver.di hat in den Tarifverhandlungen 
für die rund 25 000 Beschäftigten der 
Tarifgemeinschaft Energie (einschließ¬ 
lich E.ON) mit der Arbeitgeberverei¬ 
nigung Energie wirtschaftlicher Unter¬ 
nehmen ein Ergebnis erzielt. Danach 
steigen die Gehälter zum 1. Februar 
2014 um 2,4 Prozent und zum 1. Feb¬ 
ruar 2015 um weitere 2,1 Prozent. 


ze“ (5,35 Euro). Auch diese diente der 
Begünstigung von Immobilienkapital 
und Banken. Der Eigentümerin GSW 
(inzwischen privatisiert, börsennotiert 
und mit Deutsche Wohnen fusioniert) 
wurden horrende „Kostenmieten“ vom 
Staat garantiert und der „sozialverträg¬ 
liche“ Beitrag der Mieterinnen durch 
die Kappungsgrenze fixiert. Bereits die 
war zu hoch. Seit sie wegfiel, steigen 
Mieten und Betriebskosten unaufhör¬ 
lich. Zugleich erklären die Jobcenter 
nur Quadratmeterpreise bis ca. 4,90 
Euro für zulässig. Es wird also eine 
Mietgrenze postuliert, die es in der 
Stadt nicht gibt. Was darüber liegt, be¬ 
rappen die Mieterinnen aus ihren kar¬ 
gen Transferleistungen und Einkom¬ 
men. Was in diesen trockenen Zahlen 
nicht aufscheint, sind die Strom- und 
Gassperren, das bisschen vom Munde 
abgesparte Heizung. 

Der anstehende Mietstreik bringt vie¬ 
le Unwägbarkeiten. Die politische For¬ 
derung nach Mietgrenzen verlangt den 
Eingriff in die Eigentumsverhältnisse. 
Subventionsmieten haben sich als De¬ 
saster für die ausgebeutete Klasse er¬ 
wiesen. „Keinen Cent den Banken und 
Konzernen“ - diese Losung der DKP 
weist auf eine Mietenpolitik, die nicht 
länger den gesellschaftlichen Reichtum 
in Privathände verteilt. Für eine solche 
führen die Mieterinnen am Kotti ihren 
opferreichen Kampf. Klaus Linder 
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Cottbus blockiert erfolgreich 

Am 15. Februar ist in Cottbus ein Auf¬ 
marsch von Neonazis verhindert wor¬ 
den. Ein breites Aktionsbündnis hatte 
aufgerufen, sich aktiv in den Weg zu 
stellen und die Demonstrationsstrecke 
zu blockieren. Die Blockade war zum 
zweiten Mal erfolgreich. 

Die Mobilisierung von etwa 2 500 Ge¬ 
gendemonstranten sei ein großer Erfolg 
gewesen, sagte der Landesvorsitzende 
der DKP in Brandenburg Mario Ber- 
rios Miranda. Zwischenzeitlich seien es 
sogar über 3 000 Gegendemonstranten 
gewesen, sagte der Stadtsprecher Peter 
Lewandrowski. Unter dem Motto „Cott¬ 
bus wird sich wi(e)der setzen“ war es ge¬ 
lungen, Antifaschisten, Vereine, Kirchen 
und bürgerliche Parteien zum gemein¬ 
samen Handeln zu bewegen. Allerdings 
beteiligten sich nur etwa 500 Personen 
an den Blockaden. 

Die Initiatoren bewerten den Aktions¬ 
tag positiv: „Wir haben uns den Neo¬ 
nazis erneut erfolgreich widersetzt. 
Durch couragiertes Handeln haben wir 
klargestellt, dass wir den öffentlichen 
Raum nicht den Neonazis und ihrer 
Geschichtsverdrehung überlassen“, so 
Sascha Kahle von Cottbus Nazifrei!. Es 
sei deutlich spürbar gewesen, dass sich 
immer mehr Menschen in Cottbus trau¬ 
en würden, ihr Gesicht gegen Nazis zu 
zeigen. Es sei ebenfalls deutlich gewor¬ 
den, dass die Mobilisierungskraft der 
NPD nachlasse. Im letzten Jahr seien 
noch rund 180 Neonazis nach Cottbus 
gereist; in diesem Jahr seien es nur rund 
120 gewesen. 

Durch die Aktionsformen des Bünd¬ 
nis Cottbus Nazifrei! sei der zivilgesell¬ 
schaftliche Protest in Cottbus ein wei¬ 
teres Mal bereichert worden. „Was in 
anderen Städten selbstverständlich ist, 
findet allmählich auch in Cottbus Ak¬ 
zeptanz“, so Kahle weiter. „Protestfor¬ 
men aus dem Bereich des zivilen Unge¬ 
horsams sind nach wie vor legitim und 
dürfen nicht pauschal kriminalisiert wer¬ 
den!“ 

Nach wenigen hundert Metern mussten 
die Neonazis von der Polizei gestoppt 
werden. Einer Gruppe von etwa 80 en¬ 
gagierten Gegendemonstranten war es 
gelungen, eine Polizeikette zu durch¬ 
brechen. Zunächst wurden die Nazis an 
der ersten Sitzblockade vorbeigeführt. 
Aber in der Friedrich-Engels-Straße war 
Schluss. Der Polizei ist es nicht gelungen, 
die Straße wieder freizuräumen. Schließ¬ 
lich musste die Nazidemonstration auf¬ 
gelöst werden. An insgesamt sieben Or¬ 
ten waren Blockaden errichtet worden. 
Bis auf einige „Störaktionen“ seien die 
Proteste friedlich verlaufen, meldete 
die Polizei. Ein Sprecher der Initiative 
„Cottbus nazifrei“ sprach davon, dass 
es vereinzelt zu massiver Polizeigewalt 
kam. Augenzeugen berichteten, dass 
auch Pefferspray eingesetzt wurde. Zum 
Vorwurf der Initiative sagte eine Polizei¬ 
sprecherin: „Das ist absoluter Quatsch.“ 
Allerdings werden jetzt strafrechtliche 
Maßnahmen gegen die 80 Gegende¬ 
monstranten geprüft, die eine Polizei¬ 
kette durchbrochen hatten. Bernd Müller 

Bundeswehr betrügt 
Jugendliche 

„Und wieder setzt die Bundeswehr 
Sport als Köder ein, um Jugendliche zu 
rekrutieren“, kritisiert die innenpoliti¬ 
sche Sprecherin der Fraktion ,Die Lin¬ 
ke 4 , Ulla Jelpke, das heute beginnende 
fünftägige „Adventure Camp“. Zu die¬ 
ser Maßnahme des „Jugendmarketings“ 
erklärt Jelpke weiter: 

„Liebst Du die Herausforderung? 
Willst Du zeigen, was in dir steckt?“ Mit 
solchen Tönen werden Jugendliche an¬ 
gelockt, um sie zu künftigen Gebirgsjä¬ 
gern zu machen. Die Bundeswehr lässt 
sich die Rekrutierungsmasche einiges 
kosten: Gerade einmal 30 Jugendliche 
werden zur Teilnahme auserkoren, da¬ 
für werden insgesamt 285 000 Euro 
ausgegeben. Das sind fast 10 000 Euro 
pro Teilnehmer. Der größte Batzen mit 
265 000 Euro ging dabei für die Wer¬ 
bung im Vorfeld drauf, davon profitiert 
hat vor allem die Jugendzeitschrift 
Bravo, die als Kooperationspartner der 
Bundeswehr das junge Publikum auf 
das Adventure-Camp aufmerksam ma¬ 
chen sollte. Erfreulich ist angesichts die¬ 
ses Aufwandes aus meiner Sicht, dass 
sich lediglich 193 Jugendliche über¬ 
haupt zur Teilnahme beworben haben.“ 


Kein ernsthaftes Aufklärungsinteresse 

Loveparade: Opferanwälte kritisieren Staatsanwaltschaft 



Die Todesrampe der Duisburger Loveparade. 


K napp dreieinhalb Jahre, nach¬ 
dem am 24. Juli 2010 eine Mas¬ 
senpanik bei der „Loveparade“ in 
Duisburg ausbrach, wodurch mehrere 
Hundert junge Menschen teils schwer 
verletzt und 21 Personen zu Tode ka¬ 
men, hat die Duisburger Staatsanwalt¬ 
schaft endlich Anklage gegen insge¬ 
samt 10 potentiell für die Tragödie Ver¬ 
antwortliche erhoben. Ihnen soll unter 
anderem wegen „fahrlässiger Tötung“ 
und „fahrlässiger Körperverletzung“ 
der Prozess gemacht werden. 

Im Rahmen ihrer Ermittlungen hatte 
die Behörde insgesamt mehr als 3 500 
Zeugen befragt und mehrere hundert 
Stunden Videomaterial ausgewertet. 
Dabei kam die Behörde zu dem Er¬ 
gebnis, dass das Gelände am Duisbur¬ 
ger Hauptbahnhof, wo der Großevent 
stattfand, ungeeignet gewesen sei. So 
sei eine einzige auf das Gelände füh¬ 
rende Rampe (s. Foto) als gemeinsamer 
Zu- und Ausgang zu klein für die er¬ 
wartete Besucherzahl gewesen. 
Während die Anklagebehörde ur¬ 
sprünglich gegen insgesamt 16 Beschul¬ 
digte ermittelt hatte, hat sich die An¬ 
zahl der nunmehr tatsächlich Beschul¬ 
digten deutlich reduziert. So sollen sich 
nach derzeitigem Stand nur der ehema¬ 
lige Baudezernent der Stadt, fünf Mit¬ 
arbeiter des Bauamtes und vier Ange¬ 
stellte der Firma „Lopavent“ die die 
Loveparade veranstaltet hatte, auf der 
Anklagebank wiederfinden. 

Zwar hatten Opferanwälte und Betrof¬ 
fene schon in der Vergangenheit regel¬ 
mäßig gefordert, alle potentiell Verant¬ 
wortlichen für die Katastrophe tatsäch¬ 
lich auch vor Gericht zu 
stellen, die Ermittlungs¬ 
behörden kamen diesem 
Ansinnen jedoch nicht 
nach. So finden sich nicht einmal der 
nach dem Loveparade-Desaster im 
Februar 2012 abgewählte Duisburger 
Oberbürgermeister Adolf Sauerland 
(CDU) oder Lopavent-Chef Rainer 
Schaller unter den Beschuldigten. 
Diese seien zwar in die Planung der 
Loveparade eingebunden gewesen, 


ihre Mitwirkung sei jedoch „für den 
Ausgang des Geschehens aber nicht 
ursächlich“ gewesen, urteilte die 
Staatsanwaltschaft. Anstelle sich auf 
die Seite der Angehörigen und Opfer 
zu schlagen, die die damalige Tragödie 
überlebt hatten, warnte der nordrhein¬ 
westfälische Justizminister Thomas 
Kutschaty (SPD) vor falschen Erwar¬ 
tungen an einen Prozess. Ein Strafver¬ 
fahren könne „der emotionalen Sei¬ 
te von menschlichen Dramen nur be¬ 
dingt Rechnung tragen“, konstatierte 
der Minister im Rechtsausschuss des 


Landtags. „Ich weiß, dass viele Men¬ 
schen von einer etwaigen moralischen 
Schuld auch auf eine strafrechtliche 
schließen wollen. Dieser Schluss ist 
allerdings in einem Rechtsstaat unzu¬ 
lässig.“ 

Stattdessen spricht vieles dafür, dass 
das Loveparade-Unglück hätte ver¬ 


hindert werden können, wenn sich die 
damals politischen Verantwortlichen 
nicht derart konsequent geweigert hät¬ 
ten, die früh von Experten ausgespro¬ 
chenen Warnungen über mangelnde Si¬ 
cherheitsvorkehrungen und den zu er¬ 
wartenden und nicht zu bewältigenden 
Ansturm von Menschenmassen auch 
nur zur Kenntnis zu nehmen. 

Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt 
auch ein von der Duisburger Staatsan¬ 
waltschaft selbst in Auftrag gegebenes 
Gutachten. Der britische Panikforscher 
Keith Still urteilte, dass das gesamte 
Sicherheitskonzept der 
Loveparade allein auf¬ 
grund der zu erwarten¬ 
den Menschenmengen 
hätte überprüft werden müssen. Ein 
weiteres, ebenfalls von der Behörde an¬ 
gefordertes Gutachten hatte den Love¬ 
parade-Veranstalter Lopavent schwer 
belastet. So resümierte die Firma Invita 
Consult, dass auf dem insgesamt über 
110 000 Quadratmeter großen Gelän¬ 
de lediglich 234 Sicherheitskräfte ein¬ 


gesetzt gewesen seien. Als die Massen¬ 
panik ausgebrochen sei, wären die dort 
eingeteilten acht Ordner heillos über¬ 
fordert gewesen. 

Kaum übersehbar ist auch die Ver¬ 
antwortung der damals eingesetzten 
Polizeibeamten. So hätte etwa der als 
erfahrener Polizeiführer geltende Ein¬ 
satzleiter die Tragödie unter Umstän¬ 
den verhindern können, wenn er zwi¬ 
schen 15.30 und 16 Uhr die Polizeikette 
am Tunnel, wo die Massenpanik ausge¬ 
brochen war, mit zusätzlichen Beam¬ 
ten hätte verstärken lassen. Genau zu 
diesem Zeitpunkt war der Beamte je¬ 
doch damit beschäftigt, den aus Duis¬ 
burg stammenden nordrhein-westfäli¬ 
schen Innenminister Ralf Jäger (SPD), 
der sich mit dem Beamten in der Ein¬ 
satzzentrale befand, über den bis da¬ 
hin gewesenen Einsatzverlauf zu infor¬ 
mieren. 

An dem Unglückstag eingesetzte Poli¬ 
zeibeamte sollen indes in Vernehmun¬ 
gen bestätigt haben, dass der damalige 
Ministerbesuch ablenkend auf sie ge¬ 
wirkt und den Einsatzverlauf gestört 
habe. In diesem Zusammenhang soll 
auch der Vorwurf des „Einsatztouris¬ 
mus“ gefallen sein. Harsche Kritik übten 
Opferanwälte am Vorgehen der Ankla¬ 
gebehörde. Rechtsanwalt Julius Reiter 
kritisierte im WDR-Radio, dass kein 
Vertreter der Polizei vor Gericht ge¬ 
stellt werde. „Es geht schließlich auch 
darum, dass die Verantwortlichkeit 
der Institutionen festgestellt wird“, 
sagte er. Die Frage, ob die Polizei ver¬ 
sagt habe, sei außerdem wichtig für 
Schmerzensgeldansprüche der Op¬ 
fer, so der Jurist, der außerdem einen 
unabhängigen Untersuchungsbericht 
forderte. 

Wann genau der Prozess vor dem 
Landgericht Duisburg beginnen wird, 
ist unterdessen noch unklar. Auch über 
die Prozessdauer kann nur gemutmaßt 
werden. Schließlich ist allein die An¬ 
klageschrift 556 Seiten lang. Insgesamt 
61 Anwälte vertreten 135 Opfer. Und 
bisher wurden 27 Anträge auf Neben¬ 
klage gestellt. Markus Bernhardt 


Zehn Personen müssen sich wegen Loveparade- 
Katastrophe vor Gericht verantworten. 


Recht auf Korruption gefordert 

Auseinandersetzungen um den Entwurf eines Hochschulzukunftsgesetzes in NRW 


Am 12. November 2013 legt die neue 
Wissenschaftsministerin Svenja Schul¬ 
ze den Entwurf für ein Hochschulzu¬ 
kunftsgesetz vor. Es soll am 1. Oktober 
2014 in Kraft treten. Sogleich erfolgen 
heftige und grundsätzliche Einwände. 
Im Namen der NRW-Hochschulrekto- 
ren teilt Horst Hippier am 20. Novem¬ 
ber mit, dass eine derartig umfassende 
Gesetzesnovelle nicht erforderlich sei. 
Wörtlich: „Der vorliegende Entwurf 
schränkt in zentralen Punkten die Wis¬ 
senschaftsfreiheit und Autonomie der 
Hochschulen in inakzeptabler Weise 
ein. Der Referentenentwurf untergräbt 
die Autonomie der Hochschulen.“ 
Arndt Kirchhoff, Präsidiumsmit¬ 
glied im Bundesverband der Indus¬ 
trie (BDI), lässt mitteilen (WAZ 8. 1. 
14): „Wir werden in anderen Bundes¬ 
ländern forschen, aber nicht in NRW“, 
falls NRW den Entwurf zum neuen 
Hochschulzukunftsgesetz nicht einkas¬ 
siere. Es sehe vor, dass die Öffentlich¬ 
keit schon vor Forschungsbeginn über 
konkrete Projekte, Geldge¬ 
ber und Umfang informiert 
wird. Die Wirtschaft fürch¬ 
te den Verlust des geistigen 
Eigentums und von Patent¬ 
rechten durch Trittbrettfahrer der Kon¬ 
kurrenz. 

Die Vorsitzenden der Hochschulräte 
äußern sich am 6. Januar. Sie befürch¬ 
ten den „Verlust der planerischen Au¬ 
tonomie“, „der internen Gestaltungs¬ 
fähigkeit“, „der Handlungsfähigkeit 
durch Zunahme von Bürokratie ohne 
Möglichkeit der personellen Kompen¬ 
sation“, „der Finanzautonomie in we¬ 
sentlichen Bereichen“, „der Wettbe¬ 
werbsfähigkeit im administrativen“ 
und „im wissenschaftlichen Bereich 
mit negativen Folgen für die Wettbe¬ 


werbsfähigkeit des Wirtschaftsstandor¬ 
tes NRW“. Die Regelungen des Para¬ 
grafen 71a seien von tiefem Misstrauen 
gegen Drittmitteleinwerbung geprägt. 
Sie verkennten, dass weite Bereiche 
der Forschung nicht ohne Drittmit¬ 
tel durchgeführt werden können. Der 
Schulterschluss der Hochschulen mit 
Industrie und Wirtschaft sei ein we¬ 
sentlicher Baustein für Innovation und 
wirtschaftlichen Erfolg. 

Der DGB NRW nimmt am 7. Januar 
Stellung: „Der vorgelegte Gesetzent¬ 
wurf weist in die richtige Richtung. 
Das schwarz-gelbe Hochschulgesetz 
von 2007 hat zu Fehlentwicklungen 
geführt, die dringend beseitigt werden 
müssen. Nicht ökonomischer Wettbe¬ 
werb, sondern bestmögliche Studien-, 
Forschungs- und Arbeitsbedingungen 
müssen die Leitplanken der NRW- 
Hochschulpolitik sein. Dennoch ent¬ 
hält der Gesetzentwurf Lücken, die es 
nachzuarbeiten gilt. An vielen Stellen 
fehlt es an den richtigen Instrumenten, 


um die formulierten Ziele konsequent 
umsetzen zu können. 

Der DGB hat Respekt vor der grund¬ 
gesetzlich garantierten Freiheit der 
Wissenschaften. Die Aufgaben der 
Hochschulen müssen aber gesetzlich 
festgelegt werden und die Gewerk¬ 
schaften erwarten, dass gesetzlich 
normierte gute Arbeitsbedingungen 
für alle Hochschulbeschäftigten zum 
Standard werden. Sichere Arbeitsplät¬ 
ze, eine faire Entlohnung und berufli¬ 
che Perspektiven sind Voraussetzung 
für gute Lehre und Forschung und für 


die Zukunftsfähigkeit Nordrhein-West¬ 
falens. Insbesondere müssen die gigan¬ 
tischen Auswüchse befristeter Beschäf¬ 
tigungen an unseren Hochschulen zu¬ 
rückgeführt werden. Dazu gehört auch, 
dass die Arbeitnehmer auf Augenhöhe 
mitbestimmen können - in den univer¬ 
sitären Gremien ebenso wie in den Per¬ 
sonalvertretungen.“ 

Am 22. Januar äußert sich der Freie 
Zusammenschluss von Studentlnnen- 
schaften (fzs) e. V. und forderte die Lan¬ 
desregierung von Nordrhein-Westfalen 
zu einer deutlich mutigeren Reform 
des Hochschulgesetzes auf und kriti¬ 
siert Hochschulräte, Landesrektoren¬ 
konferenz und Wirtschaftsverbände. 
Sie wollten Standesdünkel und Ge¬ 
heimniskrämerei bewahren. Jan Clop¬ 
penburg, Vorstandsmitglied im fzs sagt: 
„Der Gesetzesentwurf zeigt an vielen 
Stellen in die richtige Richtung. Wir 
brauchen Transparenz im Umgang mit 
Drittmitteln. Ein öffentlich finanziertes 
Wissenschaftssystem muss immer offen 
sagen können, was es tut 
und für wen. Die Drohun¬ 
gen der Wirtschaftsverbän¬ 
de und ihre Rufe nach Ge¬ 
heimhaltung zeigen ein Ver¬ 
ständnis von Wissenschaft, nach dem 
Forschung bloß zur Verstärkung von 
Wirtschaftswachstum und Wissenschaft 
als Standortfaktor dient. Transparenz 
ist notwendig, um die Unabhängigkeit 
der Wissenschaft vor solchen Interes¬ 
sen zu schützen. Durch die Stärkung 
der Senate wird die Demokratie an 
den Hochschulen gestärkt. Die Senate 
müssten jedoch endlich wirklich pari¬ 
tätisch besetzt werden. An deutschen 
Hochschulen hat die kleinste Gruppe 
immer noch die größten Rechte - das 
ist Ständeherrschaft wie vor der fran¬ 


zösischen Revolution. Hochschulräte 
sind viel zu häufig mit ahnungslosen 
Externen besetzt, die die Hochschu¬ 
le gar nicht von innen kennen. Hoch¬ 
schulräte befördern Machtkonzentra¬ 
tion in den Händen weniger und haben 
keinen Platz an demokratischen Hoch¬ 
schulen. Deshalb müssen sie komplett 
abgeschafft werden.“ 

Es wenig dran an den Vorwürfen von 
Hochschulräten, Rektoren und BDI. 
Aber worum geht es ihnen? Das Hoch¬ 
schulzukunftsgesetz wird Auftragsfor¬ 
schung von Industrie und Wirtschaft 
weder verbieten noch auch nur ein¬ 
schränken. Im Gegenteil, der alte Pa¬ 
ragraf 71 des HFG („Forschung mit 
Mitteln Dritter“) wird fast unverändert 
übernommen. Darin wird Auftrags¬ 
forschung an staatlichen Hochschulen 
zur Normalität erklärt. Allerdings soll 
nach dem neuen Entwurf darüber in¬ 
formiert werden. (Paragraf 71 a, Abs. 
1: „Das Präsidium informiert die Öf¬ 
fentlichkeit in geeigneter Weise über 
Forschungsvorhaben nach Paragraf 
71 Absatz 1, insbesondere über deren 
Themen, den Umfang der Mittel Drit¬ 
ter sowie über die Person des jeweili¬ 
gen Dritten.“) 

Auch die Einrichtung von Hochschul¬ 
räten wird durch die Novelle nicht an¬ 
getastet. Aber die Herren reagieren 
empfindlich gegenüber dem Anspruch 
der Öffentlichkeit auf Transparenz. Sie 
wollen die Zwecke von Forschung ver¬ 
bergen und beanspruchen Geheimhal¬ 
tung. Sie verlangen gewissermaßen ein 
Recht auf Korruption. Sie privatisieren 
die Infrastruktur der staatlich finanzier¬ 
ten Hochschulen, ordnen Forschung 
und Lehre ihren privaten Verwertungs¬ 
interessen unter. Aber heimlich. 

Klaus Stein (redaktionell gekürzt) 


DGB und Studentenvertretung 
konstatieren „richtige Richtung“ 















m 


unsere zeit 


Innenpolitik 


Freitag, 21. Februar 2014 


Merkwürdigkeiten im Fall 

Noch längst ist nicht alles auf dem Tisch 


R und 50 Tage hat der Frieden in 
der GroKo gedauert, dann war 
er dahin. Seither geht es in Ber¬ 
lin, in München und in Hannover 
drunter und drüber. Die Koalition 
steckt in einer Krise. Die „Liebhabe¬ 
reien“ des SPD-Abgeordneten Sebas¬ 
tian Edathy und die Begleitumstände 
der Aufdeckung sowie erste Folgen 
lassen jedoch aufhorchen. Man fragt 
sich: Was und wer steckt dahinter? 
Nicht nur die gegen Edathy ermit¬ 
telnde Staatsanwaltschaft Hannover 
ist „fassungslos? 

Was Edathy selbst betrifft, liegen vie¬ 
le Dinge offen. Im Jahr 2010 ist in Ka¬ 
nada ein Ermittlungsverfahren gegen 
Kinderpornografie eingeleitet worden. 
Das Bundeskriminalamt (BKA) hat 
2012 Kenntnis davon erhalten, weil 
etwa 600 Deutsche ins Visier der ka¬ 
nadischen Ermittler geraten waren. 
Darunter tauchte auch der Name Eda¬ 
thy auf. Mitte November informierte 
die kanadische Polizei die Öffentlich¬ 
keit über einen „weltweiten Schlag ge¬ 
gen Kinderpornografie“. Bei der Ope¬ 
ration mit dem Namen „Spade“ seien 
386 Kinder befreit und mehr als 300 
Tatverdächtige festgenommen wor¬ 
den. Zuvor hatte es eine große Raz¬ 
zia bei einer Firma in Toronto gege¬ 
ben, die Kinderpornografie vertreibt. 
Auch Edathy gehörte zu den Kunden 
und soll dort 31 Filme gekauft haben. 
Die Lieferungen erfolgten via Internet 
und Postweg. Nachdem er noch im Ok¬ 
tober der SPD-Fraktionsführung seine 
Karrierewünsche vorgetragen hatte - 
Minister oder zumindest Staatssekre¬ 
tär wollte er wohl werden - verschlech¬ 
terte sich sein Gesundheitszustand im 
November plötzlich, so dass er an der 
Arbeit seiner Fraktion nicht mehr teil¬ 
nahm. Am 17. Januar vermeldete er auf 
seiner Facebook-Seite, dass er „voraus¬ 
sichtlich arbeitsunfähig bis einschließ¬ 
lich 28. Februar 2014“ sei. Am 7. Feb¬ 
ruar erklärt er dem Bundestagspräsi- 



Sebastian Edathy und Thomas Opperma 


denten, dass er „aus gesundheitlichen 
Gründen“ auf sein Mandat verzichte. 
Die Staatsanwaltschaft Hannover be¬ 
gann mit den Ermittlungen. Der Leiter 
der Staatsanwaltschaft spricht von Vor¬ 
würfen im „Grenzbereich“ dessen, was 
die Justiz unter Kinderpornografie ver¬ 
stehe. Bisher habe man kein strafrecht¬ 
lich relevantes Material. Die Auswer¬ 
tung der sichergestellten Datenträger 
dauere noch an. Edathy selbst hat zu¬ 
gegeben, Bilder unbekleideter Jugend¬ 
licher bestellt zu haben. 

Nun zu einigen Merkwürdigkeiten 
des Falles Edathy, in dem erneut ein 
hohes Maß krimineller Energien auf¬ 
fällt. Die Staatsanwaltschaft Hanno¬ 
ver, die Wohnungen und Büros des 
ehemaligen Abgeordneten durchsu¬ 
chen ließ, traf ihn nirgendwo an. Er 
sei irgendwo im Ausland hieß es. Be¬ 
schlagnahmt wurden seine Computer. 
Die Dateien waren gelöscht, die Fest¬ 
platten beschädigt. Dieser Tage zeigte 
Edathy dem Bundestagspräsidenten 
den Diebstahl seines Abgeordneten- 
Dienst-Notebooks an. Ein weiterer 
Vorfall: Die Staatsanwaltschaft Han¬ 
nover hatte am 6. Februar einen Brief 
über ihre Ermittlungen im Fall Edathy 
an den Bundestagspräsidenten gesandt 



nn - Beide lügen; Wer lügt noch? 


(!), der jedoch erst am 12. Februar in 
Berlin ankam. Der Brief war offen! Ein 
Ermittlungsbeamter äußerte: „Wir ge¬ 
hen davon aus, dass irgendjemand den 
Brief angegriffen hat.“ 

Dubios war der Fall Edathy von An¬ 
fang an. Inmitten der Koalitionsver¬ 
handlungen von CDU, CSU und SPD 
hat Innenminister Friedrich den SPD- 
Vorsitzenden informiert, dass der 
Name Edathy im Zuge internationaler 
Ermittlungen aufgetaucht sei. Das sei 
am Rande der Koalitionsverhandlun¬ 
gen geschehen - telefonisch (!) heißt 
es inzwischen. Bekannt ist auch, dass 
CSU-Chef Seehofer alle seine Man¬ 
nen verdonnert hatte, die Koalitions¬ 
anbahnung durch nichts zu stören, 
sondern vertrauensbildend zu wirken. 
Das kann ein Grund für diesen höchst 
ungewöhnlichen Schritt Friedrichs ge¬ 
wesen sein. Der hatte diese Informati¬ 
on von seinem Staatssekretär erhalten, 
der höchstpersönlich vom BKA-Chef 
Ziercke geimpft worden war. Bisher 
heißt es, dass Gabriel nur seine Partei¬ 
freunde Steinmeier und Oppermann 
informiert hat. Diese drei beschlossen, 
den Fall vertraulich zu halten. Wahr¬ 
scheinlich war es vor allem Wichtigtu¬ 
erei, die den Genossen Oppermann zu 


Edathy 


einem Bruch dieser Vereinbarung und 
zu einem weiteren ungewöhnlichen 
Schritt führte: Er rief den BKA-Chef an 
und behauptete anschließend öffent¬ 
lich, dass der ihm bestätigt habe, dass 
es möglicherweise strafrechtliche Er¬ 
mittlungen geben könnte. Ziercke be¬ 
stritt das umgehend und sagte ebenfalls 
öffentlich - er habe dem Oppermann 
lediglich zu gehört. Wer lügt hier? 
Edathy bestreitet, Informationen über 
die Ermittlungen aus der SPD-Zentrale 
erhalten zu haben. Er war jedoch über 
seinen Anwalt seit November hektisch 
bemüht, Informationen über den Ver¬ 
lauf der internationalen und nationalen 
Ermittlungen zu erhalten. Er hat diese 
auch erhalten. Von wem? Nähere An¬ 
gaben hat Edathy, der sich in seiner 
Tätigkeit im NSU-Untersuchungsaus- 
schuss über Geheimdienstaktivitäten 
heftigen Groll der Schlapphüte zugezo¬ 
gen hat, nicht gemacht. Dass er streng 
vertrauliche Informationen erhalten 
hat, darf nicht verwundern. Im NDR 
hat der ehemalige niedersächsische In¬ 
nenminister Bartling (SPD) darauf hin¬ 
gewiesen, dass neben dem Bundeskri¬ 
minalamt auch die 16 Landeskriminal¬ 
ämter, der Göttinger Polizeipräsident 
und der Nienburger (Wahlkreis von 
Edathy) Polizeichef bereits seit Okto¬ 
ber über den Verdacht gegen Edathy 
informiert waren. 

Mit dem Rücktritt des ehemaligen In¬ 
nenministers und des bis vor kurzem 
tätigen Agrarministers Friedrich blieb 
ein erstes Opfer auf der Strecke. Klar 
ist, der Politiker Sebastian Edathy hat 
sich selbst erledigt und wird keine 
unbequemen Fragen an die „Verfas¬ 
sungsschützer“ mehr stellen können. 
Die drei Parteivorsitzenden möchten, 
um die GroKo fortführen zu können, 
neues Vertrauen bilden. Zu Recht for¬ 
dern wir alle sowie die Bundestagsfrak¬ 
tionen der Partei „Die Linke“ und der 
Grünen vollständige Aufklärung im 
Falle Edathy. Rolf Priemer 


Über den Daumen passt es - noch 

Hamburger Europa-Parteitag der Partei „Die Linke“ - Eine Nachbetrachtung 


Bis auf den heutigen Tag sind die Bes¬ 
serwessis zwischen Elbe und Oder un¬ 
beliebt, um nicht zu sagen verhasst - zu 
Recht übrigens. Die Gründe liegen in 
dem Gebaren bei der feindlichen Über¬ 
nahme nach 1989, in der anhaltenden 
Ignoranz des Durchschnittswessis ge¬ 
genüber der DDR-Geschichte und der 
Geschichte des „DDRlers“ und nicht 
zuletzt in der nach wie vor unterschied¬ 
lichen sozial-ökonomischen Lage. Auch 
bei der einzigen Ost-West-Partei „Die 
Linke“ muss sich das in irgendeiner 
Form niederschlagen. 

Spätestens beim Göttinger Parteitag 
2012 trat offen zutage, dass die Ost- 
West-Integration am seidenen Faden 
hängt. Als Gysi offen von Parteispal¬ 
tung sprach, konnte nur besonnenes und 
sensibles Verhalten die Situation retten. 
Geändert hat sich daran bis heute nichts. 
Auch wenn Ost und West nicht gleich¬ 
bedeutend mit Reformer hie und Re- 
volluzer da sind - über den Daumen 
passt es schon. Im Osten finden wir in 
den Ländern Stimmenanteile um die 
dreißig Prozent. Da taucht in der par¬ 
lamentarischen Demokratie die Frage 
der Regierungsbeteiligung zwingend 
auf; wer sich hier verweigert, landet 
bei den Wählern schnell im Abseits. Im 
Westen sind es unter zehn (und deut¬ 
lich über fünf), da lässt sich trefflich in 
Opposition und Widerstand überleben. 
Mit dem Überleben aber ist es so eine 
Sache - diesseits und jenseits der Elbe. 
Knapp 10 000 Mitglieder hat die Partei 
„die Linke“ zwischen dem 31.12. 2010 
und dem 31. 12. 2012 verloren. Etwa 
63 000 Mitglieder gibt es noch in Ost 
und West, davon etwa 22 000 im Wes¬ 
ten - die 7 800 Mitglieder aus Berlin 
sind der Einfachheit halber dem Os¬ 
ten zugeschlagen. Die Verluste traten 
ausnahmslos in allen Landesverbän¬ 
den auf. 


Die Entwicklung der Partei beginnt 
sich anzugleichen. Das legt auch der 
Blick auf die Stimmenanteile bei der 
Bundestagswahl 2013 nahe. Überall im 
Westen übersprang die Partei die Fünf- 
Prozent-Hürde mühelos. Fast 2,9 Mio. 
Stimmen wurden in den alten Bundes¬ 
ländern für „Die Linke“ abgegeben. 
Das ist deutlich mehr als das Milliön¬ 
chen, das Gysi 1994 erhalten wollte - 
und nicht bekam. Damals - später nicht 
mehr - sicherten nur vier Direktman¬ 
date den Einzug in den Bundestag. Die 
2,3 Mio. Stimmen, die die neuen Bun¬ 
desländer beisteuerten, sind nur ganz 
knapp über der Fünf-Prozent-Hürde. 
Langer Rechnerei kurzer Sinn: die Par¬ 
tei „die Linke“ ist überlebensfähig nur 
als Gesamtdeutsche Partei. 

Ob das rundum begriffen worden ist, 
bleibt auch nach dem Europa-Partei¬ 
tag fraglich. Nachdem der Delegier¬ 
tenschlüssel mit dem 4. Parteitag nur 
noch der Mitgliederzahl folgt, ist das 
Verhältnis Ost:West etwa 3,1 zu 1,9 - 


vorher 3:2, also kaum unterschiedlich. 
Die westlichen Landesverbände ha¬ 
ben aufgeholt (Berlin ist auch in dieser 
Rechnung dem Osten zugeschlagen). 
Auch diese Zahlen unterstreichen, dass 
die Überlebensfähigkeit nur in der Ge¬ 
meinsamkeit - vor allem in einer ge¬ 
meinsamen Strategie - liegt. 

Die Reformer sind zur Zeit die größte 
Gefahr für eine solche Strategie. Eine 
Regierungsbeteiligung in einem der 
östlichen Bundesländer um jeden Preis, 
birgt die Gefahr eines grundlegenden 
Imagewechsels. Gilt die Partei „Die 
Linke“ erst einmal im gesamten Land 
als natürlicher Junior-Partner von SPD 
und Grünen ist das Alleinstellungs¬ 
merkmal der widerständigen Opposi¬ 
tion dahin. Die Identität bröckelte, die 
Partei verlöre mit der Daseinsberechti¬ 
gung ihre Mitglieder. Stimmenverluste 
im Westen zögen Stimmenverluste im 
Osten nach sich. 

Die Reform-Mehrheit um Gysi wäre 
gut beraten, die Parteilinke ernst¬ 


haft zu integrieren. Die Ansätze zum 
Durchstimmen, wie sie auf dem Eu¬ 
ropa-Parteitag und davor auftraten, 
sind dazu nicht geeignet. Wer immer 
nur die Wunden leckt, geht später viel¬ 
leicht nicht mehr hin - zur Parteitags- 
Schlachtbank. 

In der strittigen Frage der Regierungs¬ 
beteiligung muss eine gemeinsame Li¬ 
nie gefunden werden, was dem Hessen 
recht ist, darf auch dem Thüringer nicht 
verwehrt bleiben - aber den arbeiten¬ 
den Menschen muss es nutzen, das zu¬ 
erst und nichts anderes. 

Nach diesem Europa-Parteitag in 
Hamburg ist keine der brennenden 
Fragen dieser Partei gelöst. Das kann 
keinen deutschen Linken kalt lassen. 
Das Projekt der Partei „die Linke“ 
muss ein Bollwerk gegen die drohen¬ 
de weitere Rechtsentwicklung blei¬ 
ben. Die Verantwortung dafür trägt 
die gesamte deutsche Linke - nicht 
nur die in der Partei gleichen Na¬ 
mens. Adi Reiher 



Friedenspolitische 
Schwerpunkte 2014 

Auf seinem letzten Treffen verabschie¬ 
dete der Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag „Friedenspolitische Schwerpunk¬ 
te 2014“. Zur Vorstellung des Programms 
erklärten die Sprecher des „Friedens¬ 
ratschlags“ am vergangenen Montag in 
Kassel (redaktionell gekürzt): 

Das Jahr 2014 steht im Zeichen des Ge¬ 
denkens an zwei Weltkriege: Im Juli/ 
August jährt sich zum 100. Mal der Be¬ 
ginn des Ersten, am 1. September zum 
75. Mal der Beginn des Zweiten Welt¬ 
kriegs. Beide Kriege waren von deut¬ 
scher Großmannssucht und dem Griff 
nach der Weltmacht getrieben. Der 
zweite Weltkrieg war ein beispielloser 
faschistischer Raub- und Eroberungs¬ 
krieg der deutschen „Herrenrasse“ ge¬ 
gen die slawischen „Untermenschen“. 
Die Friedensbewegung findet es unpas¬ 
send und obszön, wenn zu Beginn des 
Gedenkjahres die höchsten Spitzen des 
Staates wieder offensiv eine deutsche 
Großmachtrolle in der Welt beanspru¬ 
chen und diese notfalls auch militärisch 
abzusichern bereit sind. 

In den 14 friedenspolitischen Schwer¬ 
punkten für 2014 werden wesentliche 
Konfliktregionen, in denen Deutsch¬ 
land, die EU oder die NATO bereits 
militärisch tätig sind oder politischen 
Druck ausüben, benannt und vor ei¬ 
ner weiteren militärischen Eskalation 
gewarnt. Es gibt für den Westen keine 
militärischen Optionen in Syrien oder 
in Iran; vielmehr müssen alle Möglich¬ 
keiten für Verhandlungen zwischen den 
syrischen Bürgerkriegsparteien ergrif¬ 
fen und die vorliegenden Vorschläge für 
eine Entspannung im Nahen und Mitt¬ 
leren Osten (z.B. über eine atomwaffen¬ 
freie Zone) umgesetzt werden. Zu been¬ 
den ist auch die Stationierung von Patri¬ 
ot-Systemen in der Türkei. Konsequent 
wäre es, wenn die Bundesregierung das 
Scheitern des NATO-Kriegs in Afgha¬ 
nistan eingestehen und die Bundeswehr 
vollständig abziehen würde. Stattdessen 
wird der Afghanistan-Einsatz bis Ende 
des Jahres verlängert und auch für die 
Zeit danach eine Folgemission ange¬ 
kündigt. 

Abgerechnet wird auch mit der Stra¬ 
tegie der Bundesregierung, strategi¬ 
sche Partner mit deutschen Waffen im 
deutschen Interesse zur Kriegführung 
zu „ertüchtigen“ (sogenannte Merkel- 
Doktrin). Auch Rüstungsexporte die¬ 
nen der schwarz-roten Koalition zur 
Verfolgung außenpolitischer Interes¬ 
sen und zur Ressourcensicherung. Laut 
Koalitionsvertrag hält die neue Bun¬ 
desregierung auch an ihren Beschaf¬ 
fungsvorhaben von Drohnentechno¬ 
logie zur Spionage und Zielerfassung 
fest. Kampfdrohnen sollen Kampfhub¬ 
schrauber und Kampfflugzeuge als Pa¬ 
trouillen- und Gefechtsfeldwaffen über 
Land und auf See ersetzen und den 
weltweiten Luftraum erobern. Kampf¬ 
drohnen senken die Schwelle zum Ge¬ 
walteinsatz, terrorisieren Bevölkerun¬ 
gen betroffener Landstriche, fördern die 
Aufrüstung und bereiten den Irrweg zu 
autonomen Killerrobotern. Ein neues 
Wettrüsten ist damit programmiert. 
Friedenspolitik sieht anders aus. In der 
Bevölkerung ist die Bereitschaft zu Mi¬ 
litärinterventionen oder Waffenexpor¬ 
ten gering. Daher werden die Versu¬ 
che der Regierenden nicht abnehmen, 
Kriegseinsätze als „humanitäre“ oder 
„quasi-polizeiliche“ Missionen zu be¬ 
schönigen. Mit Lügen waren auch die 
Weltkriege des letzten Jahrhunderts und 
sind heute alle Kriege und Militärinter¬ 
ventionen gepflastert. 

Die Friedensbewegung hat auch nicht 
so sehr das Problem, die Kriegslügen 
zu entlarven und die wahren Ziele im¬ 
perialer Politik gegenüber dem „Rest 
der Welt“ aufzudecken. Sie hat eher 
ein „Mobilisierungsproblem“. Die An¬ 
forderungen an die Friedensbewegung 
sind größer, ihre momentane Aktions¬ 
fähigkeit aber augenscheinlich kleiner 
geworden. Die „Friedenspolitischen 
Schwerpunkte 2014“ sollen für die 
Friedensbewegung vor Ort als Hand¬ 
reichung dienen wieder in die Offen¬ 
sive zu kommen. Hier geht es zu den 
Friedenspolitischen Schwerpunkten 
2014: http://www.ag-friedensforschung. 
de/bewegungl/schwerpunkte2 0 14.pdf 
Für den Bundesausschuss Friedensratschlag 
Peter Strutynski, Lühr Henken 
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Spanische Polizei 
attackiert KP-Büro 

In Alcalä de Henares, einem Vorort der 
spanischen Hauptstadt Madrid, hat die 
Polizei am Wochenende ein Zentrum 
der Kommunistischen Partei Spaniens 
(PCE) attackiert. Bei der Aktion am 
frühen Morgen des 15. Februar wur¬ 
den vier Menschen verletzt, von denen 
drei im Krankenhaus behandelt werden 
mussten. Zwei Anwesende wurden fest¬ 
genommen, berichtete das Onlineportal 
„La Repüblica“. 

In dem „Sozialen Zentrum 13 Rosen“, 
das auch von anderen linken Gruppen 
genutzt wird, hatte zuvor eine Veranstal¬ 
tung über die Verschärfung der Demons¬ 
trationsgesetze durch die spanische Re¬ 
gierung stattgefunden. Die Beamten, die 
keinen richterlichen Durchsuchungsbe¬ 
fehl vorweisen konnten, begründeten ihr 
Vorgehen mit „zu lauter Musik“ in dem 
Lokal. Dazu passt jedoch nicht, dass sie 
begannen, die Räumlichkeiten zu durch¬ 
suchen und auch die Inhalte eines Com¬ 
puters zu inspizieren. Festgenommen 
wurden zwei Mitglieder des Kommunis¬ 
tischen Jugendverbandes UJCE, einer 
von ihnen Kommunalabgeordneter der 
Vereinigten Linken (IU). Ihnen wird of¬ 
fenbar zur Last gelegt, verbal gegen die 
Polizeiaktion protestiert zu haben. 

Die Kommunistische Partei Spaniens 
verurteilte das Vorgehen der Polizei 
als Verletzung der verfassungsmäßigen 
Grundrechte, die „eher einem autori¬ 
tären Polizeistaat als einem demokra¬ 
tischen Verfassungsstaat“ gleiche. Die 
Parteiführung kündigte an, rechtliche 
Schritte gegen das unverhältnismäßige 
Vorgehen der Polizei einzuleiten. 

Redglobe 


EU-Kommission 
unterbricht Verhandlungen 

Die EU hat im Streit mit der Schweiz um 
die Personenfreizügigkeit die laufenden 
Verhandlungen über eine Beteiligung 
der Schweiz an dem Studenten-Aus- 
tauschprogramm Erasmus Plus und dem 
milliardenschweren EU -Forschungspro¬ 
gramm Horizon 2020 unterbrochen, weil 
die Schweiz nicht wie geplant ihren Ar¬ 
beitsmarkt für Bürger des EU-Neulings 
Kroatien öffnen wolle. Dadurch sei eine 
„neue, unsichere Situation“ entstanden. 
EU-Diplomaten hatten diesen Schritt 
bereits vor einigen Tagen angekündigt. 
Es gehe nicht um laufende, sondern nur 
geplante Programme. Die Bundesregie¬ 
rung in Bern müsse nun handeln und für 
Klarheit sorgen: „Wir erwarten ein Sig¬ 
nal von der Schweizer Regierung“. 

Ein wenig Zuversicht 

Während Hilfsorganisationen alle 
Kampfparteien in Syrien erneut auf¬ 
forderten, das humanitäre Völkerrecht 
und die Arbeit der Hilfsorganisationen 
zu unterstützen, zeigen sich jenseits von 
Schlagzeilen und Kameras kleine Fort¬ 
schritte, berichtet unsere Korresponden¬ 
tin aus Damaskus. In Muadamiya, einem 
westlich von Damaskus gelegenen Vor¬ 
ort, wurde nach Monate langen Kämpfen 
vor wenigen Tagen eine Vereinbarung 
zwischen bewaffneten Gruppen und den 
syrischen Streitkräften getroffen. 

Amnestiegesetz in Kraft 

In der Ukraine ist am Montag eine Am¬ 
nestie in Kraft getreten. Die Ermittlun¬ 
gen gegen mehr als 260 Menschen wur¬ 
den eingestellt. Zudem seien mehr als 
100 Strafverfahren etwa wegen Beteili¬ 
gung an Massenunruhen gestoppt wor¬ 
den. Ebenfalls am Montag hat Kanzlerin 
Merkel die ukrainischen Oppositionspo¬ 
litiker Witali Klitschko und Arseni Jazen- 
juk zu einem Gespräch im Kanzleramt 
empfangen. Regierungssprecher Seibert 
betonte, die Regierung wolle mit beiden 
Konfliktparteien in dem Krisenland im 
Gespräch bleiben. Vor dem Treffen mit 
Merkel hatte Klitschko in der „Bild“- 
Zeitung erneut Sanktionen gegen die 
Regierung der Ukraine gefordert. 

Ehrung für Faschistengeneral 

Hunderte Nationalisten und Rechtsex¬ 
treme haben in der bulgarischen Haupt¬ 
stadt an den früheren Armeegeneral und 
Kriegsminister Hristo Lukow erinnert. 
Lukow war in den 30er und frühen 40er 
Jahren Chef des faschistischen Bundes 
der Bulgarischen Nationalen Legionen 
und von 1935 bis 1938 Minister, ehe Par¬ 
tisanen ihn am 13. Februar 1943 töteten. 


An den Mauern der Festung Europa 

Die spanischen Enklaven Ceuta und Melilla kommen nicht aus den Schlagzeilen 



T rotz Winter 
und stürmi¬ 
scher See sind 
im Januar alleine in 
Italien über 2000 
Flüchtlinge ge¬ 
strandet. Und die 
Zahlen sprechen 
für sich. Im vergan¬ 
genen Jahr erreich¬ 
ten knapp 43 000 
Bootsflüchtlinge 
Italien, dreimal so 
viele wie im Vor¬ 
jahr und ein neuer 
Höchststand. Doch 
nicht nur an den 
Grenzen zu Italien 
bröckelt die Fes¬ 
tung Europa zuse¬ 
hends, so gab es in 
den vergangenen 
Wochen gleich meh¬ 
rere kollektive Ver¬ 
suche die beiden spanischen Enklaven 
in Marokko zu stürmen. Schon in den 
vergangenen Jahren gab es mehrere 
spektakuläre Aktionen, um den mit 
modernsten Überwachungstechnologi¬ 
en und besonders gefährlichem Sicher¬ 
heitsdraht hochgerüsteten Grenzzaun 
zu überwinden. Immer wieder kam es 
dabei zu massivsten Menschenrechts¬ 
verletzungen und tödlichen Übergrif¬ 
fen durch die marokkanischen und 
spanischen Sicherheitskräfte. Beinahe 
täglich versuchen Flüchtlinge - vor al¬ 
lem aus Schwarzafrika - über Marok¬ 
ko nach Spanien zu gelangen. Dabei 
riskieren sie auf oft seeuntauglichen 
Booten die Überfahrt durch die meh¬ 
rere Dutzend Kilometer breite Straße 
von Gibraltar oder sie versuchen, wie 
unlängst geschehen, die Grenze zu den 
spanischen Enklaven Melilla und Ceu¬ 
ta zu erstürmen. 

Bereits am 15. Januar versuchten 800 
Flüchtlinge den sieben Meter hohen 
und elf Kilometer langen Grenzwall 


um Melilla kollektiv zu durchbrechen. 
Rund 60 gelang es europäischen Bo¬ 
den zu erreichen, wobei die meisten 
von ihnen aufgegriffen und von der 
Guardia Civil mit Gewalt nach Ma¬ 
rokko zurückgeschafft wurden. „Die 
Immigranten werden einfach gefan¬ 
gen genommen und im Kofferraum 
von Fahrzeugen der Guardia Civil 
nach Marokko zurücktransportiert“, 
beschwert sich Jose Palazon, Sprecher 
der Kinderschutzorganisation PRO- 
DEIN. Unter den Zurückgeschafften 
befinden sich oft auch Verletzte, auf die 
auf marokkanischer Seite paramilitäri¬ 
sche Schlägertrupps warten. Zwar hat 
selbst das spanische Innenministerium 
diese Vorfälle in der Zwischenzeit be¬ 
stätigt, doch der konservative Innenmi¬ 
nister Fernandez Diaz bagatellisiert die 
ganze Geschichte als Einzelfall und im 
Normalfall würden sich Guardia Civil 
und die Polizei an die Gesetze halten. 
Glaubt man aber den Flüchtlingen, sol¬ 
len sie nicht nur durch die Polizei miss¬ 


handelt und ausgeraubt worden sein, 
sondern seitens der spanischen Polizei 
sollen am 15. Januar auch Schüsse ge¬ 
fallen sein und mindestens fünf Perso¬ 
nen wurden dabei verletzt. Dies wurde 
indirekt durch die marokkanischen Be¬ 
hörden bestätigt. 

Ein weiterer Grenzsturm fand am 
5. Februar statt. Nach mehreren er¬ 
folglosen Versuchen zu Fuß machten 
sich schließlich etwa 400 Flüchtlinge 
schwimmend auf den Weg in die spa¬ 
nische Enklave Ceuta. Doch dieses 
Mal bezahlten mehrere Flüchtlinge 
ihren Wagemut mit dem Leben. Die 
marokkanische Menschenrechtsgrup¬ 
pe AMDH sprach von mindestens 
13 Ertrunkenen. Mehrere Menschen 
werden noch vermisst. Da es mittler¬ 
weile immer unmöglicher wird, auf le¬ 
galem Weg nach Europa zu gelangen, 
sind die Immigrantinnen gezwungen, 
ein immer höheres Risiko einzugehen. 
Das Massensterben im Mittelmeer geht 
auch 2014 weiter. mic/vorwärts (ch) 


Kurs scharf rechts 

Italiens künftiger Premier will ein Zweiparteiensystem 


Italiens Staatspräsident Giorgio Napo- 
litano hat am Montag nach Konsultati¬ 
onen mit den Parteichefs dem Chef der 
Demokratischen Partei (PD), Matteo 
Renzi, den Auftrag zur Bildung einer 
neuen Regierung erteilt. Mit der Verei¬ 
digung des neuen Kabinetts wird noch 
in den nächsten Tagen gerechnet. Damit 
geht die spektakulärste und wahrschein¬ 
lich kürzeste Regierungskrise der Nach¬ 
kriegszeit, von denen es seit 1944 mehr 
als fünfzig gab, ihrem Ende entgegen. 
Der bisherige, erst zehn Monate am¬ 
tierende Premierminister Enrico Let- 
ta war nach einem innerparteilichen 
Machtkampf auf Betreiben Renzis von 
einer Mehrheit des PD-Vorstandes zum 
Rücktritt gezwungen worden und hat¬ 
te danach am Freitag Staatspräsident 
Giorgio Napolitano seinen Rücktritt 
mitgeteilt. Renzi, derzeit noch Bürger¬ 
meister von Florenz, hatte seit seiner 
Wahl im Dezember 2013 den Anspruch 
auf den Posten des Premiers angemel¬ 
det und Letta vorgeworfen, nicht in der 
Lage zu sein, die erforderlichen „Re¬ 
formen“ auf dem Arbeitsmarkt und 
im Sozialgefüge zur Überwindung der 
anhaltenden Rezession durchzusetzen. 
Eine sonst übliche Vertrauensabstim¬ 
mung im Parlament hielt Präsident Na¬ 
politano nicht für erforderlich, und er 
schloss auch Neuwahlen aus. Mit dem 
39-jährigen Renzi erhält Italien nicht 
nur den jüngsten Ministerpräsiden¬ 
ten seiner Geschichte, sondern wieder 
einmal einen Politiker, der sich bisher 
nicht Parlamentswahlen gestellt hat 
und so auch kein Abgeordnetenman¬ 
dat besitzt. Nach ersten Meinungsum¬ 
fragen, die der Mailänder „Corriere 
della Sera“ am Montag veröffentlichte, 
lehnen 64 Prozent der Italiener diese 
Art „Stafettenwechsel“ ab. 

Nicht nur bei der linken Minderheit 
der PD stieß das rüde Vorgehen des 


PD-Chefs auf Proteste. In den meis¬ 
ten Medien wurde der „Rottomato¬ 
re“ (Verschrotter) getaufte Renzi als 
Parteidiktator mit „hemmungslosem 
Machthunger“ charakterisiert. Selbst 
„La Repubblica“ Sprachrohr der PD, 
nannte den PD-Chef einen „Karrie¬ 
risten ohne Skrupel“ und warnte vor 
einer Spaltung der Partei. Der Führer 
der linken Minderheit in der PD, Giu¬ 
seppe „Pippo“ Civati, kündigte an, mit 
seinen Anhängern die Partei zu verlas¬ 
sen. Sollte das passieren, wäre es eine 
Möglichkeit, sich mit weiteren Linken 
gegen den Rechtskurs Renzis zusam¬ 
menzuschließen und eine Alternative 
aufzuzeigen. 

Einen Vorgeschmack auf das, was ihm 
vorschwebt, hat Renzi mit der Vorlage 
des Entwurfs für ein neues Wahlgesetz 
gegeben. Er schloss den Vorstand sei¬ 
ner PD aus und sprach den Text nur mit 
dem Ex-Premier und Chef der rechts¬ 
extremen Forza Italia (FI), Berlusconi 
ab. Heraus kam, dass das unter Berlus¬ 
coni eingeführte reaktionäre Wahlrecht 
noch verschärft und mit ihm in Zukunft 
ein Zwei-Parteien-System nach USA- 
Vorbild etabliert werden soll, das nicht 
nur Kommunisten und Linke, sondern 
auch kleinere Parteien aus dem Parla¬ 
ment ausschließt, wenn sie sich nicht 
den Bedingungen der PD oder der 
Rechten unterordnen. 

Damit hat Renzi obendrein dem rechts¬ 
kräftig zu einer Gefängnisstrafe verur¬ 
teilten früheren Premierminister Silvio 
Berlusconi, der aus dem Senat ausge¬ 
schlossen und dem verboten wurde, öf¬ 
fentliche Ämter auszuüben, „politisch 
rehabilitiert“ und zu einem Comeback 
verholfen - wie nicht nur die linke 
„Unitä“ schrieb. Aber auch den Staats¬ 
chef hielt das nicht davon ab, den ver¬ 
urteilten Kriminellen als Parteichef zu 
seinen Konsultationen zu empfangen. 


Wohin der Kurs unter ihm als Premier 
gehen wird, zeigte sich auch, als Ren¬ 
zi mit dem Chef des Industriellenver¬ 
bandes Confindustria, Giorgio Squin- 
zi, zusammentraf, um mit ihm sein 
Programm und seine Ministerliste ab¬ 
zustimmen. Squinzi war, wie der „Cor¬ 
riere della Sera“ schrieb, des Lobes voll 
über den künftigen Premier und die 
von ihm angestrebte „Arbeitsmarkt¬ 
reform“, die darauf abzielt, den Kündi¬ 
gungsschutz auszuhebeln und flexible 
Tarifverträge durchzusetzen. 

Die Linkspartei SEL und die Protestbe¬ 
wegung M5S, die ein Viertel der Parla¬ 
mentssitze belegt, lehnen das neue Ka¬ 
binett ab. Für seine Regierung braucht 
Renzi also weiterhin die Unterstüt¬ 
zung des Chefs der neuen Rechtspar¬ 
tei NCD, Angelino Alfano. Dieser hat 
zur Bedingung für die Fortsetzung der 
Koalition, eine klare Absage an „jegli¬ 
che linke Ausrichtung“ erklärt. Unru¬ 
he verbreiten Enthüllungen, von de¬ 
nen die „Repubblica“ berichtete, nach 
denen Renzi geheime Absprachen mit 
Berlusconi über die Unterstützung sei¬ 
ner Regierung getroffen habe. Alfano 
wittert eine Teilnahme des Medienmo¬ 
nopolisten an der Regierung, die seine 
privilegierte Stellung als Koalitions¬ 
partner gefährden könnte und reagier¬ 
te scharf: mit Berlusconi werde die Re¬ 
gierung „mit zu viel unnützen Idioten“ 
belastet. 

Genügend Krach also, noch bevor die 
Regierung Renzi ihr Amt antritt. Das 
Ansinnen Renzis, bis 2018 regieren 
zu wollen, wird deshalb in Rom nicht 
ernst genommen. Alle warten die EU- 
Wahlen im Mai ab. Von deren Ergeb¬ 
nissen wird abhängen, ob die beiden 
stärksten Parteien (PD und FI) auf 
Neuwahlen zusteuern werden, von 
denen sie sich einen Sieg erhoffen. 

Gerhard Feldbauer 


Unruhen in 
Venezuela 

Cabello: Das Gesetz 
durchsetzen 

Bei schweren Ausschreitungen oppositi¬ 
oneller Demonstranten sind am 12. Fe¬ 
bruar in Caracas drei Menschen getötet 
und 66 verletzt worden. Rechte Grup¬ 
pen hatten im Zentrum der venezola¬ 
nischen Hauptstadt Caracas Behörden, 
Polizisten und Regierungsanhänger an¬ 
gegriffen. Dabei wurde Juan Montoya, 
ein auch unter dem Namen Juancho 
bekannter Aktivist aus dem für seine 
kämpferischen Traditionen bekannten 
Stadtviertel 23 de Enero, von den Put¬ 
schisten getötet. „Er ist vom Faschismus 
auf schändliche Weise ermordet worden. 
Das ist für uns sehr schmerzhaft, denn 
wir haben in diesen 15 Jahren immer 
wieder Companeros fallen sehen“, er¬ 
klärte Parlamentspräsident Diosdado 
Cabello. „Sie haben diesen Companero 
gejagt, daran haben wir keinen Zweifel. 
Er war ein Führer der Revolution und 
der Kollektive des 23 de Enero.“ 
Cabello rief die sozialen Gruppen dieses 
Viertels im Westen der Hauptstadt auf, 
Ruhe zu bewahren, sich nicht provozie¬ 
ren zu lassen und auf die Justiz sowie die 
Regierung zu vertrauen. 

Der Parlamentspräsident erinnerte da¬ 
ran, dass den heutigen Ausschreitungen 
erst vor wenigen Tagen ein Angriff auf 
Angehörige des Gouverneurs vonTächi- 
ra, Jose Vielma, vorausgegangen sei. Zu¬ 
dem habe es Überfälle auf Vertreter von 
Basisgruppen gegeben. „Sie werden uns 
nicht vom Weg des Friedens abbringen. 
Aber wir werden auch nicht zögern, das 
Gesetz durchzusetzen“, warnte Cabello. 
Generalstaatsanwältin Luisa Ortega 
Dfaz bestätigte den Tod eines weiteren 
Menschen. Der Student Basil Da Costa 
sei getötet und 23 Personen seien ver¬ 
letzt worden, die meisten von ihnen Poli¬ 
zisten, als ein rechter Mob das Gebäude 
der Staatsanwaltschaft in Caracas ange¬ 
griffen hatte. Von einem dritten Toten 
sprach der Bürgermeister von Chacao, 
Ramön Muchacho. 

Zuvor hatte Venezuelas Präsident Nico¬ 
las Maduro vor den Aktivitäten nazi-fa¬ 
schistischer Gruppen im Land gewarnt. 
„In Venezuela ist eine nazi-faschistische 
Strömung entstanden, die unser Land in 
Gewalt und Chaos treiben will“, erklärte 
der Staatschef vor Tausenden Jugendli¬ 
chen und Studenten, die mit einer De¬ 
monstration von der Plaza o‘Leary zur 
Parroquia La Pastora an den Jahrestag 
des Sieges über die spanischen Kolonial¬ 
herren vor 200 Jahren erinnerten. 

★ 

Am 15. Februar haben Vertreter der So- 
lidaritätsgruppen mit der B olivarischen 
Revolution Venezuelas in Hamburg vor 
den Türen des venezolanischen Gene¬ 
ralkonsulats in Hamburg ihre Unter¬ 
stützung für das Volk des südamerika¬ 
nischen Landes demonstriert, das einmal 
mehr Ziel der von reaktionären und ul- 
trarechten Kräften ausgehenden Desta¬ 
bilisierung wird. „Wir sind hier, um das 
Territorium unseres Heimatlandes in 
Hamburg gegen diesen neuen Putsch¬ 
versuch zu verteidigen und zum Frie¬ 
den aufzurufen“, erklärte eine der Ak¬ 
tivistinnen. Mit ihrer Aktion reagierten 
die Chavistas auch auf eine Provokation 
venezolanischer und deutscher Gegner 
der venezolanischen Regierung. 

Diese Gruppe hatte sich ebenfalls in der 
Umgebung der konsularischen Vertre¬ 
tung versammelt, um dort den Rück¬ 
tritt der Regierung von Präsident Ni¬ 
colas Maduro zu fordern. Aggressiv be¬ 
schimpften sie die Solidaritätsgruppen 
als „Antidemokraten“ und „Faschisten“ 
und forderten eine Rückkehr Venezue¬ 
las zur bis 1999 herrschenden „Vierten 
Republik“. Weiter forderten sie, kein 
weiteres Erdöl mehr an Kuba zu liefern 
und beschimpften ihre Gegner mit ras¬ 
sistischen Parolen. 

An der Solidaritätskundgebung betei¬ 
ligten sich die Misiön Bolivariana Jua- 
na Ramirez „La Avanzadora“ die AL- 
BA-Unterstützungsgruppe G ALB AE, 
die Frente Bolivariano Peumayen, 
der Bloque Latino aus Hamburg, die 
Deutschland-Vertretung der kolumbia¬ 
nischen Marcha Patriotica, Voz Latina 
aus Hamburg, die Gruppe Peru Libre 
sowie die Deutschland-Vertretung der 
PSUV-Jugend. News.dkp.de/redglobe 
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Dampf machen für die Fünf 

Der Fall der „Cuban Five“ findet Anhörung in London 





Obama... 


Give me five! 

FREE THE CIBAN 5 FROM 1.8. 


V om 7.-8. März 2014 wird eine 
Anhörung des Falls der „Cuban 
Five“ vor einer Internationalen 
Untersuchungskommission in der „Law 
Society“ in London vor einer ebenso 
renommierten Kommission aus Men¬ 
schenrechtsanwälten und Völkerrecht¬ 
lern stattfinden. 

Sie wird namhafte Zeugen zur Sache 
vernehmen: die Verwandten von Op¬ 
fern der auf Kuba begangenen Terror¬ 
anschläge sowie den einzigen der Fünf 
bereits in Freiheit lebenden, Rene Gon¬ 
zalez, seine Ehefrau Olga Salanueva 
und die Ehefrau von Gerardo Hernän- 
dez, Adriana Perez. 

Parlamentarier aus aller Welt unter¬ 
stützen diese Untersuchungskommis¬ 
sion - die vertretenen Länder reichen 
von Irland bis Belgien, von Russland bis 
Argentinien, von El Salvador bis Itali¬ 
en und natürlich Kuba - daher wird am 
Vorabend dieser Anhörung am 6. März 
auch ein historisches interparlamenta¬ 
risches Treffen im Londoner Unterhaus 
stattfinden. Außerdem wird es Kultur¬ 
veranstaltungen mit Starbesetzung ge¬ 
ben. 

Während sich die Richterin Joan Len- 
ard in Miami nach wie vor weigert, sich 
des bereits seit 2010 anhängigen An¬ 
trags der Verteidigung der Fünf durch 
die Vorlage neuer Beweise für deren 
tatsächliche Unschuld, anzunehmen, 
ist die europäische Kampagne für die 
Freilassung der Cuban Five zur Tat ge¬ 
schritten. 

Immerhin hatte der US-Menschen- 
rechtsanwalt Len Weinglass buchstäb¬ 
lich noch auf seinem Sterbebett im 
Krankenhaus an den Be weis Vorlagen 
für die Unschuld der Fünf, insbesondere 
für die des mit zwei Mal lebenslänglich 
plus 15 Jahren Höchstbestraften unter 
ihnen, Gerardo Hernändez, gearbeitet 
sowie für den zu 30 Jahren Haft verur¬ 
teilten Ramön Labanino und den zu 22 
Jahren verurteilten Antonio Guerrero. 
Fernando Gonzalez soll hingegen am 
27. Februar, wie zuvor auch Rene Gon¬ 
zalez, nach Verbüßung der jeweiligen 
Strafe unter Anrechnung des gesetzlich 
vorgeschriebenen Straferlasses wegen 


„guter Führung“ freigelas¬ 
sen werden. Danach droht 
Fernando aber noch eine 
Haft in einem Gefängnis 
für „illegale Einwande¬ 
rer“. 

Die Frage für uns alle war: 

Was können wir noch tun, 
um den US-Gerichten 
oder dem Friedensnobel¬ 
preisträger Barack Ob¬ 
ama Dampf zu machen, 
damit sie endlich ihres 
jeweiligen Amtes wal¬ 
ten? Wie können wir die 
Massenmedien und die 
„öffentliche Meinung“ 
erreichen, damit, um mit 
Gerardos Worten zu spre¬ 
chen, die „Jury von Milli¬ 
onen“ wahrgenommen 
und das Unrechtsurteil 
der manipulierten Jury 
von Miami außer Kraft 
gesetzt wird? 

So wurde der Gedanke 
für das Aufgebot einer 
Großveranstaltung gebo¬ 
ren, an der jetzt auch Mit¬ 
glieder des Europäischen 
Parlaments und andere 
Parlamentarier, renom¬ 
mierte Juristen, interna¬ 
tional bekannte Künstler, 

Schriftsteller und Schauspieler teilneh¬ 
men werden oder sich öffentlich als Un¬ 
terstützer der Sache der Fünf bekennen. 
Die ersten Überlegungen im Mai 2012 
wurden dank der belgischen „Inicia- 
tiva Cuba Socialista“ (ICS) von dem 
Rechtsanwalt Jan Fermon, dem Vize¬ 
präsidenten der Internationalen Ver¬ 
einigung Demokratischer Anwälte 
(IADL), im November auf der Kuba- 
Freundschaftskonferenz in Berlin auf¬ 
gegriffen und vertreten und es wurde 
einmütig beschlossen, dass London der 
geeignetste Ort dafür sei - und zwar 
wegen der größeren Nähe der Briten zu 
den US-Amerikanern, wie ja die BBC 
auch in den USA gehört wird. 

Die Hauptverantwortung für die Orga¬ 
nisation lag seitdem bei der britischen 


„Cuba Solidarity Campaign (CSC)“ 
unter dem Vorsitz von Rob Miller. 
Nicht zuletzt dank ihrer guten Bezie¬ 
hungen zu den britischen Gewerk¬ 
schaften traute es sich die CSC zu, auch 
die Hälfte der Kosten zu übernehmen. 
Sie wurde vor allem durch die Koordi¬ 
natorin der europäischen Kampagne 
Katrien Demuynck und die belgische 
ICS unterstützt. 

Inzwischen oblag es allen Europäern, 
namhafte Teilnehmer und Unterstüt¬ 
zer zu suchen, deren Wort in der Öf¬ 
fentlichkeit mehr gilt als das von uns 
„Nobodies“, selbst wenn wir auf die 
höchsten Gipfel der Erde klettern, 
um dort die Fahne der Fünf zu hissen. 
Dazu gehörte auch die Werbung um 
Spenden, die wie die Werbung um Un¬ 


terstützer und Teilnehmer 
andauert. 

Die wachsende Liste der 
namhaften Teilnehmer 
wird von Ricardo Alar- 
cön, dem früheren Präsi¬ 
denten der Kubanischen 
N ationalversammlung, 
und Miguel Angel Mar- 
tmez, dem Vizepräsiden¬ 
ten des Europäischen 
Parlaments, angeführt. 
Der deutsche Völker¬ 
rechtler Professor Nor¬ 
man Paech tritt dort 
auf, um unter Berufung 
auf die UN-Charta die 
Verfehlungen der USA 
durch die von US-Bo- 
den ausgehenden Ter¬ 
roranschläge auf Kuba 
zu belegen und die Not¬ 
wehrsituation Kubas und 
dessen gerechtfertigte 
Entsendung von Agen¬ 
ten in die Hochburg des 
Terrors von Südflori¬ 
da darzustellen. Martin 
Garbus vom Verteidi¬ 
gerteam der Fünf wird 
seinerseits auf die Ver¬ 
fahrensfehler im Prozess 
selbst aufmerksam ma¬ 
chen. 

Insgesamt verzeichnet die Websi¬ 
te voicesforthefive zurzeit 4 328 sich 
teilweise per Video, mit ausführlichen 
Briefen oder auch mit persönlichen 
Fotos bekennende Unterstützer, dazu 
nur einige Namen: der ehemalige US- 
Justizminister Ramsey Clark, die US- 
Autorin von „Die Farbe Lila“, Alice 
Walker; aus Deutschland: Literaturno¬ 
belpreisträger Günter Grass, der Au¬ 
tor und Professor Roger Willemsen, 
der Schauspieler Rolf Becker, der 
Vorsitzende von „Die Linke“, Bernd 
Riexinger; und der investigative Jour¬ 
nalist Günter Wallraff. 

Wir bitten unsere Leser: Schließt euch 
an. Mehr Information auf Deutsch un¬ 
ter „Nachrichten“, www.miami5.de 

Josie Brüning/Dirk Brüning 


Chaos nicht 
zulassen 

Peking will Spannungen um 
Nordkorea abbauen 

Im ständigen Streit um Nordkoreas 
Atomprogramm haben die USA Chi¬ 
na aufgefordert, stärker Druck auf 
Pjöngjang ausüben. „Ich habe die Chi¬ 
nesen ermutigt, jeden Hebel anzuset¬ 
zen, der ihnen zur Verfügung steht“, 
sagte USA-Außenminister John Kerry 
am 14. Februar nach Gesprächen mit 
Staats- und Parteichef Xi Jinping und 
seinem Amtskollegen Wang Yi in Pe¬ 
king. Während sich beide Seiten in der 
Forderung nach einem Ende des Nuk¬ 
learprogramms einig waren, traten im 
Umgang mit territorialen Ansprüchen 
Chinas im Ostchinesischen und Südchi¬ 
nesischen Meer klare Differenzen auf. 
Kerry rief China zur „Zurückhaltung“ 
in den Inselstreitigkeiten mit seinen 
asiatischen Nachbarn auf. Die Prob¬ 
leme müssten friedlich gelöst werden. 
Die Ansprüche sollten auf der Grund¬ 
lage des internationalen Rechts und 
des Seerechts geklärt werden, sagte 
Kerry. Vor seinem Besuch hatten die 
USA erstmals die Territorialansprüche 
Chinas offen infrage gestellt. 

Kritik übte Kerry an der im Novem¬ 
ber verkündeten Einrichtung einer chi¬ 
nesischen Luftverteidigungszone im 
Ostchinesischen Meer, wo China mit 
Japan um die chinesisch Diaoyu und 
japanisch Senkaku genannten Inseln 
streitet. 

China ist bestrebt, die Gewährleistung 
des kernwaffenfreien Status 4 der Halb¬ 
insel Korea zu sichern sowie Frieden 
und Sicherheit in dieser Region auf¬ 
recht zu erhalten, erklärte der chine¬ 
sische Außenminister Wang Yi. „Wir 
werden ein Chaos und einen Krieg auf 
der Halbinsel Korea niemals zulassen“, 
wird der Minister zitiert. „Wir sagen 
das nicht nur - wir tun das auch.“ 
Wang Yi rief zu einer möglichst baldi¬ 
gen Wiederaufnahme der sechsseitigen 
Verhandlungen über das koreanische 
Kernwaffenproblem auf und äußerte 
die Hoffnung, dass alle interessierten 
Seiten „Flexibilität an den Tag legen 
und größere Bemühungen unterneh¬ 
men werden, um die Spannungen ab¬ 
zubauen“. ZLV 


Unternehmerdirektive für den künftigen EU-Kurs 

Neuer Generalangriff auf Löhne, Arbeitsverhältnisse, Umweltschutz und Verteilung der Steuerlast 


Der „Bundesverband der Deutschen 
Industrie“ (BDI) und sein französi¬ 
sches Gegenstück MEDEF (Mouve¬ 
ment des Entreprises de France) ha¬ 
ben in einem gemeinsamen Aufruf 
ihre Vorstellungen von der künftigen 
Entwicklung der Eurozone und der 
EU bekannt gemacht. Der Text wurde 
kurz vor dem für den 19. Februar an¬ 
gesetzten „deutsch-französischen Gip¬ 
fel“ und mit Blick auf die nächste EU- 
Ratstagung am 20./21. März auf einer 
gemeinsamen Pressekonferenz beider 
Verbandsvorsitzenden am 5. Februar in 
Paris vorgestellt. 

Alles für die 

„Wettbewerbsfähigkeit“ 

Der Kern des Papiers lässt sich auf die 
Forderung nach einer „Neuausrichtung 
der gesamten EU-Politik auf Wettbe¬ 
werbsfähigkeit“ zusammenfassen. Auf 
allen Gebieten der EU-Politik müsse 
„die Wettbewerbsfähigkeit europäi¬ 
scher Unternehmen immer und über¬ 
all zu einem Schwerpunktthema“ und 
zum obersten Entscheidungskriterium 
gemacht werden. Die bevorstehende 
Legislaturperiode (nach der Neuwahl 
des EU-Parlaments im Mai) biete dafür 
eine „einzigartige Chance“. 

Um ihre Forderung zu motivieren, 
zeichnen die beiden führenden Un¬ 
ternehmerverbände der EU ein alar¬ 
mierendes Bild: „Europas Status als 
Wirtschaftsmacht steht aufgrund 
wachsender Sorge um seine Wettbe¬ 
werbsfähigkeit auf dem Spiel.“ Der An¬ 
teil der EU an der weltweiten industri¬ 
ellen Wertschöpfung sei zwischen 2000 
und 2012 von 25,7 auf 20,8 % zurückge¬ 
gangen, laut Wirtschaftsprognosen sei 
zu befürchten, dass im Jahr 2015 schon 


90 Prozent des Wirtschaftswachstums 
außerhalb Europas generiert werden. 

Mehr Kontrolle 
über Einzelstaaten 

Zur „stärkeren Steuerung“ der EU in 
diesem Sinn fordern die Unternehmer¬ 
verbände zunächst, dass die EU-Staaten 
verpflichtet werden, neben der Kontrol¬ 
le ihrer nationalen Haushaltspläne im 
Rahmen des „Europäischen Semes¬ 
ters“ durch die EU-Zentrale, auch „ver¬ 
bindliche vertragliche Vereinbarungen 
über Strukturreformen und Marktlibe¬ 
ralisierung“ mit der EU-Kommission 
abschließen. In der EU müsse ein „per¬ 
manentes Exekutivorgan für Fiskal- und 
Haushaltsangelegenheiten“ eingerichtet 
und der EU-Rat für Wettbewerbsfähig¬ 
keit „zum zentralen EU-Gremium zur 
Koordinierung der europäischen Wirt¬ 
schaftsstrategie aufgewertet“ werden. 
Dabei müsse die „europäische Indus¬ 
trie“ Gelegenheit haben, „ihr internatio¬ 
nales Know-how und ihre Erfahrungen“ 
umfassend in die wirtschaftspolitischen 
Entscheidungen einzubringen. 

Mit anderen Worten: Die Kontrolle der 
EU-Zentrale über die einzelnen Mit¬ 
gliedstaaten soll weiter verstärkt wer¬ 
den. Und die Unternehmervorstellun- 
gen von „Wettbewerbsfähigkeit“ sollen 
Vorrang vor allen anderen, etwa sozialen 
und umweltpolitischen Gesichtspunkten 
oder Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Armut und wachsender sozialer Un¬ 
gleichheit bekommen. 

Dazu formuliert das BDI-MEDEF-Pa- 
pier acht „Empfehlungen“, die die Un¬ 
ternehmerforderungen weiter präzisie¬ 
ren: 

★ Senkung der „Arbeitskosten“: Emp¬ 
fehlung 1 befasst sich mit den angeblich 


in vielen EU-Ländern zu hohen „Ar¬ 
beitskosten“. Die EU müsse die Mit¬ 
gliedstaaten „entschieden drängen, die 
Finanzierungsmechanismen ihrer Sozi¬ 
alversicherungssysteme“ (also Kranken-, 
Renten- und Arbeitslosenversicherung“ 
zu „reformieren“. Auch müssten „Loh¬ 
nentwicklungen besser beherrscht wer¬ 
den“. Alle Steuern auf „Produktions¬ 
faktoren, Einkommen und Umsätze“ 
seien zu senken. Die Staats- und Regie¬ 
rungschefs der EU müssten neben der 
„Haushaltskonsolidierung“ (lies: staat¬ 
liche Sparzwangpolitik) die „Senkung 
von Steuern und Sozialabgaben zu ih¬ 
rer obersten Priorität machen“. 

★ „Energiewende“ nach Unternehmer¬ 
interesse: In Empfehlung 2 geht es dar¬ 
um, „den rasanten Anstieg der Energie¬ 
kosten“ zu begrenzen - natürlich nicht 
für Normalbürger, sondern für die Un¬ 
ternehmen. „Förderregelungen für er¬ 
neuerbare Energien sollten schrittweise 
in die regulären Märkte ... integriert“, 
also faktisch abgeschafft werden. Das 
„sehr ehrgeizige Ziel“ einer 40-prozen¬ 
tigen Reduzierung des C0 2 -Ausstoßes 
(bis 2030) müsse „vom Ausgang der 
internationalen Klimaverhandlungen 
abhängig gemacht 44 werden. Gefordert 
werden der „Schutz energieintensiver 
Industrien“ und die Nutzung der „po¬ 
tenziell äußerst vorteilhaften unkon¬ 
ventionellen Energiequellen wie Schie¬ 
fergas“. 

★ „ Rahmenbedingungen“ wie in ande¬ 
ren Weltregionen: Empfehlung 3 verlangt 
„einfachere, stabilere und wettbewerbs¬ 
fähigere Rahmenbedingungen“ für die 
Unternehmen. Die EU dürfe „europäi¬ 
schen Unternehmen keine Belastungen 
aufbürden, die über das hinausgehen, 
was von ihren internationalen Wettbe¬ 


werbern in anderen Regionen der Welt 
verlangt wird“. Anders gesagt: die Un¬ 
ternehmer wollen die Angleichung der 
„Rahmenbedingungen“ bei Löhnen, So¬ 
zialleistungen, Umweltauflagen, Steuern 
u.a.m. in der EU an US-amerikanische 
oder vielleicht auch indische, chinesi¬ 
sche, brasilianische oder afrikanische 
Standards. 

★ Keine Finanztransaktions Steuer: In 
Empfehlung 4 wird die Erleichterung des 
Zugangs der Unternehmen zu Finanzmit¬ 
teln gefordert. Dazu gehört aus Sicht der 
Unternehmerbosse: „Jegliche Besteu¬ 
erung von Finanztransaktionen sollte 
grundsätzlich ausgeschlossen werden“. 

★ „ Flexibilisierung“: Empfehlung 5 for¬ 
dert die „Flexibilisierung von Arbeits¬ 
märkten“ (also den weiteren Ausbau 
des Niedriglohnsektors durch Leih- und 
Zeitarbeit oder Minijobs) und „die Ver¬ 
längerung der Lebensarbeitszeit“ (!). 
Ausdrücklich erwähnt wird dabei, dass 
die durchschnittliche jährliche Arbeits¬ 
zeit pro Kopf in Frankreich nur 609, in 
Deutschland 708 Stunden betrage, wäh¬ 
rend sie in den USA bei 896 und in Japan 
bei 878 Arbeitsstunden pro Jahr liegt. 

★ „Fiberalisierung öffentlicher Dienst¬ 
leistungen“: Empfehlung 6 verlangt 
die „Vollendung des Binnenmarktes“ 
durch „Öffnung verschlossener Märkte 
und die Liberalisierung von öffentlichen 
Dienstleistungen (Telekommunikation, 
Energie, öffentlicher Verkehr und ande¬ 
re Versorgungsbetriebe)“. 

★ Mehr staatliches Geld für private 
Forschung: In Empfehlung 7 wird die 
stärkere staatliche Förderung von For¬ 
schung und Innovation verlangt. Dazu 
gehöre u.a., „private Infrastrukturpro¬ 
jekte zusätzlich durch Mittel der EU und 
der Mitgliedstaaten“ zu fördern. 


★ Transatlantische Freihandelszone: 
Schließlich verlangt Empfehlung 8 die 
„Erleichterung des Marktzugangs“ und 
den „Abbau von Handels- und Inves¬ 
titionshindernissen“ auf internationa¬ 
ler Ebene. Dazu gehört aus BDI/ME- 
DEF-Sicht neben „bilateralen Freihan¬ 
delsabkommen“ das Vorantreiben der 
Verhandlungen mit den USA über die 
„Transatlantische Handels- und Investi¬ 
tionspartnerschaft (TTIP). 

Kampfansage an 
Gewerkschaften und 
arbeitende Bevölkerung 

Es kann keinen Zweifel geben: Ge¬ 
werkschaften, lohnabhängig Beschäf¬ 
tigte, junge Menschen, Arbeitslose 
und Sozialhilfeempfänger können die¬ 
sen gemeinsamen Text von BDI und 
MEDEF nur als massive Kampfansa¬ 
ge verstehen. Ein Signal für eine neue 
Offensive des Kapitals zur Förderung 
der Unternehmensgewinne durch 
„Senkung der Arbeitskosten“, Deregu¬ 
lierung des Arbeitsrechts, Absenkung 
von Umweltschutzauflagen, Steuerbe¬ 
freiungen für das Kapital, Privatisie¬ 
rung öffentlicher Einrichtungen und 
Kürzungen in den öffentlichen Haus¬ 
halten. Im Kern geht es um eine von 
den führenden Kapitalkreisen in der 
EU angestrebte neue ultra-neoliberale 
Wende in der EU-Politik, die nach den 
im Mai anstehenden EU-Wahlen in al¬ 
len EU-Staaten als Reaktion auf die 
anhaltenden Krisenprobleme durch¬ 
gesetzt werden soll. Georg Polikeit 

(Der Wortlaut des Unternehmerpapiers ist 
unter http://www.bdi.eu/download_content/ 
BDI-Medef_Gemeinsame_Erklaerung.pdf ab¬ 
rufbar.) 
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Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Werbeverbot an Schulen durchsetzen 



Karikatur: Bernd Bücking 


„Wir sind nicht damit einverstanden, 
die Leiharbeit kosmetisch zu reparieren“ 

Gespräch mit Gerhard Kupfer, Mitglied des Betriebsrates und 
Vertrauensleutekörpers bei Daimler in Bremen 


Wie weit ist der Lobbyismus bereits in 
deutsche Klassenzimmer vorgedrun¬ 
gen? Diese Frage interessierte jüngst 
den Bundesverband der Verbrau¬ 
cherzentrale (vzbv) und beauftragte 
ein interdisziplinäres Team von unab¬ 
hängigen Bildungsexperten, Unter¬ 
richtsmaterialien auf den Prüfstand 
zu stellen. Dazu wurden 450 Bildungs¬ 
medien verschiedener Anbieter und 
Interessenvertreter zu den Themen 
Finanz- und Medienkompetenz, nach¬ 
haltiger Konsum und Ernährung un¬ 
tersucht. Das Ergebnis der Studie ist 
so alarmierend wie unüberraschend: 
Statt sachlicher Information dienen 
die erschreckend viele Materialien 
der kommerziellen Meinungsmache. 



Rund drei Viertel aller Materialien, 
die von der öffentlichen Hand und 
von Nicht-Regierungsorganisationen 
(NGOs) herausgegeben wurden, sind 
als „gut“ bis „sehr gut“ bewertet. Nur 
rund ein Drittel der wirtschaftsnahen 
Medien erzielte dieses Ergebnis. Die 
Note „mangelhaft“ wurde in dieser 
Kategorie in 18 Prozent der Fälle ver¬ 
geben, während es bei Herausgebern 
der öffentlichen Hand nur unter zwei 
Prozent waren. Besonders lohnte sich 
der Blick auf die Verteilung innerhalb 
der Note „mangelhaft“. Hier stam¬ 
men die Unterrichtsmaterialien zu 74 
Prozent aus der Wirtschaft, während 
jeweils nur acht beziehungsweise sie¬ 
ben Prozent der Lehrmittel mit unzu¬ 
reichender Qualität aus der öffentli¬ 
chen Hand oder von NGOs stammen. 


Daimler hat eine Klage gegen den 
Südwestrundfunk (SWR) wegen ei¬ 
ner Reportage über Dumpinglöhne 
in einem Werk des Autobauers einge¬ 
reicht. In dem Beitrag „Hungerlohn 
am Fließband“ wurde dokumentiert, 
dass über Werkverträge an den Fließ¬ 
bändern Menschen beschäftigt wor¬ 
den seien, die ihr Gehalt mit Hartz IV 
aufstocken müssen“. In einer Doku¬ 
mentation hatte ein SWR-Reporter, 
getarnt als Mitarbeiter einer Logis¬ 
tikfirma, mit versteckter Kamera bei 
Daimler gefilmt. Der SWR berichtete 
damals, er habe die gleichen Tätigkei- 


„Das schlechtere Abschneiden wirt¬ 
schaftsnaher Materialien legt den 
Schluss nahe, dass sich gewerbliche 
und wirtschaftliche Interessen ne¬ 
gativ auf die Qualität der Bildungs¬ 
medien niederschlagen“ sagte dazu 
treffend Tatjana Bielke, Leiterin des 
Projekts Materialkompass Verbrau¬ 
cherbildung. Dass den Wirtschafts¬ 
verbänden nahestehende Materiali¬ 
en in der Qualitätsanalyse auffallend 
schlechter abschneiden als jene aus 
öffentlicher Hand oder von NGOs, 
sehen die an der Untersuchung be¬ 
teiligten Bildungsexperten primär 
in drei Ursachen begründet: Einige 
der untersuchten Lehrmittel enthal¬ 
ten offene Produkt- und Marken¬ 
werbung. Im Eigeninteresse des Un¬ 
ternehmens werden Sachinformati- 
onen oft einseitig verkürzt oder in 
einem falschen Kontext dargestellt. 
Die Qualität der Unterrichtsmateri¬ 
alien leidet an einer unzureichenden 
bis schlechten didaktischen Aufbe¬ 
reitung. 

Ob und wie Lehrer bewusst oder 
unbewusst solche kostenlosen Bro¬ 
schüren im Unterricht verwenden, 
wurde nicht untersucht und es gibt 
dazu meines Wissens auch keine 
anderen Studien. Die Verlockung 
dazu ist aber sicher groß, sind doch 
die offiziellen Schulbücher nicht 
selten längst veraltet und für neue 
aber fehlt das Geld. Lehrer, die ih¬ 
ren Schülern zum Beispiel etwas 
über Verbraucherschutz oder etwa 
zum Thema Finanzkrise oder Eu¬ 
ro-Rettung erklären wollen, müs¬ 
sen sich sonst selber schlau machen 
und zeit- und kostenaufwändig et¬ 
was zusammenbasteln. Da ist es 
einfacher, zu den massenhaft an¬ 
gebotenen kostenlosen Broschüren 
samt vorbereiteten Fragestellungen 
und Übungen greifen. Damit muss 
Schluss sein. Das in vielen Bundes¬ 
ländern bereits im Schulgesetz ver¬ 
ankerte „Werbeverbot an Schulen“ 
muss konsequent umgesetzt werden, 
um dem Wirtschafts- Lobbyismus 
und Militarismus an Schulen Ein¬ 
halt zu gebieten. 


ten wie Daimler-Beschäftigte ausge¬ 
führt und auch direkte Weisungen von 
ihnen erhalten. 

„Der Film suggeriert unrechtmäßiges 
Handeln auf unserer Seite und dies war 
nicht der Fall“, erklärte eine Daimler- 
Sprecherin. Daimler hat beim Land¬ 
gericht Stuttgart eine Unterlassungs¬ 
klage erhoben und will erreichen, dass 
im Sender der Beitrag, der bisher drei 
Mal gezeigt worden ist, nicht mehr aus¬ 
gestrahlt werden darf. Ansonsten wird 
dem Sender ein Ordnungsgeld von 
250 000 Euro angedroht. Am 8. März 
soll die Verhandlung beginnen. 


UZ: Daimler lässt immer mehr Autos 
von Leiharbeitern oder mit Werkverträ¬ 
gen bauen. Dabei geht es dem Konzern 
um weitere Lohndrückerei und Ent¬ 
rechtung sowie einer Verschlechterung 
der Arbeitsbedingungen. Vier Streiks, 
fast 9000 Beschäftigte im Werk Bremen 
haben gezeigt, dass Auslagerungen und 
Erpressungen nicht kampflos hingenom¬ 
men werden. Begonnen hat es im Jahre 
2012. Was brachte das Fass zum über¬ 
laufen? 

Gerhard Kupfer: Nach mehreren klei¬ 
neren Fremdvergaben ging es im Jah¬ 
re 2012 konkret um die Logistik, die 
ausgegliedert werden sollte. Dagegen 
haben wir spontan Unterschriften am 
Werkstor gesammelt. Innerhalb weni¬ 
ger Stunden bekamen wir 5 000 Un¬ 
terschriften. Damit zeigte sich, dass be¬ 
reits eine Stimmung gegen die Unter¬ 
nehmenspläne bestand und ein gutes 
Stück Mobilisierung für gemeinsame 
Aktionen möglich war. 

UZ: Leiharbeit macht Arbeit noch bil¬ 
liger. Gesetzliche Regelungen sichern 
den Unternehmern Höchstprofite. Eine 
weitere Maßnahme ist der Einsatz von 
Beschäftigten über Werkverträge. Wie ist 
die Situation im Bremer Werk? 

Gerhard Kupfer: Daimler steigt jetzt 
gerade um, von direkter Leiharbeit, der 
sogenannten Arbeitnehmerüberlas¬ 
sung. Unter diesen Bedingungen arbei¬ 
ten zurzeit rund 650 Kolleginnen und 
Kollegen an den Bändern in Bremen. 
Geplant ist nun eine massive Fremd¬ 
vergabe ganzer Produktionsabläufe. 
Die sollen dann mit Werkverträgen 
gefahren werden. Die Subunternehmer 
beschäftigten bedeutend mehr Leihar¬ 
beiter, als wir im Moment im Werk ha¬ 
ben. Die jetzige Größenordnung ist bei 
Daimler per Betriebs Vereinbarung auf 
acht Prozent im gesamten Konzern be¬ 
grenzt. Trotz vieler Versuche des Kon¬ 
zerns ist es uns gelungen, die Erhöhung 
der Quote der direkten Leiharbeit zu 
verhindern. 

UZ: Konnten Sie durch diese Betriebs¬ 
vereinbarung Übernahmen in feste Ar¬ 
beitsverhältnisse erreichen? 

Gerhard Kupfer: Durch die Betriebs¬ 
vereinbarung ist sicherlich keine direk¬ 
te Übernahme erreicht worden. Wenn 
Leiharbeiter feste Arbeitsverträge be¬ 
kamen, dann aufgrund der boomenden 
Autoproduktion. Die Zahl ist allerdings 
gering. Sie bewegt sich bei etwa 290 Fe¬ 
steinstellungen in mehreren Jahren. 

UZ: Eine Gegenwehr des Betriebsrates 
war die Verweigerung von Überstunden, 


Arbeitszeitverlängerungen und Sonder¬ 
schichten. Reicht dies als Druckmittel 
zur Verhinderung weiterer betrieblicher 
Ausgliederungen aus? 

Gerhard Kupfer: Nein. Wir hatten sehr 
eskalierte Situationen. Die Werkslei¬ 
tung wollte mit dem Betriebsrat ge¬ 
meinsam ein Projekt starten. Hinter¬ 
grund war eine älter werdende Beleg¬ 
schaft. Dabei wurde klar, dass genau 
diese Arbeitsplätze fremdvergeben 
werden sollten. Das stieß auf großes 
Unverständnis nicht nur bei den Be¬ 
troffenen. Durch viel Kleinarbeit, 
persönlichen Gesprächen mit den Be¬ 
schäftigten solidarisierten sich viele 
Arbeiter. So gelang uns die Mobilisie¬ 
rung der Belegschaft. 

UZ: Die Aktionen gegen die Fremdver¬ 
gabe im letzten Sommer führten dazu, 
dass die Unternehmensseite nicht un¬ 
gestört höchste Produktions zahlen er¬ 
reichte. Welche Möglichkeiten sehen Sie, 
den Gegendruck auch außerhalb von 
Daimler zu vergrößern? 

Gerhard Kupfer: Unser Konzept war 
immer, diese Auseinandersetzung 
nicht im Werk alleine zu belassen, die 
Arbeitsbedingungen und die Werks¬ 
politik öffentlich zu machen. Leih¬ 
arbeit, Werkverträge und prekäre 
Beschäftigung so zu nennen, wie sie 
sind. Ein Skandal! Schlicht und ein¬ 
fach! Leiharbeit muss öffentlich ge¬ 
brandmarkt werden. Der Steuerzah¬ 
ler zahlt das Lohndumping der Un¬ 
ternehmer. Die Aufstocker, die nicht 
vom verdienten Geld leben können. 
Im September letzten Jahres hatten 
wir im DGB-Haus eine sehr gut be¬ 
suchte Veranstaltung mit einigen pro¬ 
minenten Rednern, wie Professor 
Däubler. Geholfen hat uns auch Karl 
Heinz Roth, der ein Daimler-Benz- 
Buch geschrieben hat. Darin spannt 
er den Bogen zur Zwangsarbeit des 
Konzerns während der Nazizeit. Ein 
weiterer wichtiger Punkt ist: Alleine 
werden wir diesen Kampf hier nicht 
gewinnen. Geplant ist, bei VW eine 
Veranstaltung zu machen. Über un¬ 
sere Situation aufzuklären. Auch dort 
gibt es Leiharbeit. 

UZ: Von BMW-Beschäftigten gab es 
Zustimmung und Solidarität. Ebenso 
aus Regensburg, Nürnberg und Frank¬ 
furt solidarisierten sich die bayrischen 
Autobauer mit dem Abwehrkampf der 
Bremer Daimler Belegschaft. 

Gerhard Kupfer: Ja, das tut gut und 
wird dringend gebraucht. Wir fahren 
auch nach BMW, um unsere Erfah¬ 
rungen weiterzugeben. Die Solidarität 


aus anderen Automobilfabriken hat 
uns sehr geholfen. Aus dem Ausland, 
den dortigen Daimler-Betrieben, gab 
es viel Sympathie für uns. Zahlreiche 
Resolutionen von Leitungen der Ver¬ 
trauensleute aller Daimler Werke aus 
dem Ausland. 

UZ: Wie war die Unterstützung der IG 
Metall in Bremen oder über das Daim¬ 
ler-Werk hinaus? 

Gerhard Kupfer: Wir haben keinerlei 
Unterstützung erfahren. Nein. Abso¬ 
lut nicht. Es gab keine Informationen 
in Bremen oder über die Stadt hinaus. 
Die IG Metall hat nichts über unseren 
Kampf im Betrieb gegen die Werkslei¬ 
tung verbreitet. Lediglich im Betrieb ist 
die Unterstützung des Vertrauensleute¬ 
körpers ein Stück vorhanden gewesen. 
Weil die Kollegen es angeschoben und 
nicht locker gelassen haben. Alles was 
im Werk passierte und außerhalb be¬ 
wegt wurde und wird, ist die Initiative 
von Teilen des Betriebsrates und von 
Vertrauensleuten. 

UZ: Spielen die Betriebsratswahlen in 
diesem Jahr bei der Auseinandersetzung 
eine Rolle? 

Gerhard Kupfer: Es bestätigt sich, dass 
konsequente Interessenvertretung 
von der Belegschaft honoriert wird. 
Die Kollegen, die den Kampf aufge¬ 
nommen haben gegen Leiharbeit und 
Fremdvergabe, sind auf den vorderen 
Plätzen. Gegenüber den letzten Wahlen 
sehr weit auf der Kandidatenliste nach 
vorne gerückt. 

UZ: Die Große Koalition verhält sich 
inkonsequent bei Lohndumping und 
Leiharbeit. Nachzulesen im Koalitions¬ 
vertrag. Von den Herrschenden in die¬ 
sem Land ist keine Unterstützung zu er¬ 
warten. Wie kann nach Ihrer Meinung 
der Druck um die Abschaffung von pre¬ 
kärer Arbeit auf die CDU und SPD ver¬ 
stärkt werden? 

Gerhard Kupfer: Wenn der Druck 
nicht aus den Betrieben kommt, wer¬ 
den die Regierenden auch nicht han¬ 
deln. Wir sind ausdrücklich nicht da¬ 
mit einverstanden, die Leiharbeit 
kosmetisch zu reparieren. Sie ge¬ 
hört verboten. Unsere Losung zum 
1. Mai heißt „Schluss mit der Zuhäl¬ 
terei bei Daimler - und anderswo“. 
Alle die in der Politik mit Leihar¬ 
beit zu tun haben, diese befürwor¬ 
ten, müssen mit Gefängnis bestraft 
werden. Nicht unter fünf Jahren. 
Das Gespräch führte Herbert Schedlbaue 

(Siehe auch bild links) 



Unübersehbar. Der Kampf der Daimler Belegschaft in Bremen. 


Hungerlohn am Fließband 

Daimler fühlt sich durch 
Fernsehreportage verleumdet 
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Krieg den imperialistischen Kriegen! 



Auf der Konferenz im Begegnungszentrum „Nadelfabrik“. Es referierten Daniel 
Bratanovic, Hans-Peter Brenner, Aloyse Bisdorff, Uli Brockmeyer, Herwig Lerouge, 
Bert de Beider und Willi Hoffmeister. Auf den Zwischenkundgebungen sprachen 
Ali Ruckert, Levin Zuehlke, Herwig Lerouge, und Patrik Köbele. 


„Erschrecken Sie nicht, liebe Bürger der Stadt Aachen“, rief der Kreisvorsitzende der Aachener DKP am Samstag den 
Menschen zu, die verwundert einen Demonstrationszug von mehr als 300 Teilnehmern mit fast so vielen roten Fahnen in 
den Straßen ihrer Stadt bemerkten.„Hier marschieren Kommunisten aus Belgien, den Niederlanden, aus Luxemburg und 
aus Deutschland gegen den Krieg und gegen die Teilnahme der Europäischen Union an neuen Kriegen.“ 



Bild oben: Der 92-jährige Hein Kol- 
berg, Veteran der kommunistischen 
und Gewerkschaftsbewegung, im 
Gespräch mit Wil van der Klift (Neue 
Kommunistische Partei der Niederlan¬ 
de) und dem Ostermarsch-Aktivisten 
Willi Hoffmeister 



Bild unten: Job 

Pruijser (NCPN), 
Ali Ruckert 
(KPL), 

Herwig 
Lerouge (PVDA/ 
PTB) und Patrik 
Köbele auf der 


Konferenz. 


Andrej Konstantin Hunko, für die Partei „Die Linke“ Mitglied des Bundestages 
und der Parlamentarischen Versammlung des Europarates, sandte der Konfe¬ 
renz ein Grußschreiben. Ein Auszug: 

... ich begrüße diese wichtige Konferenz und Demonstration anlässlich des 
100. Jahrestages des 1. Weltkrieges hier in Aachen, wo der Krieg mit dem Ein¬ 
marsch deutscher Truppen in Belgien begann. 

Ich begrüße es auch außerordentlich, dass diese Konferenz und Demonstration 
international ausgerichtet ist - mit Vertreter/innen aus Belgien, Deutschland, 
Luxemburg und den Niederlanden, die alle in derTradition der damaligen kon¬ 
sequenten Kriegsgegner und Kriegsgegnerinnen stehen. 

Der 100. Jahrestag könnte und sollte Anlass für ein breites gesellschaftliches 
Nachdenken darüber sein, was die Ursache dessen war, was häufig als „Urka- 
tastrophe“ bezeichnet wird, in Wirklichkeit aber Ergebnis konkreter ökonomi¬ 
scher Bedingungen - von vielen als Kapitalismus im imperialistischen Stadium 
bezeichnet - und einer konkreten kriegstreiberischen Politik, insbesondere des 
deutschen Reiches, war. (...) 

Leider hat die gegenwärtige Bundesregierung offenbar kein Interesse an einem 
solchen breiten gesellschaftlichen Nachdenken. In den bisherigen Äußerungen 
im Bundestag scheint es eher Strategie zu sein, das Gedenken an den 100. Jah¬ 
restag in einer Vielzahl von Gedenkveranstaltungen aufzulösen. 

Das ist kein Wunder: Im Koalitionsvertrag, in den Aktivitäten der neuen 
„Verteidigungs“ministerin von der Leyen und in der Rede von Bundespräsident 
Gauck auf der Münchener Sicherheitskonferenz drücken sich erneut deutsche 
Großmachtsambitionen aus, die zunehmend militärisch untermauert werden 
und bei denen eine allzu intensive Erinnerung an den 1. Weltkrieg nur störend 
wirken können. 



Bild oben: Patrik Köbele, der Vorsitzende der DKP, bei der Abschlusskundgebung 
am Kennedypark: „Während an den Grenzen Europas Flüchtlinge verrecken, 
schwadronieren Politiker davon, dass Deutschland sich seiner Verantwortung 
stellt.“ 

Bild unten: Dortmunder Genossinnen und Genossen brachten die Forderungen 
auf den Punkt.-Fotos: Arbeiterfotografie (2), Tom Brenner (4) 
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1968: Die Bundesrepublik bekommt wieder 
eine legale kommunistische Partei 

Aus dem Buch „Mit einem Ziel vor Augen“ von Herbert Mies 



Herbert Mies, Kurt Bachmann und Max Reiman (von links nach rechts) 


S eltsam: Wenn von der 68er Generation ge¬ 
schrieben und gesprochen wird, meint man 
immer nur die Studentenbewegung und der 
Ausbruch der damals Jungen aus dem konserva¬ 
tiven, bürgerlichen Milieu der Bonner Republik. 
Dass auch die Gründung der DKP Ausdruck und 
Teil dieses gesellschaftlichen Aufbruchs war, wird 
stets vergessen oder verschwiegen. 

In den 60er Jahren nahmen die Forderungen nach 
Wiederzulassung der KPD stetig zu. Sowohl in¬ 
nerhalb als auch außerhalb der Partei. Die Partei 
lockerte zunehmend die traditionelle konspira¬ 
tive Arbeit und handelte nach dem Leninschen 
Grundsatz: „Illegal soviel wie nötig - legal soviel 
wie möglich.“ Wir besannen uns wieder der Bünd¬ 
nisarbeit und verankerten uns legal in Organisa¬ 
tionen, Vereinen und Bewegungen, insbesonde¬ 
re in den Gewerkschaften. 1963 starteten wir ein 
„Ernst-Thälmann-Auf gebot“ - das entsprechen¬ 
de Engagement junger Kommunisten in der Ge¬ 
werkschaftsjugend, bei den Naturfreunden und 
in anderen Jugendströmungen führte uns etwa 
tausend neue Mitglieder zu. 

Mitte der 60er Jahre gründeten Pfarrer Syma- 
nowsky, die Studienrätin Bienko, Dr. Benseler 
und andere Persönlichkeiten in Rheinland-Pfalz 
einen „Ausschuss für politische Amnestie und 
zur Aufhebung des KPD-Verbots“. Künstler und 
und andere Intellektuelle schlossen sich ihnen an. 
Ein zeitgleich gebildeter „Initiativatisschuss zur 
Wiederzulassung der KPD“ fand in hunderten 
Versammlungen große öffentliche Aufmerksam¬ 
keit Namhafte Persönlichkeiten aus Süddeutsch¬ 
land, unter ihnen der Schriftsteller Martin Wal¬ 
ser, richteten Anfang 1968 eine Petition an den 
Bundestag: „Viele Gründe sprechen für die Wie¬ 
derzulassung der KPD, juristische Barrieren, die 
in Zeiten des Kalten Krieges geschaffen wurden, 
dürfen nicht länger als Vorwand dienen, eine not¬ 
wendige politische Entscheidung hinsichtlich der 
Wiederzulassung der KPD auf die lange Bank zu 
schieben“, hieß es dort. Den Unterzeichnern ging 
es darum, „dass die Wurzeln des Kalten Krieges 
auch in der Bundesrepublik verdorren, damit die 
Entspannung in Europa gedeihen“ könne. 

Die Petition schloss mit den Worten: „Die Un¬ 
haltbarkeit des anachronistischen KPD-Verbots 
in einer sich wandelnden Welt ist längst offen¬ 
kundig.“ 

Die Bundesregierung geriet nicht nur unter in¬ 
nenpolitischem Druck, er existierte auch au¬ 
ßerhalb, worauf die Neue Züricher Zeitung auf¬ 
merksam machte. Der in der Petition gegebene 


Hinweis auf eine „sich wandelnde Welt“, traf zu. 
Das Schweizer Blatt befand: „Da die Bundesre¬ 
gierung ihre Beziehungen zu den osteuropäischen 
Staaten normalisieren will und Bundesminister 
kommunistischen Politikern jener Länder begeg¬ 
nen, würde es die Sache der Annäherung, und der 
Verständigung erleichtern, wenn den deutschen 
Kommunisten nicht so hart mitgespielt würde und 
sie ihren Platz im Parteileben hätten. Auch viele 
nichtkommunistische Besucher aus dem Westen 
reagierten mit Kopfschütteln und ohne jedes Ver¬ 
ständnis auf das Verbot der KPD“, hieß es in der 
angesehenen Zeitung. 

Die Forderung nach Aufhebung des KPD-Verbots 
fand in der zweiten deutschen Republik auch bei 
ganz normalen Menschen Zustimmung und Un¬ 
terstützung. Ich erinnere mich an eine Fahrt im 
August 1967 in in die DDR. Die VEB Pumpen¬ 
werke in Halle hatten mich eingeladen, anlässlich 
des 11. Jahrestages des Verbots der KPD über die 
Lage der Partei in der Bundesrepublik zu berich¬ 
ten. Ich unterhielt mich mit der Belegschaft und 
auf einem Forum mit Jugendlichen. Ich erinnere 
mich auch deshalb an diese interessanten Begeg¬ 
nungen, weil ich die herzliche, aufrichtige Soli¬ 
darität deutlich spürte. Das waren keine pathe¬ 
tischen Lippenbekenntnisse oder hohle Phrasen. 
Die Ostdeutschen wollten wirklich wissen, wie es 
so ist, in der Illegalität, wie wir unsere Chancen 


auf Wiederzulassung sehen und dergleichen mehr. 
Bewundernde Blicke, die sonst Besucher aus dem 
Westen ernteten - zumindest laut ihrer Beschrei¬ 
bungen nach der Rückkehr in die Bundesrepub¬ 
lik - registrierte ich nicht, auch keine Fragen nach 
Autos, Bananen und „NATO-Pellen“ wie die da¬ 
mals in Mode gekommenen und in West wie Ost 
sehr begehrten leichten Perlonregenmäntel hie¬ 
ßen. 

Max Reimann hatte am 15. Februar 1967 in einem 
Brief an die Bundesregierung Schritte zur Aufhe¬ 
bung des KPD-Verbot vorgeschlagen. Das Schrei¬ 
ben blieb natürlich ohne direkte Antwort, doch es 
kam in der Folgezeit zu ernsthaften Gesprächen 
mit Parlamentariern und Regierungsvertretern. 
Grete Thiele beispielsweise führte Gespräche mit 
Gustav Heinemann und Horst Ehmke. Kurt Erle- 
bach und Manfred Kapluck kontaktierten im Auf¬ 
trag der Parteiführung einige Bonner Politiker. 
Die Gespräche machten allerdings deutlich, dass 
eine interfraktionelle Initiative im Bundestag, das 
KPD-Verbor aufzuheben, nicht die erforderliche 
Zustimmung ünden würde. 

So entstand sukzessive die Idee einer Neukons¬ 
tituierung. 

Sie führte über drei Pressekonferenzen. 

Die erste am 8. Februar 1968 wurde noch verbo¬ 
ten. Dort wollten wir ein neues Parteiprogramm 
vorstellen. Die zweite war halblegal - wir hielten 


Herbert Mies wird 85 

Am 23. Februar feiert Herbert Mies im Kreise 
von Genossen, Freunden und Bekannten seinen 
85. Geburtstag. Bereits im Juni 1945 wurde er 
Mitglied der Kommunistischen Partei Deutsch¬ 
lands. Nach der Neukonstituierung der DKP 
1968 wurde er deren stellvertretender Vorsit¬ 
zender und von 1973 bis 1990 deren Vorsitzender. 
1987 wurde er mit dem Internationalen Lenin- 
Friedenspreis ausgezeichnet. 


sie in einem Bus innerhalb der Bonner Bannmei¬ 
le ab. Das Thema war die Aufhebung des KPD- 
Verbots und die Legalisierung der Kommunisti¬ 
schen Partei. 

Die dritte Pressekonferenz fand am 26. Septem¬ 
ber in Frankfurt am Main statt und war internati¬ 
onal besetzt. Eingeladen hatte der „Initiativaus¬ 
schuss zur Wiederzulassung der KPD“ unter Lei¬ 
tung von Ludwig Landwehr, einem ehemaligen 
Landtagsabgeordneten in Niedersachsen. 

Kurt Bachmann informierte darüber, dass am 
Vortag sich ein Bundesausschuss mit der Absicht 
konstituiert habe, eine Deutsche Kommunistische 
Partei, DKP, zu bilden. Die Partei nahm damit ihre 
Tätigkeit praktisch auf. In vielen Städten fanden 
sich in der Folgezeit Initiativen, Ausschüsse und 
Gruppen zusammen. Natürlich nicht im Selbstlauf, 
das wäre naiv zu glauben. Und ohne die Unter¬ 
stützung aus der DDR auch nicht. Aber die Sache 
entwickelte eine eigene Dynamik. 

In kurzer Zeit hatte sich die Zahl der während 
der Illegalität aktiven Genossinnen und Genossen 
verdreifacht|Wir waren damals etwa zehn- bis elf¬ 
tausend Mitglieder, nun überschritten wir binnen 
Monaten die 30 000. Und schon bald kam auch 
eine Tageszeitung, die UZ, hinzu. 

Ich bin davon überzeugt, dass die Anfangsdynamik 
zum großen Teil von den Jugendlichen herrührte, 
die aus verschiedenen demokratischen Bewegun¬ 
gen kamen und sich uns anschlossen. Ein Marke¬ 
tingmensch würde sagen: Es war ein Bedürfnis da, 
und wir hatten das Produkt, das gebraucht wurde 
und Zustimmung fand. Die DKP war zweifellos 
auch ein Kind der sogenannten 68er Bewegung. 

Das Buch von Herbert Mies, Mit einem Ziel vor den 
Augen. Erinnerungen, verlag am park, Berlin 2009, 
kann über den Neue Impulse Verlag bestellt wer¬ 
den. 


Die wundersame Wandlung des Herrn Brzezinski 

Betrachtungen zum Buch des Veteranen der USA-Außenpoltik 


Während des Kalten Krieges war Zbigniew Brze¬ 
zinski einer der schärfsten „Falken“ und als Si¬ 
cherheitsberater von Jimmy Carter wesentlich an 
der Gestaltung der außenpolitischen und militäri¬ 
schen USA-Strategie beteiligt. 

Selbst nach dem Zusammenbruch der Sowjetuni¬ 
on war er für eine verdeckte Weiterführung des 
Kalten Krieges und schlug zusätzlich eine Drei¬ 
teilung des übriggebliebenen Russland in eine 
europäische, eine sibirische und eine fernöstliche 
Republik vor. 

In Afghanistan forderte er eine finanzielle und 
militärische Unterstützung der Mudschaheddin 
noch vor dem Einmarsch der Sowjetunion, „um 
die Russen in die afghanische Falle tappen zu las¬ 
sen“. Und am Tag, als das geschah, schrieb er an 
Carter: „Jetzt haben wir die Möglichkeit, der So¬ 
wjetunion ihr Vietnam zu liefern“. 

In seinem berühmten, 1997 erschienenen Buch, 
„The Grand Chessboard“ (Das große Schach¬ 
brett) ging Brzezinski davon aus, dass die USA 
ihre Stellung als einzige Supermacht wenigstens 
während einer Generation weiter aufrechterhal¬ 
ten könnten, wenn sie den euro-asiatischen Raum 
von der Ukraine über den Kaukasus und Zen¬ 
tralasien bis zur Mongolei beherrschen würden. 
Hierzu müssten sich die NATO und die EU weit 
nach Osten ausdehnen und Russland würde zum 
Randstaat der zukünftigen Weltordnung degra¬ 
diert. Doch die auf Initiative Chinas gegründete 
Shanghai-Gruppe hat diese Vision zunichte ge¬ 
macht. 

In seinem bisher vorletzten Buch „The Second 
Chance“ (Die zweite Chance. Drei Präsidenten 
und die Krise der Supermacht USA, 2007) greift 
Brzezinski die Politik der Neokonservativen be¬ 
sonders unter G.W. Bush heftig an. Der „Krieg 
gegen den Terror“ habe die Stellung der USA in 
der islamischen Welt geschwächt, und es sei nichts 
unternommen worden, um eine sich abzeichnende 
Zusammenarbeit Russlands mit China zu verhin¬ 


dern. Auch während der ersten Amtsperiode Oba- 
mas sei eine zweite Chance nicht genutzt worden. 
In seinem jüngsten Buch „Strategie Vision“ (Stra¬ 
tegische Vision. Amerika und die Krise der Welt¬ 
macht, 2012) erkennt Brzezinski, dass die USA 
nicht länger die alleinige globale Macht sind, und 
dass die Rolle als Weltgendarm sie in den Bank¬ 
rott treiben würde. 

Er vergleicht die USA von heute mit der Sowje¬ 
tunion vor ihrem Zusammenbruch, und erkennt 
einige für die USA alarmierende Ähnlichkeiten. 
Hierzu zählt er das festgefahrene politische Sys¬ 
tem, welches unfähig war, Politikänderungen vor¬ 
zunehmen und sich selbst in den Bankrott trieb 
durch eine jahrzehntelange militärische Rivalität 
mit den USA, welche einen zu großen Anteil des 
Bruttosozialprodukts verschlang und darauf noch 
zusätzliche Summen für die militärische Beherr¬ 
schung Afghanistans verwendete. 

Darüber hinaus bewirkte sie eine geopolitisch 
„sehr schädliche Gegnerschaft mit dem kommu¬ 
nistischen China“, dem ehemals privilegierten Al¬ 
liierten im eurasischen Raum. (Seite 4) In diesem 
Zusammenhang identiüziert Brzezinski sechs gro¬ 
ße Mängel, welche das Schicksal der USA bedro¬ 
hen. (Seiten 46-54) 

In erster Linie ist das die riesige und weiter zuneh¬ 
mende Staatsschuld. Sie bedroht den Dollar als 
Weltwährung und untergräbt die Rolle der USA 
als der Welt größtes Wirtschaftsmodell. Wenn die 
USA eine wirkliche Reform, welche die Ausgaben 
vermindert und die Einnahmen vergrößert, weiter 
hinauszögern, riskieren sie, ein ähnliches Schicksal 
zu erleiden, wie frühere von Schulden gelähmte 
Großmächte, sei es das alte Rom oder das Groß¬ 
britannien des 20. Jahrhunderts. 

Die zweite Schwäche ist das fehlerhafte Finanz¬ 
system, hervorgerufen durch die anhaltende 
Rücksichtslosigkeit der Investmentbanken und 
der Hedgefonds, sowie die unverantwortliche De¬ 
regulierung der Finanzwelt durch den Kongreß. 


Das Auseinanderklaffen der Einkommensun¬ 
gleichheit mit stagnierender sozialer Mobilität ist 
ein drittes negatives Merkmal der heutigen USA. 
Das Altern der nationalen Infrastruktur, welche 
immer mehr in Richtung der dritten Welt verfällt, 
betrachtet der Autor als vierten Schwachpunkt. 
Die fünfte Schwäche der USA erkennt Brzezin¬ 
ski in der großen Unwissenheit der Bevölkerung 
in Bezug auf den Rest der Welt. Dies sei nicht nur 
auf die Mängel des öffentlichen Bildungswesens 
zurückzuführen, sondern auch auf das Fehlen in¬ 
formativer Nachrichtenübermittlung bezüglich 
der Weltpolitik in den USA-Medien. 

Die sechste Unzulänglichkeit ergibt sich aus der 
fünften, da ein uninformiertes Publikum sehr 
leicht einer manichäischen Demagogie zugäng¬ 
lich ist. Es ist das festgefahrene politische System, 
das es den sehr Wohlhabenden möglich macht, 
ihre kurzsichtigen innen- und außenpolitischen 
Interessen auf Kosten der nationalen Interessen 
durchzusetzen. 

In der Erkenntnis, dass mit der Erstarkung Asi¬ 
ens und besonders Chinas eine fast 500-jährige 
Epoche der Domination atlantischer Mächte zu 
Ende geht, entwickelt Brzezinski seine neue Stra¬ 
tegie. Voraussetzung für ihre Umsetzung ist die 
Revitalisierung der USA und die Überwindung 
ihrer aufgezeichneten Schwächen. Diese Strate¬ 
gie begreift zwei Komponenten. Erstens die Bil¬ 
dung eines „Größeren Westens“, welcher Russland 
und die Türkei beinhalten würde und sich auf den 
nördlichen Teil des Globus bis zum dreißigsten 
Breitengrad ausdehnen würde. Ein solches Gebiet 
würde eine Bevölkerung von 1,1 Milliarden um¬ 
fassen, wäre, mit Ausnahme der Türkei, einheitlich 
christlich religiös, hätte über 46 Prozent des BIP 
der Welt und 27 Prozent ihrer Landmasse, (s. Kar¬ 
te) Für Brzezinski ist, entgegen seinen früheren 
Ansichten, das oligarchische kapitalistische Russ¬ 
land tatsächlich in der kapitalistischen bürgerli¬ 
chen Welt angekommen, und soll dort nicht abge¬ 


wiesen werden. In einem Vortrag vor dem „Center 
of Strategie and international Studies“ sagte er, 
dass Russland bereits demokratischer sei, als die 
USA-Medien es darstellten und dass die reiche 
Oberschicht aus St. Petersburg und Moskau - we¬ 
gen der ökonomischen Vorteile - eine europäisch 
geprägte Gesellschaft anstrebe. 

Es sollte also eine geopolitische Interessenge¬ 
meinschaft zwischen den USA, Europa und 
Russland, von Vancouver ostwärts über den At¬ 
lantik und Europa bis nach Wladiwostok entste¬ 
hen (Seite 152). Dies würde russische Alleingänge 
und eine zu enge Bindung zwischen Russland und 
China verhindern. 

Zweitens die Entstehung eines stabilen koope¬ 
rativen neuen Ostens mit China, Indien und al¬ 
len anderen asiatischen Staaten. Hierbei sollten 
die USA und China sich gegenseitig ideologische 
Selbstbeschränkung auferlegen und darauf ver¬ 
zichten, ihre unterschiedlichen sozio-ökonomi- 
schen Systeme zu verallgemeinern und sich ge¬ 
genseitig zu dämonisieren (Seite 189). 

Die USA sollten zwischen den unterschiedlichen 
Interessen der Mächte Asiens eine Rolle spielen 
wie England in der intra-europäischen Politik 
während des sechzehnten und beginnenden zwan¬ 
zigsten Jahrhunderts, d.h. balancierend und aus¬ 
gleichend, damit keine der Mächte zu stark wird. 
Im Konfliktfalle sollten sie vermitteln und damit 
immer Zünglein an der Waage spielen - und da¬ 
durch ihre Vorherrschaft behalten. 

Die Doppelrolle, welche Brzezinski für die USA- 
Strategie vorschlägt, besteht also darin, auf der ei¬ 
nen Seite einen „erweiterten Westen“ zu gestalten 
und abzusichern, sowie in einem aufstrebenden 
Osten Zünglein an der Waage spielen und den ei¬ 
nen gegen den anderen ausspielen, um dadurch 
die dominierende Stellung, die sie bis jetzt inne¬ 
hatten, zu behalten. 

Aloyse Bisdorff (aus: Zeitung vum Letzeburger Vollek) 

Zbigniew Brzezinski, Strategie Vision: America and 
the Crisis of Global Power, New York 2012, Basic 
Books, 208 S. 
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Künstlerisches Profil gesucht 


Die Berlinale in einem Krisenjahr 


„Sibirische" 

Erzählung 

Eine CD voll Melancholie 
und Lebensfreude 



„Zehn Tage zeigte die Berlinale die 
kreative Kraft und Vielfalt des Kinos.“ 
So vollmundig und selbstbewusst tönt 
es aus der Presseerklärung zum Ende 
der 64. Berlinale vom vergangenen 
Sonntag. Wer dabei war, ist vielleicht 
geneigt, ein „im Rahmen ihrer Mög¬ 
lichkeiten“ zu ergänzen. Zwei Fakto¬ 
ren, die diese Möglichkeiten spürbar 
begrenzen, traten in diesem Jahr beson¬ 
ders deutlich hervor: In der Hierarchie 
der großen, der so genannten A-Festi- 
vals, ist Berlin, bedingt durch Jahreszeit 
und Geografie, leider nur zweite wenn 
nicht gar dritte Wahl. Denn welcher 
große Kinostar oder Produzent wür¬ 
de nicht das frühsommerliche Cannes 
oder die Fagunenstadt Venedig dem 
winterkalten Berlin vorziehen? Die 
großen Geschäfte macht man leich¬ 
ter in der Exklusivität sonniger Mit¬ 
telmeeryachten als im Schneematsch 
auf einem Festival, das sich zudem mit 
wachsendem Erfolg dem „Kino-Fuß¬ 
volk“, also dem örtlichen Publikum öff¬ 
net und für 2014 mit 330 000 zahlenden 
Besuchern erneut einen Rekord mel¬ 
den konnte. 

Die Kehrseite solcher Orientierung 
liegt auf der Hand und lässt sich auch 
nicht wegleugnen durch die besonde¬ 
re Aufmerksamkeit auf deutsche Pro¬ 
duktionen, die Festivaldirektor Dieter 
Kosslick seit Jahren pflegt. Eingeweihte 
wussten sogar von drei oder vier Fil¬ 
men renommierter deutscher Regis¬ 
seure zu berichten, die ihre neuen Fil¬ 
me lieber nicht in Berlin eingereicht, 
sondern gleich für Cannes zurückge¬ 
halten hätten. 

Deutsche Filme im Fokus 

Dennoch brachte Kosslick in diesem 
Jahr neben einigen mit deutschem 
Geld kofinanzierten internationalen 
Produktionen sogar vier rein deut¬ 
sche Filme unter die zwanzig „Bären“- 
Konkurrenten. Dominik Grafs fast 
dreistündiger „Die geliebten Schwes¬ 


tern“ erzählt von einer Dreieckslie¬ 
be Friedrich Schillers, Edward Ber¬ 
gers kindertümelnder „Jack“ von der 
Suche eines Zehnjährigen und seines 
kleinen Bruders nach ihrer Mutter. Feo 
Aladag singt unter heftiger Mitwirkung 
der Bundeswehr das hohe Fied von un¬ 
seren edlen Brunnenbauern in Afgha¬ 
nistan. Doch bis auf einen „Silbernen 
Bären“ für das Drehbuch zu Dietrich 
Brüggemanns „Kreuzweg“ gingen sie 
alle leer aus. Brüggemanns Film hält, 
was der Titel verspricht, und dies nicht 
nur formal. Vierzehn aus je einer ein¬ 
zigen, festen Kameraeinstellung beste¬ 
hende Feidensstationen, dazu schwer 
erträglicher ultra-orthodoxer Katho¬ 
lizismus machen aus „Kreuzweg“ nur 
eine Stilübung, deren formale Rigoro¬ 
sität die radikal fundamentalistische 
Religiosität ihrer 14-jährigen Protago¬ 


nistin noch übersteigt. Es ist als wollte 
Brüggemann den Zuschauer in ein Mit¬ 
leiden mit dieser Maria zwingen, die 
er - zahlreiche unfreiwillige Facher im 
Kino stehen dafür - unentschlossen zu¬ 
gleich der Fächerlichkeit preisgibt. Ich 
habe das Kreuz nur bis zur fünften Sta¬ 
tion getragen. 

Hollywood-Kult 

Wie ein religiöser Kult mutet auch die 
Verehrung für Hollywoodstars an. Fes¬ 
tivalchef Kosslick hatte schon vor dem 
Festival den Journalisten die noch nicht 
gestellte Frage vorneweg ohne Na¬ 
mensnennung mit „Ja, ER kommt“ be¬ 
antwortet und so Regisseur und Schau¬ 
spieler George Clooney quasi göttli¬ 
chen Rang zugesprochen. Dass solche 
Verehrung blind macht, büßten die 


Zuschauer dann mit Clooneys „Mo¬ 
numents Men“, einem stark besetzten, 
aber dürftig zusammengeschusterten 
Kriegsdrama um vor den Nazis (und 
den Russen!) gerettete Kunstschät¬ 
ze, das vorsorglich „außer Konkur¬ 
renz“ lief. Der Eröffnungsfilm dagegen 
brauchte - anders als in früheren Jah¬ 
ren - diesmal die Konkurrenz nicht zu 
scheuen. Wes Andersons wunderbar 
anarchische Komödie „The Grand Bu¬ 
dapest Hotel“ kommt daher wie eine 
fetzige Kinooperette und strotzt vor 
Spielfreude aller Beteiligten. Dafür gab 
es zu Recht den Großen Preis der Jury. 
Auch der Silberne Bär für die beste Re¬ 
gie ging in die USA. Richard Finklater 
hatte seit 1995 („Before Sunrise“) im¬ 
mer wieder eine neue Episode aus dem 
Feben seiner Stammfiguren erzählt, die 
jeweils einen Tag umfasste. Nun schlägt 


er mit „Boyhood“ einen zwölf Jahre 
umfassenden Bogen über das Heran¬ 
wachsen seines jungen Helden Mason 
von der Schulzeit bis zum Eintritt ins 
College, wiederum Jahr für Jahr ge¬ 
dreht in nur wenigen Drehtagen - das 
Älterwerden besorgen die Maskenbild¬ 
ner. Ein geniales filmisches Experiment 
in ausgezeichneter Besetzung (Patricia 
Arquette. Ethan Hawke, Ellar Coltrane 
als Mason), das trotz seiner Überlänge 
keine Minute langweilt und der Berli¬ 
nale-Kritikergemeinde sogar als siche¬ 
rer Festivalsieger erschien. 

Freie Bahn 

für Filme aus Fernost 

Wo die Europäer auf ganzer Breite ver¬ 
sagten und die USA mit Silber abge¬ 
speist wurden, war der Weg frei für das 


Kino aus Fernost. Dreimal Silber und 
einmal Gold für die Filme aus China 
und Japan lautete die Bilanz - was die 
Kritikerin der „Neuen Zürcher Zei¬ 
tung“ kurz und spürbar verärgert als 
„Kotau vor der Großen Mauer“ über¬ 
schrieb. Die Japanerin Haru Kiroki ver¬ 
diente sich Silber als Hauptdarstellerin 
von Altmeister Yoji Yamadas „Chiisai 
ou chi“ („Das kleine Haus“), einer sym¬ 
pathischen Familiengeschichte aus der 
Vorkriegs- und Kriegszeit in Tokio. Sil¬ 
ber gab es auch für Zeng Jians Bildge¬ 
staltung in Fou Yes „Tui Na“ („Blind 
Massage“). Gleich zweifach prämiert 
wurde „Bai ri yan huo“ („Schwarze 
Kohle, dünnes Eis“) des Chinesen Diao 
Yinan, der neben dem Goldenen Bären 
auch noch Silber für seinen Hauptdar¬ 
steller Fiao Fan zugesprochen bekam. 
Eine höchst umstrittene Entscheidung, 


galt sie doch einem eher mittelmäßigen 
Stück Genrekino, das hilflos zwischen 
Film noir, Polizeikrimi, harter Action 
und groteskem Slapstick mäandert 
und dessen Hauptfigur, ein versoffe¬ 
ner Ermittler, so hilf- wie ausdruckslos 
von einem unappetitlichen Leichenteil 
zum nächsten stolpert. Noch fragwür¬ 
diger als diese erscheint eine andere 
Juryentscheidung - wenn man sie nicht 
als augenzwinkernden Jux von Juroren 
deuten will, die Frust abbauen wollten 
über das insgesamt magere Angebot: 
Der 92-jährige französische Altmeis¬ 
ter Alain Resnais, seit Jahren Berlina- 
le-Dauergast, erhielt für „Aimer, boire 
et chanter“ („Lieben, trinken und sin¬ 
gen“) ausgerechnet den Alfred-Bauer- 
Preis, mit dem laut Reglement „neue 
Perspektiven im Kino“ ausgezeichnet 
werden sollen. Resnais 4 Film ist zwar 
glänzend besetzt mit Sabine Azema, 
Sandrine Kiberlain, Andre Dussollier 
und Hippolyte Girardot, doch ihnen 
bleibt nichts zu tun als vor dünnen, 
auf Stoffbahnen gemalten Kulissen 
die wortreichen Dialoge eines Thea¬ 
terstücks des britischen Autors Alan 
Ayckbourn aufzusagen. 

Es lebe der Kommerzl 

Es ist schon eine seltsame Botschaft, 
die diese Berlinale-Hauptjury da in die 
Welt sendet: Weg mit der Filmkunst, es 
lebe das Kommerz- und Genrekino und 
das abgefilmte Theater! Soll das die Zu¬ 
kunft, sollen dies die „neuen Perspekti¬ 
ven im Kino“ sein?? Die waren ohnehin 
immer schon eher in den Nebensektio¬ 
nen der Berlinale zu entdecken, im „Pa¬ 
norama“ etwa, das seit 1986 Filme mit 
schwul-lesbischen Themen besonders 
großzügig aufnimmt, im „Forum“, das, 
einst aus Protest gegen die Kommerzi¬ 
alisierung des Wettbewerbs gegründet, 
nun auch schon seinen 44. Jahrgang prä¬ 
sentiert, oder bei den unter „Genera¬ 
tion“ firmierenden Filmen für Kinder 
und Jugendliche. Doch von sensationel¬ 
len Entdeckungen hat man in diesem 
Jahr auch aus diesen Sektionen nichts 
gehört, wohl aber von Filmen, die für 
die Nebensektionen fest gebucht wa¬ 
ren, dann aber mangels Angebot in 
den Wettbewerb gehievt worden sein 
sollen. Darum wurde oft die fast ver¬ 
schwundene Trennschärfe zwischen den 
Sektionen beklagt. Wenn ein unausge¬ 
gorener Film wie Karim A'inouz 4 „Praia 
do futuro“ den seine Schwulenthematik 
geradezu für das „Panarama“ prädes¬ 
tiniert, oder eine wilde, völlig unpoliti¬ 
sche Ballerorgie aus dem Nordirland- 
Konflikt („ 4 71“ von Yann Demange) 
unter die Bärenkonkurrenten geraten, 
wenn ein hoch politischer und promi¬ 
nent besetzter Film über den Landar¬ 
beiter-Aktivisten und Gewerkschafter 
„Cesar Chavez“ als „Berlinale Special“ 
versteckt wird, scheint eine konzepti¬ 
onelle Neubesinnung der Berlinale- 
Strukturen dringend nötig. 

Hans-Günther Dicks 


Manu Chao, Sänger und Multiinstru¬ 
mentalist, wuchs in Paris auf und gilt 
als einer der einflussreichsten „Welt¬ 
musiker“ auf dem Globus. Seine 
größte Anhängerschaft hat er in La¬ 
teinamerika und Afrika, aber auch in 
der europäischen Linken und der glo¬ 
balisierungskritischen Bewegung hat 
er viele Fans. Kein Wunder, sein als 
Mestizo bezeichneter Musikstil - ein 
wundervolles Gebräu aus Rock, Rap, 
Ska, Reggae, aber auch französischen 
Chansons, Salsa, Flamenco und alge¬ 
rischem Rai' - ist melodisch und tanz¬ 
bar. Seine Weltanschauung und Texte 
tun ihr übriges. Manu Chao singt von 
der Liebe, er spricht aber auch min¬ 
destens genau so häufig soziale The¬ 
men an, wie Immigration, Rassismus, 
Internationale Solidarität und soziale 
Gerechtigkeit. 

Obwohl Manu Chao als Weltstar gilt 
(seine ersten beiden Alben erhielten 
jeweils Platinstatus), ist er genauso an 
den kleinen Dingen interessiert, för¬ 
dert (politische) Initiativen oder un¬ 
terstützt Freunde. Eines dieser kleinen 
Projekte ist nun erstmals in Deutsch¬ 
land erhältlich, wenn auch gut ver¬ 
steckt: „Siberie m'etait conteee“ (etwa: 
„Von Sibirien wurde mir erzählt“) er¬ 
schien 2004 ausschließlich in Frank¬ 
reich als CD-Beilage eines sozial- und 
gesellschaftskritischen Kinderbuches 
mit Zeichnungen von Jacek Wozni- 
ak und Texten von Manu Chao. Nun 
hat der „jump up“-Verlag eine kleine 
Stückzahl der CD (ohne Buch) und 
der ebenfalls erschienenen Doppel- 
LP (wundervoll!) an Land gezogen. 
„Sibirien“ steht in diesem Fall für Pa¬ 
ris und die kalten Winter, die Manu 
Chao dort verbracht hat. Auf dem Al¬ 
bum rechnet er liebevoll, aber auch 
desillusioniert mit seiner Heimat¬ 
stadt ab, chansonhaft, begleitet von 
Akkordeon, Akustik-Gitarre und 
hier und da ein Balafon, eine Trom¬ 
pete oder Klavier - je nachdem, wer 
von seinen Freunden mitspielt. Manu 
Chao singt - im Gegensatz zu seinen 
bisherigen Veröffentlichungen - aus¬ 
schließlich auf Französisch, was dem 
Spaß aber keinen Abbruch tut. Sicher¬ 
lich ist der des Französischen Mäch¬ 
tige im Vorteil (In „Le p 4 tit jardin“ 
beschreibt Chao beispielsweise Paris 
als einen großen Garten, in dem Tou¬ 
risten und Marsmenschen unterwegs 
sind, Kakerlaken und Flugzeuge - nur 
Blumen gibt es so gut wie nicht. Als er 
endlich eine entdeckt, tritt er kurz da¬ 
rauf aus Versehen drauf ...), aber auf 
die wunderbare Musik hat das keinen 
wirklichen Einfluss. 

„Siberie nTetait conteee“ ist sicher¬ 
lich nicht so kämpferisch und so di¬ 
rekt wie seine bisherigen Aufnahmen, 
auch die Musik ist deutlich ruhiger als 
die eher rockigen Alben. Aber dafür 
besitzt diese Musik eine Schönheit, 
ein zurückhaltende Verspieltheit, be¬ 
sitzt Melancholie und Lebensfreude, 
dass man diese CD einfach mehrmals 
hintereinander hört. Ich zumindest bin 
begeistert. 

Ben Richter 

Manu Chao „Siberie nVetait conteee“. 
CD 12,50 oder DLP + CD 22,50 zzgl. Ver¬ 
sandkosten (DLP und CD beinhalten die 
gleichen Songs). Zu beziehen bei: www. 
jumpup.de/Tel. o 421 4988535 




Ein Goldbär für mittelmäßige Action aus China:„Schwarze Kohle, dünnes Eis“ 
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Was tun gegen den Missbrauch 
von Werkverträgen? 

Betriebsräte und Gewerkschaften sind gefragt 



D ie Geschichte des Kapitalis¬ 
mus ist auch eine Geschichte 
der Methoden, die Ausbeutung 
der Ware Arbeitskraft zu optimieren. 
Stand früher die Verlängerung des Ar¬ 
beitstages, Nichtbezahlung bei Krank¬ 
heit und das Mitbringen von eigenem 
Werkzeug im Vordergrund, so ist in der 
Geschichte der BRD bis hin zur Ära 
Kohl die Erhöhung der Produktivität 
und die damit verbundene Senkung 
der Lohnstückkosten kennzeichnend. 
Danach ging es wieder darum, den 
Preis für die Ware Arbeitskraft zu sen¬ 
ken. Vor allem Gerhard Schröder er¬ 
wies sich als willkommener Interessen¬ 
verwalter des Kapitals. So unterschrieb 
er zusammen mit Tony Blair, seinerzeit 
Premierminister Großbritanniens, das 
sogenannte Schröder-Blair-Papier, 
in dem der konsequente Ausbau des 
Niedriglohnsektors in beiden Staaten 
verabredet wurde. Wie wir heute wis¬ 
sen, waren beide Regierungschefs sehr 
erfolgreich mit ihrem Plan. 

Die zur Zeit angewandten Methoden 
zur Preissenkung sind in der Haupt¬ 
sache Leiharbeit und Werkverträ¬ 
ge, perfekt flankiert von staatlichen 
Maßnahmen wie Hartz IV, Kürzungen 
beim Arbeitslosengeld I, Ausstieg aus 
der Parität bei den Krankenversiche¬ 
rungsbeiträgen, Absenkung des Ren¬ 
tenniveaus, drastischen Kürzungen im 
Bildungsbereich usw. usf. 

Die Leiharbeit wurde 1948 in den 
USA durch entsprechenden Bedarf 
bei Rechtsanwälten entwickelt. Dar¬ 
aus entstand die lange Jahre führende 
Leiharbeitsfirma Manpower - heute 
ist der holländische Konzern Randstad 
mit großem Abstand Weltmarktführer. 
Leiharbeit bot zwei Vorteile: die Kos¬ 
ten lagen ca. 30 Prozent unter den Kos¬ 
ten der Stammbelegschaft und das Or¬ 
dern von Leiharbeit kam dem Kapita¬ 
listentraum vom Heuern und Leuern 
sehr nahe. 

Dummerweise nahmen EU und Ge¬ 
werkschaften die Angelegenheit in 
die Hand, als durch eine passende 
Gesetzgebung die Leiharbeit aus der 
Schmuddelecke geholt worden war. 
Erst beschloss die zuständige EU- 
Kommission eine Richtlinie, die glei¬ 
ches Geld für gleiche Arbeit vorsah - 
die etwas eigenwürdige Umsetzung 
im BRD-Gesetz ist uns wohl noch gut 
in Erinnerung -, dann erreichten IG 
Metall und IG BCE Tarifverträge, die 
die Angleichung der Löhne im Ver¬ 
hältnis zur Beschäftigungsdauer vor¬ 
sahen. Damit entfiel der Kostenvor¬ 
teil gegenüber der Stammbelegschaft. 
Hinzu kam, dass Betriebsräte langsam 
begriffen, dass sie auch für die Leih¬ 
arbeiter zuständig sind und schlossen 
in gewerkschaftlich gut organisierten 
Betrieben Betriebsvereinbarungen ab, 
die nicht nur gleichen Lohn, sondern 
auch eine zeitliche wie mengenmäßige 
Begrenzung von Leiharbeit vor sahen. 
Also musste eine neue Methode her. 
Die war auch bald gefunden, auch 
wenn der Werkvertrag um ein Erheb¬ 
liches älter ist als die Leiharbeit und 
bereits vielfältig genutzt wurde. 

Was ist ein Werkvertrag? 

Die Regeln von Werkverträgen sind 
im Bürgerlichen Gesetzbuch enthal¬ 
ten, das seit dem Jahr 1900 in deut¬ 
schen Landen vom Kaiserreich bis zur 
heutigen förderalen Republik gilt. Den 
Werkverträgen ähnlich sind Dienstver¬ 
träge. Da der Arbeitsvertrag eine Son¬ 
derform des Dienstvertrages ist, wür¬ 
de die parallele Behandlung evtl. Ver¬ 
wirrung stiften, deshalb lassen wir die 
Dienstverträge hier ausser Betracht. 
Was also ist ein Werkvertrag? Eigent¬ 
lich ganz einfach: Im Werkvertrag wird 
ein konkretes Werk, also das Erstellen 
oder Verändern einer Sache verein¬ 
bart. Entspricht das Werk - bleiben wir 
einfach bei dem Begriff - den Vorga¬ 
ben des Bestellers oder Werkvertrag¬ 
gebers, so ist dem Werkunternehmer 


die vereinbarte Summe Geldes zu be¬ 
zahlen. Gegenstand des Vertrages ist 
also der Erfolg, nicht die Arbeitsleis¬ 
tung. 

Beispiele für echte Werkverträge sind: 
Malerarbeiten im Betrieb, Aus wech¬ 
seln der Neonröhren, Anbauten oder 
Neubauten von Betriebsgebäuden 
oder die Lertigung einer im Betrieb 
entwickelten Elektronik durch eine 
Elektronikfirma. 

Auch das, was man outsourcing nannte 
und nennt, gehört in diesen Bereich. 
Also Kantine, Reinigung, Werksver¬ 
kehr wie auch die „verlängerte Werk¬ 
bank“, bei der häufig benötigte Ein¬ 
zelteile an Eremdfirmen vergeben 
werden. 

Wenn man von Arbeiten, die nicht 
so häufig anfallen, absieht, ist der 
Grund für den Werkvertrag immer 
die Kostenersparnis und die Abwäl¬ 
zung des Risikos auf den Werkun¬ 
ternehmer und damit verbunden die 
Möglichkeit der Tarifflucht und die 
Reduzierung der Mitwirkungsrechte 
des Betriebsrates. 

Kriterien machen 
Unterscheidung möglich 

Wie soll Mensch oder Betriebsrat ei¬ 
nen echten Werkvertrag von einem 
Scheinwerkvertrag oder gar illegaler 
Arbeitnehmerüberlassung unterschei¬ 
den? 

Dafür gibt es Kriterien, die eine ge¬ 
naue Unterscheidung möglich ma¬ 
chen. 

Die Kriterien ergeben sich aus dem 
Gesetz, auch wenn sie dort nicht kon¬ 
kret aufgeführt sind. Der dafür wich¬ 
tigste Paragraf aus dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch lautet: 

§ 631 Vertragstypische Pflichten beim 
Werkvertrag 

(1) Durch den Werkvertrag wird der 
Unternehmer zur Herstellung des ver¬ 
sprochenen Werkes, der Besteller zur 
Entrichtung der vereinbarten Vergü¬ 
tung verpflichtet. 

(2) Gegenstand des Werkvertrags 
kann sowohl die Herstellung oder 
Veränderung einer Sache als auch ein 
anderer durch Arbeit oder Dienstleis¬ 
tung herbeizuführender Erfolg sein. 
Daraus folgt: 

1. Es wird der Erfolg geschuldet, unab¬ 
hängig davon, wie er zustande kommt. 
Der Werkunternehmer ist verpflichtet 
den Erfolg selbstständig sicherzustel¬ 
len. 

2. Zur selbstständigen Auftragserle¬ 
digung gehört die eigenständige Be¬ 
triebsorganisation des Werkunter¬ 
nehmers, d.h. dass er über eine dem 


Werkvertragsinhalt entsprechenden 
Ausstattung an Personal, Betriebsmit¬ 
tel und Kapital verfügt. 

3. Ebenso gehört dazu die eigenstän¬ 
dige Arbeitsorganisation. D.h. aus¬ 
schließlich der Werkunternehmer ent¬ 
scheidet über Einsatz, Qualifikation 
und Bezahlung von Arbeitskräften. 
Die Weisungsbefugnis, ein wichtiger 
Bezugspunkt bei der Beurteilung von 
Werkverträgen, liegt ebenfalls aus¬ 
schließlich beim Werkunternehmer. 

4. Anweisungen bezüglich des Werk¬ 
vertragsgegenstandes sind vom Bestel¬ 


ler ausschließlich an den weisungsbe¬ 
fugten Vertreter des Werkunterneh¬ 
mers zu richten. 

5. Wird einer der vorstehenden Punk¬ 
te nicht eingehalten, so liegt entweder 
ein Scheinwerkvertrag oder illegale 
Arbeitnehmerüberlassung vor. 

Ein Schein Werkvertrag liegt vor, wenn 
ein Werkunternehmer ausschließlich 
für einen Besteller arbeitet. 
Besonders pikant wird die Situation, 
wenn ein Großbetrieb bei einer „not¬ 
wendigen“ Massenentlassung per Sozi¬ 
alplan eine betriebseigene Leiharbeits¬ 
firma gründet, diese ein Subunterneh¬ 
men, das mit dem Großbetrieb einen 
Werkvertrag schließt über die Pro¬ 
duktion von Teilen, die von den Kol¬ 
leginnen ausgeführt werden, die von 
der Leiharbeitsfirma an das Subunter¬ 
nehmen ausgeliehen werden. Das führt 
dazu, dass die Kolleginnen die glei¬ 
chen Arbeiten wie vorher verrichten, 
von den gleichen Leuten angewiesen 


werden, aber bis zu 50% weniger Geld 
dafür bekommen. Eine solche Konstel¬ 
lation ist von vorne bis hinten illegal, 
passiert trotzdem häufig, und das vor 
den Augen der Leute, die eigentlich da¬ 
für zuständig sind, dass Gesetze einge¬ 
halten werden. 

Was tun bei Missbrauch? 

Stellt sich die Frage, was lässt sich ge¬ 
gen den Missbrauch von Werkverträ¬ 
gen unternehmen. Von den als Werk¬ 
unternehmer oder bei Werkunter¬ 
nehmern angestellten Menschen zu 


verlangen, von sich aus etwas dage¬ 
gen zu unternehmen, heißt ihnen zu¬ 
zumuten, ihre eigene Existenzgrund¬ 
lage zu verlassen und dazu evtl, noch 
eine Sperrzeit bei der Arbeitsagentur 
oder eine Sanktion beim Jobcenter zu 
riskieren. Hier sind Betriebsräte und 
Gewerkschaften gefragt. 

Als die Leiharbeit boomte, waren viele 
Betriebsräte der Auffassung, sie wären 
für diese Kolleginnen nicht zuständig. 
Inzwischen hat sich das, auch Dank 
der Kampagnen der Gewerkschaf¬ 
ten, deutlich gewandelt. Wie eingangs 
schon erwähnt, gibt es jetzt viele gute 
Betriebsvereinbarungen, die die Leih¬ 
arbeit auf ein Minimum beschränken. 
Bei den Werkverträgen sieht es zur 
Zeit noch nicht so gut aus. Viele Be¬ 
triebsräte sehen hier kaum Möglich¬ 
keiten, konkret einzugreifen. Doch 
die Wirklichkeit ist ein wenig anders. 
Natürlich hat ein Betriebsrat bei Werk¬ 
verträgen nicht so viel Einfluss wie bei 
Leiharbeit. 

Welche Möglichkeiten hat ein Be¬ 
triebsrat (BR)? 

1. Informationsrechte nach § 80 Be¬ 
triebsverfassungsgesetz (BtrVG). D.h. 
der Unternehmer hat dem BR alle 
erforderlichen Unterlagen zur Verfü¬ 
gung zu stellen, damit der prüfen kann, 
ob seine Zuständigkeit gegeben ist 
oder nicht. Dazu gehört auch die Vor¬ 
lage des Werkvertrages. 

2. Bei Häufung von Werkverträgen, 
die das eigentliche Kerngeschäft des 
Unternehmens betreffen, kann der 
BR über § 92 BtrVG Einfluss auf die 
Personalplanung nehmen und der Ge¬ 
schäftsleitung (GL) Vorschläge ma¬ 
chen, die die GL nur begründet ab¬ 
lehnen kann. Hier kann auch eine Be¬ 
triebsvereinbarung hilfreich sein. Ein 
Beispiel dafür ist die Betriebs Vereinba¬ 
rung bei der Meyerwerft in Papenburg. 

3. Liegt kein Werkvertrag, sondern 
eine (illegale) Arbeitnehmerüberlas¬ 
sung vor, hat der BR nach § 99 BtrVG 
ein Mitbestimmungsrecht. Verletzt 
eine GL die Mitbestimmungsrechte 
des BR, kann sie per Arbeitsgerichts¬ 
beschluss dazu gezwungen werden. 

4. Zusätzlich kann der BR der GL Vor¬ 
schläge zur Beschäftigungssicherung 
nach § 92a BtrVG machen, deren Ab¬ 
lehnung ebenfalls zu begründen ist. 


In Betrieben mit gewerkschaftlichen 
Vertrauensleuten gibt es natürlich 
noch mehr Möglichkeiten, Einfluss auf 
die GL zu nehmen bzw. durch geeigne¬ 
te Aktionen Druck auszuüben. 

Lohndumping 
wurde salonfähig 

Die Haltung der Gewerkschaften zur 
Leiharbeit war anfangs eher ableh¬ 
nend, analog zur allgemeinen Ein¬ 
schätzung. So war es der Agentur für 
Arbeit über viele Jahre nicht gestattet, 
in Leiharbeit zu vermitteln. Das hat 
sich alles grundlegend geändert. Der 
rosa-oliven Regierung unter Gerhard 
Schröder blieb es überlassen, die Leih¬ 
arbeit mit ihrem Lohndumping salon¬ 
fähig zu machen. 

Erst da fingen die Gewerkschaften an, 
sich um die Kolleginnen in Leiharbeit 
zu kümmern. Beispielsweise führte die 
IG Metall eine umfangreiche Kampa¬ 
gne zur Leiharbeit durch, die zwar die 
gesellschaftliche Akzeptanz verringer¬ 
te, aber den Organisationsgrad unter 
Leiharbeitern nur unwesentlich erhöh¬ 
te. Ein Ergebnis dieser Aktivitäten war 
die Gründung von AK MiZ (Arbeits¬ 
kreis Menschen in Zeitarbeit) in eini¬ 
gen Verwaltungsstellen der IG Metall. 
So machte der AK MiZ in Freiburg 
durch diverse Aktionen und Theater¬ 
aufführungen auf Maiveran-staltungen 
des DGB auf sich und die Probleme 
der Kolleginnen in Leiharbeit auf¬ 
merksam. 

Als die Anzahl der (unechten) Werk¬ 
verträge im Anschluss an die die Leih¬ 
arbeit eingrenzenden Tarifverträge 
drastisch zunahm, reagierte zumin¬ 
dest die IG Metall deutlich schneller. 
Es gibt inzwischen eine Reihe guter 
Materialien zu den Werkverträgen, 
Arbeitshilfen und Schulungsmateria¬ 
lien für Betriebsräte, Musterbetriebs¬ 
vereinbarungen usw. 

Die Aufgabe für uns Kommunisten be¬ 
steht darin, erst mal sich selbst in Sa¬ 
chen Werkverträge und Leiharbeit fit 
zu machen, die vorhandenen Aktivitä¬ 
ten gegen Werkverträge, insbesondere 
der Gewerkschaften, zu unterstützen 
und durch Kompetenz und geeignete 
Vorschläge unseren Einfluss in den Be¬ 
trieben zu erhöhen. 

Werner Altmann 
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Gehen die Uhren in Graz anders? 

Besuch von der KPÖ Steiermark vor den Bayerischen Kommunalwahlen 



Franz Stefan Parteder von der KPÖ in Graz hat den Kandidaten auf der Liste der Linken im oberfränkischen Hof Mut 
gemacht. Von links: Randolph Oechslein (DKP in Hof), Franz Parteder, Eva Petermann (DKP in Hof) und der Spitzenkandidat, 
Stadtrat Thomas Etzel (parteilos) 


20 Prozent für eine Linke Liste bei den 
Kommunalwahlen in Bamberg oder 
Hof? Davon können Linke zumindest 
in Bayern nur träumen. Anders in Graz, 
der zweitgrößten Stadt Österreichs: 
Dort ist die Kommunistische Partei 
(KPÖ) mit insgesamt 40 Mandatsträ¬ 
gern im Stadtrat und in den Bezirksrä¬ 
ten vertreten. 

Über mehr als ein Jahrzehnt hinweg 
haben sich die Grazer Kommunisten 
bei den Grazer Kommunalwahlen von 
acht auf 20 Prozent steigern können. 
Seit 2006 sitzt außerdem auch im Land¬ 
tag der Steiermark eine kleine KPÖ- 
Fraktion. Ticken die Uhren anders in 
der zweitgrößten Stadt Österreichs? 
Franz Stephan Parteder, bis 2012 Lan¬ 
desobmann (Vorsitzender) der KP 
Steiermark, hatte keine Rezepte zu bie¬ 
ten, aber eine Menge Erfahrungen auf 
der gut besuchten Wahlveranstaltung 
der oberfränkischen DKP im Parteibü¬ 
ro der Partei „Die Linke“ in Hof. 
Absoluter Schwerpunkt der roten Gra¬ 
zer ist die Verbesserung der sozialen 
Lage und Wohnpolitik. Nach Ernest 
Kaltenegger ist seit einiger Zeit Elke 
Kahr im Rathaus als Wohnungsdezer¬ 
nentin Feder führend, seit Neuestem 
auch für das Bauwesen. 

Ihr berühmtes Notruftelephon steht 
nahezu rund um die Uhr zur Verfü¬ 
gung; sie geht zu den Leuten nach Hau¬ 
se und, wenn es sein muss, verhandelt 
sie persönlich mit räumungswütigen 
Vermietern. 

„Das A und O sind unsere Kontakte zu 
den Menschen. Und dass wir mit ihnen 
zusammen praktische Lösungen entwi¬ 
ckeln - ob es um die unbezahlte Hei¬ 
zungsrechnung geht oder um drohende 
Privatisierung von Gemeindewohnun¬ 
gen“ sagt Franz Parteder, selbst lang¬ 
jähriges Mitglied des Bezirksrats in der 
Weltkulturstadt. 


Apropos Kultur: Nebenbei erzählt er 
vom „Volkshaus“ der Grazer Kommu¬ 
nisten. Dort veranstaltet die KPÖ, die 
im Unterschied zur KPD in Deutsch¬ 
land nie verboten war, Konzerte und 
Lesungen, Kurse oder einen „Protest- 
song-Contest“ etc., zuletzt Kurse zum 
Studium von Marx 4 „Kapital“. 

Einfach ist das alles auch in Graz kei¬ 
neswegs. Sozialabbau und Krise haben 
vielerorts zu Entpolitisierung geführt. 
Und die Bewohner des neutralen Al¬ 
penstaats haben nicht wenig Vorurtei¬ 
le gegen Kommunisten. Dazu tragen 


die Konzern-Medien nach Kräften bei. 
Also geben die Grazer Kommunisten 
viermal jährlich eine eigene Lokalzei¬ 
tung heraus, für alle Haushalte. 
Vertrauen aufzubauen und Menschen 
einzubeziehen dauert. „Zu Anfang ha¬ 
ben die Leut mit keinem Ohrwaschl 
gerührt“, so Parteder. Und die großen 
Parteien ÖVP und SPÖ mauern. Seit 
1995 schmorte der KPÖ-Antrag nach 
einem „Sozialpass“ in der Schublade 
des Stadtrats. 2012 schließlich wur¬ 
de er beschlossen - seitdem erhalten 
sozial Benachteiligte unbürokratisch 


Ermäßigungen für sportliche und kul¬ 
turelle Einrichtungen und bei der Jah¬ 
resnetzkarte für öffentliche Verkehrs¬ 
mittel. 

Trotz Krise konnte die KPÖ-Fraktion 
ein Sonderwohnprogramm für kom¬ 
munale Wohnungen durchsetzen und 
später auch deren Modernisierung incl. 
Fernwärme. Aus einer leer stehenden 
Kaserne wurden solide Behausungen. 
Mietwucher und Makler-Unwesen 
Grenzen gesetzt. 

Erfolg hatte auch die KPÖ- Kampag¬ 
ne im Zusammenhang mit einer krass 


unsozialen Regresspflicht bei pflege¬ 
bedürftigen Angehörigen vor einem 
Jahr. 

Unter ihrem Leitmotto „Geben statt 
reden“ versuchen die gewählten KPÖ- 
Vertreter Tag für Tag praktische Hilfe 
zu geben - auch mit Geld. Die Mittel 
dafür kommen aus einem Fonds, in den 
alle kommunistischen Mandatsträger 
die Hälfte ihrer Zuwendungen einzah- 
len. So hat die KPÖ-Fraktion im Jahre 
2013 fast 600 Personen in Not finanziell 
unter die Arme greifen können. 
Natürlich „ist auch Graz keine Insel 
der Seligen“, sagt Parteder. Viele Ent¬ 
scheidungen für die Kommune wer¬ 
den auch in Österreich ganz woanders 
getroffen - auf EU-Ebene, durch die 
Zentralregierung in Wien. Eine große 
Gefahr sieht Parteder darin, dass von 
Brüssel aus die Privatisierung europa¬ 
weit vorangetrieben wird. Der Zulauf 
für Neofaschisten in seinem Land wie 
auch europaweit und der Sozialabbau- 
Kurs der großen Koalition in Wien ma¬ 
chen ihm große Sorgen. 

„In einem kapitalistischen Land eine 
echte soziale Alternative aufzubauen“, 
betont Franz Parteder, „das geht nur 
Schritt für Schritt. Doch wenn man von 
einer Idee überzeugt ist, darf man nicht 
aufgeben, sondern muss immer wieder 
nach Wegen suchen.“ 

Auch in der Saalestadt Hof wie in Bam¬ 
berg, Nürnberg und in vielen Gemein¬ 
den Bayerns kandidieren am 16. März 
Mitglieder der DKP auf linken Listen 
oder für die Liste der Linkspartei. Die 
Erfahrungen der Kommunisten in der 
Steiermark machen Mut für unsere ei¬ 
gene Kommunalpolitik vor Ort. 

Linke Opposition in Oberfranken 
braucht mehr Köpfe - im Rathaus und 
auf der Straße! 

Hof braucht mehr Rot! 

Eva Petermann 


Gedenken an Heinrich Mootz Erfolgreiche Bilanz 

„Die Nazis brachten ihn um, weil er Kommunist war“ Die DKP Lübeck sammelte Unterschriften für die EU-Wahl 


Wenn an mutige Menschen in Wetzlar 
und Umgebung zur Zeit der Naziherr¬ 
schaft erinnert wird, fällt oft der Name 
Paul Schneider (ein im KZ Buchenwald 
umgebrachter Pfarrer aus Hüttenberg) 
oder der des Fabrikanten Ernst Leitz II 
und seiner Tochter Elsie Kühn-Leitz, die 
verfolgten Juden Unterstützung gewähr¬ 
ten. Die SPD vergibt seit einigen Jahren 
den „Lina-Muders-Preis für Zivilcou¬ 
rage“. Die Namensgeberin gehörte zum 
Widerstandskreis um den in der Nach¬ 
kriegszeit populären SPD-Genossen Wil¬ 
li Knothe. 

Dem kommunistischen Widerstand wur¬ 
de bisher kaum Aufmerksamkeit ge¬ 
schenkt. Selbst in den betroffenen Fami¬ 



lien wurden die Taten der „roten“ Väter 
und Großväter gegen Hitler eher scham¬ 
haft beschwiegen. Im Falle des 1868 ge¬ 
borenen Malermeisters und KPD-Ak- 
tivisten Heinrich Mootz sn. ist das jetzt 
anders. Aus Anlass seines Todestages am 
5. Februar 1937 enthüllten die Kreisorga¬ 
nisationen von DKP und der Partei „Die 
Linke“ im Lahn-Dill-Kreis an dessen frü¬ 
heren Wohnhaus in der Rosengasse 11 
eine Gedenktafel. 

Mootz 4 Urenkel Siegmar Roscher wohnt 
heute in dem Haus. Zusammen mit der 
Wetzlarer Historikerin Marianne Peter 
hat er Lebensstationen und das leidvolle 
Ende seines Ahnen im Zuchthaus Wehl¬ 
heiden bei Kassel rekonstruiert. Das In¬ 
foblatt kann unter maryanne@go4more. 
de angefordert werden. 

Peter hatte vor 25 Jahren ausführliche In¬ 
terviews mit Aktivisten der sozialistisch¬ 
kommunistischen Arbeiterbewegung ge¬ 
führt, die überwiegend noch nicht ver¬ 
öffentlicht worden sind. Der aus Leun 


stammende Schriftsteller Reiner Kotulla 
begrüßte die 45 Teilnehmer der Kundge¬ 
bung und erinnerte an die KPD-Losung 
zu den Reichspräsidentenwahlen 1932 
„Wer Hindenburg wählt, wählt Hitler. 
Wer Hitler wählt, wählt den Krieg“. Seine 
Genossin Anna Wabel von der Linkspar¬ 
tei ergänzte: „Hitler hat aus seinen ver¬ 
brecherischen Plänen keinen Hehl ge¬ 
macht. Die bürgerlichen Parteien haben 
sich dem brav untergeordnet. Heinrich 
Mootz blieb standhaft und wehrte sich. 
Er riss nachts Naziplakate von den Wän¬ 
den und hielt mit seiner Meinung nicht 
hinter den Berg. Mehrfach wurde er des¬ 
wegen verhaftet. Die Nazis brachten ihn 
um, weil er Kommunist war 44 
Der siebzehnjährige Goetheschüler Lars 
Frewert hat selbst schon an „blockupy“- 
Aktionen gegen gierige Banker teilge¬ 
nommen und schätzt das Kämpferische 
an Kommunisten: „Die Mehrheit der 
Deutschen schwieg. Aus Unwissenheit, 
aus Eigennützigkeit, aus Angst. Die Fol¬ 
gen des Schweigens sind uns allen be¬ 
kannt. Heute stirbt unser Planet beim 
Streben nach immer mehr Profit. Die 
Antwort auf ihre Repression lautet Soli¬ 
darität!“. Aus Siegen war eine Delegation 
der VVN-BdA (Vereinigung der Verfolg¬ 
ten des Naziregimes - Bund der Antifa¬ 
schisten) angereist. Deren Sprecher Tors¬ 
ten Thomas informierte über das lange 
Ringen um ein würdiges Gedenken für 
den Kommunisten Walter Krämer in sei¬ 
ner Heimatstadt. Der gelernte Schlosser 
hatte als „Arzt von Buchenwald“ im La¬ 
ger Operationen durchgeführt und wur¬ 
de 1941 von der SS bei Goslar ermordet. 
Inzwischen ist der Platz vor dem städti¬ 
schen Krankenhaus nach ihm benannt. 
Wie andere Redner auch, betonte Tho¬ 
mas die Notwendigkeit entschlossenen 
Widerstandes gegen die neonazistischen 
Umtriebe: „In Bad Berleburg wurde der 
jüdische Friedhof mit Tierblut besudelt. 
Halten wir gemeinsam und entschlossen 
dagegen, damit sich der Schneeball nicht 
erneut zu einer Lawine aus wächst 44 

Bild und Text: Klaus Petri 


Am 8. Februar 2014 sowie bereits am 
Samstag, dem 25. Januar 2014 sammel¬ 
te die DKP Lübeck/Ostholstein in der 
Lübecker Altstadt erfolgreich Unter¬ 
stützungsunterschriften für ihren Wahl¬ 
antritt zur EU-Wahl im Mai. 

An diesen Tagen bekannten sich 43 
Lübeckerinnen und Lübecker dazu, 
dass es heutzutage notwendig ist wie¬ 
der eine Kommunistische Partei wäh¬ 
len zu können. 

Im Rahmen der Unterschriftensamm¬ 
lung an der Stadtbibliothek und Info¬ 
ständen in der Lübecker Fußgängerzo¬ 
ne verteilte die Lübecker Partei dazu 
über zweihundert Ausgaben der „Stör- 
tebeker Briefe - Der etwas anderen 
Zeitung für Lübeck und Ostholstein“ 
sowie Flyer zu ihrer kommenden Kuba- 
Solidaritätsveranstaltung am 14. Febru¬ 
ar. Ebenfalls in diesem Rahmen wur¬ 
den zwei Schnupperabonnements für 
die UZ sowie ein Interessent für die 
Partei-Mitgliedschaft geworben. 
Zusammen mit den bereits unter Sym¬ 
pathisanten und Mitgliedern der Par- 


Für den 23. Januar 2014 hatte die DKP- 
Kreisorganisation Heidenheim ihre 
Mitglieder und Freunde zur Versamm¬ 
lung eingeladen. Auf der Tagesordnung 
stand u. a. die Wahl der Gemeinderats¬ 
liste. Die DKP war somit die erste Hei- 
denheimer Partei, die ihre Liste präsen¬ 
tierte. Dass die Partei so früh ihre Kan¬ 
didaten habe wählen können, wertete 
der DKP-Kreisvorsitzende Wilhelm 
Benz als Erfolg und Bestätigung des 
politischen Eingreifens der DKP in die 
Heidenheimer Kommunalpolitik. 
Anfang Januar 2014 hatte die DKP 28 
Kandidaten gewinnen können. Für die 
Teilorte Großküchen und Oggenhau- 
sen, so Benz, konnten wir auch dieses 


teigruppe gesammelten 36 Unterschrif¬ 
ten, sowie den im Rahmen des LLL- 
Wochenendes in Berlin gesammelten 
74 Unterschriften, konnte die DKP 
Lübeck/Ostholstein nun bereits 153 
Unterstützungsunterschriften für den 
Wahlantritt Zusammentragen. 
Gezwungen durch das ach so demokra¬ 
tische Recht in unserem Land müssen 
Parteien, welche in keinem Parlament 


Mal keine Bewerber für unsere Liste 
finden. Auch andere Parteien werden 
hier ihre Probleme haben. 

Auf der einstimmig gewählten Ge¬ 
meinderatswahlliste kandidieren neun 
Frauen. Ein Kandidat ist im Alter von 
86 Jahren, der jüngste Kandidat ist 33 
Jahre alt. Beinahe die Hälfte der Be¬ 
werber sind parteilos. An erster Stel¬ 
le der DKP-Gemeinderatswahlliste 
steht Stadtrat Reinhard Püschel. Auf 
den nächsten Plätzen stehen Wilhelm 
Benz, Johann Holzheu und Claudia 
Cina. 

Stadtrat Reinhard Püschel bedankt sich 
bei den Teilnehmern der Versammlung 
und versprach, alles zu tun, um das 


vertreten sind, für jede Wahl eine hohe 
Anzahl von Unterstützungsunterschrif¬ 
ten sammeln um überhaupt zur Wahl 
kandidieren zu dürfen. Die DKP muss 
für die EU-Wahl alleine 4 000 Unter¬ 
schriften sammeln. Auch mit solchen 
Mitteln versucht man sich in unserem 
Land unliebsame Meinungen vom Lei¬ 
be zu halten. 


Mandat für die DKP wieder zu erlan¬ 
gen. „Ich glaube, wir können auch ein 
zweites Mandat bekommen. Mehr als 
die anderen Parteien kümmern wir uns 
um die Sorgen und Nöte der einfachen 
Bürger und Bürgerinnen und bringen 
sie zur Diskussion in den Gemeinderat 
ein 44 Püschel, der zudem auf der DKP- 
Bundesliste zur Europawahl steht und 
die am selben Tag wie die Gemeinde¬ 
ratswahl stattfindet, warb dafür, auch 
bei dieser Wahl der DKP eine Stimme 
zu geben. „Stimmen für Parteien, die 
ihre Wahlversprechen nicht einhalten, 
sind verlorene Stimmen“, so Püschel in 
seinem Schlusswort. 

-ler 


Text und Foto: DKP Lübeck/Ostholstein 



Fast die Hälfte ist parteilos 

Kandidatenliste für die Heidenheimer Gemeinderatswahl am 25. Mai 2014 steht 
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Wohnungs-und 
mietenpolitische 
Konferenz der DKP 


Die wohnungs- und mietenpo¬ 
litische Konferenz der DKP soll 
Theorie und Praxis verbinden, einen 
Erfahrungsaustausch leisten und 
so konkrete Hinweise erarbeiten, 
die unmittelbar Anwendung vor Ort 
finden können. In weiteren Schritten 
soll daraus ein aktuelles wohnungs- 
und mietenpolitisches Programm 
der DKP entwickelt werden. 

Tagungsbeitrag 10 Euro, ermäßigt 
6 Euro. Um Anmeldung wird 
gebeten: dkp.pv@t-online.de 

Samstag 22. März 2014 

10 bis 17 Uhr, 

Frankfurt am Main, Haus Gallus, 
Frankenallee 111, Seminarraum 3 


.„extra zu Frauen«! 

jetzt bestellen- 


Aus dem Inhalt: Nicht in un¬ 
serem Namen! Die Frauen 
der großen Koalition stehen 
für Krieg und Sozialabbau * 
Kämpfen lohnt sich: Beispiel 
Einzelhandel * Aufruf zum Os¬ 
termarsch * Frauen stehen 
hinten an: Bei den Löhnen, 
Renten und in der Ausbildung 
* DKP-Kandidatur zur EU-Wahl 
für Frauenrechte * Vier Kandi¬ 
datinnen stellen sich vor * 



Z Extra für 10,- € 



Kommunistische 


Arbeiterzeitung Nr. 345 

Oezamber 2013 iJO Euro 


Mit Klarheit zur Einheit 

Ein Beitrag zur Klärung 
und weil*re Artikel yi.ä. 

Sarrazin - 

ist das noch scKzialdsiriokratiscti? 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 


Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 - 459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


Einen Dank an alle, die zum Tode meiner Mutter 

Rosemarie Stiffel 

ihre Verbundenheit zum Ausdruck gebracht haben. 

Die große Zahl der Trauergäste, die zahlreichen Gespräche am 
Rande der Trauerfeier, die vielen Beileidsbekundungen von nah und 
fern haben noch einmal gezeigt, welche Wertschätzung Rosemarie 
in Partei und Gewerkschaft genoss. 

Sie fehlt. 

Behaltet sie so in Erinnerung, wie sie war. 

Götz Stiffel 


Nach langer Krankheit ist unser Genosse 

Bernie 

Bernhardt Meier (* 3.2.1952) 
am 23.1.2014 verstorben. 

Wir sind traurig und werden ihn vermissen. 

DKP Kreisvorstand Hannover 
DKP Gruppe Linden und Hannover Mitte 


Lieber Herbert, 

wir gratulieren Dir von ganzem Herzen zu Deinem 

85. Geburtstag. 


Wir danken Dir für die Zeit, die wir mit Dir gemeinsam kämpfen 
konnten. Du hast Großes geleistet in der FDJ, im Kampf gegen das 
KPD-Verbot, bei der Neukonstituierung und für die DKP. Wir sind stolz 
darauf Dich Freund und Genosse nennen zu dürfen. 


Irmgard Bobrzik 
Hans-Peter Brenner 
Willi Gerns 
Männe Grüß 
Nina Hager 
Olaf Harms 
Patrik Köbele 


Beate Landefeld 
Günter Pohl 
Georg Polikeit 
Wera Richter 
Paul Rodermund 
Werner Sarbok 


Bezirksmitgliederversammlung der DKP Baden-Württemberg 

Unsere Losung: „Stärkt die DKP!“ 

Am Samstag, den 29. März 2014 von 10.00 Uhr bis ca. 16.00 Uhr im 
Restaurant Theater Friedenau, Rotenbergstraße 127,70190 Stuttgart 

Vorschlag Tagesordnung: 

1. Konstituierung: 

(Versammlungsleitung, Geschäftsordnung, Wahlordnung, 
Mandatsprüfung, Wahlkommission) 

2. Rechenschaftsbericht und Aufgaben des Bezirksvorstandes 
2a. Mobilisierung für Endspurt Kommunal- und EU Wahl 
2b. Auswertung Mitgliedsbuchneuausgabe und Lage der Partei 
2c. Vorbereitung UZ-Pressefest 

3. Diskussion 

4. Nachwahl zum Bezirksvorstand und Sprecherrat. 

Bitte Mitgliedsbücher mitbringen! 


3 



Mit einem Ziel vor Augen - das Ziel hast Du auch heute noch 
immer im Blick. 

Wir gratulieren unserem Genossen 

Herbert Mies 

der am 23. Februar seinen 85. Geburtstag feiert. 

Herbert wurde als Sohn einer Arbeiterfamilie in Mannheim-Schönau 
geboren. 

Als junger Kommunist war er maßgeblich am Aufbau der FDJ im 
Westen beteiligt und von 1949 bis 1956 Mitglied in deren Zentralbüro. 

Von der Adenauer-Justiz verfolgt, kämpfte er in der Illegalität 
gegen das widerrechtliche Verbot von FDJ und KPD. Nach 17-jähriger 
Illegalität wurde er 1969 zum stellvertretenden Vorsitzenden der neu¬ 
konstituierten DKP und 1973 zu deren Vorsitzenden gewählt. Diese 
Funktion hatte Herbert bis 1990 inne. 

Als Vorsitzender war er in der Partei und in der internationalen 
kommunistischen Bewegung sehr geachtet. 

Nach der Konterrevolution 1989 kämpfte Herbert als Publizist und 
Zeitzeuge gegen die Verleumdungen unserer Partei und des sozia¬ 
listischen Lagers. 

Trotz seiner gesundheitlichen Beeinträchtigung war Herbert auch 
dann noch in der DKP-Kreisorganisation seiner Heimatstadt Mann¬ 
heim aktiv. Daneben war er lange Zeit Vorsitzender der AWO- 
Ortsgruppe Schönau. 

Herbert, wir danken Dir für Deinen historischen Beitrag. Dein Handeln 
hat die DKP erhalten, und die ist heute dringend nötig. Wir wünschen 
Dir noch viele gemeinsame Jahre mit uns, Deinen Genossinnen und 
Genossen, sowie mit Gerda und Deiner Familie. 

DKP Kreis Mannheim 

DKP Bezirksvorstand Baden-Württemberg 
DKP Parteivorstand 
SDAJ Bundesvorstand 


Einladung 

* Bildungskommission des Parteivorstandes 

Samstag, 8. März 2014,11.00 Uhr 
Hannover, Bezirksbüro der DKP Niedersachsen 
Achtung, neue Adresse: Göttinger Straße 58,30449 Hannover 


Aktuelle Neuheiten JUMP UP Februar 2014 

Rolf Becker: 

Hörbuch: Willi Bredel Der Öpfergang. Eine Zeitgenössische Chronik 
- Doppel CD EUR I4,9Ü 

Die Erzählung wurde von Will» ftrwlel 1944/45 im sowieTfcsehen Exil geschrieben. S*e 
Schildert vgr Hintergrund des zweite" WtltkficgcS und der Jw^ngSprtieiT up Deutieli- 
iand a-er Naiixc.it die l-iebt xwiSchen der deutschen Arbeiterin Inge Lee und dem pol- 
aischtn Zwangsartrfi rer fosntfur Korelskj itn norddeutschen Dorf Hirnmtlpfonen und inder 
fcreisstödT 5f öde «m Jahr 1944. 

Liederbuch: 

■Segen den deutschen Krieg - Lieder der Befreiung, der Partisanen 
und des Widerstandes - EUR 8,00 

M'i aus Deutschland, SparM^i, Üstewieic h, Tsiheclieslowokei. LitfcXJi, Pele-n, 

Belgien. Fromkrejch, Bidgoriui. Griechenland, Jugoslawe". 5awjetU"M". Italien, Albanien, 
UM, Snüfcritannien (mit Mütcn Ä T&jflO", 130 5eitui r A4) 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47 P 28207 Bremen 
Td/Fa*: 042174988538 fAß) 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


C -!-'n 

Ferienwohnung 

in Südfrankreich 

Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 

HiltrautWurm, 08144 7200 
anna.boegel@googlemail.com 


* Jugendkommission des Parteivorstandes 

Sonntag, 16. Februar 2014,11 Uhr 
Essen, Hoffnungstraße 18. 

Unter anderem zur Vorbereitung des Jugendpolitischen 
Ratschlags der DKP und des Jugendbeitrages auf dem 
UZ-Pressefest. 

Für beide Beratungen wird um Anmeldung gebeten: 
dkp-pv@t-online.de 


£|piiIu»h> K«nmuniili s r F# kjrlp 



Entsc bleu nigung: 

Ruhe Bl Ai ruf s Ult ifll MQTjLE- 
Ku.rJujiLilpurk. 2 FfcW&Je 2-3 Ftra. 
IGWfihriE in 

Havel ft TTavelseerv Boot ft Rad. 

lata: ww.tr1mup.da 
Tel.: 03317*7079« (AB) 


Toskana, nah am Meer 


(jkohof im Oliven haim, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer.,, 
viele gilt# fi [jeher, 
HaiU5 oder Häuschen; 
Kinderparadies. 


riparuuit::*. 

... icrMJ 



Tief betroffen sind wir über den plötzlichen Tod von 

Karl-Heinz Kröger 

7. 5.1929-2.2. 2014 

der durch einen tragischen Unglücksfall sein Leben verloren hat. 

Wir haben einen lieben, engagierten Friedensfreund und einen unermüdlichen und zuverlässigen Genossen verloren. 


Eduardo Barahona 

Joachim Barloschky 

Helena Barach + Helge Barach-Burwitz 

Helmut Behnsen 

Matthias Beyer 

Marianne Biesemeier 

Christel + Fritz Bolte 

Eva Böller + Ernst Busche 

Marion Bonk + Raimund Gaebelein 

Toni Brinkmann 

Margot Bruns 

Ursel + Heinz Brüning 

Ingeborg + Herbert Breidbach 

Bernd Bücking 

Lore Buchholz 

Hans Detlef Dahlke 

Hartmut Drewes 


Annegret Ergenzinger 

Ria Federmann 

Joachim „Bommel” Fischer 

Armin Fuchs 

Helga Garde 

Annegret + Willi Gerns 

Zäher Habib 

Walter Heidrich 

Ruth + Wolfgang Hartmann 

Michael Henk 

Barbara Heller + Martin Schmidt 
Heike Hey + Marc Reumann 
Annemarie + Klaus Hildebrandt 
Angelika Hofner 
Wieland von Hodenberg 
Jürgen Karbe 
Sonja Kaufhold 


Kurt Kirchhoff 
Petra Klatte 
Margot Konetzka 
Jutta Konetzka 
Norbert Konetzka 
Hugo Köser 
Ingeborg Kramer 
Andreas Kramer 

Necmiye Okal-Krupke + Sigfried Krupke 

Ekkehard Lentz 

Irmgard Lüdtke 

Renate Meyer-Buer 

Christa Memming 

Annegret Merke 

Jan Mohammed 

Claudia Paliwoda + Siegfried Schoenfeld 
Irmtraud + Harold Pundsack 


Jens-Volker Riechmann 
Annelore Rosenbaum 
Otto Sauerwein 
Frank Schwitalla 
Werner Scholz 
Inge + Hermann Siemering 
Jonny Sperling 
Frank Sperling 
Reinhard Spöring 
Hartmut Stinton 
Günter Toppat 
Ulrich Vanek 

Regine Voß + Gerd-Rolf Rosenberger 
Gisela Vormann + Fidi Lüße 
Ilse Witthuhn 
Dorit Woyczechowski 
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Pressefesttagebuch 


Samstag, 15. Februar 2014 

Eigene Mailadresse fürs 
Pressefest und Zeltplatz 

Endlich klappt es nach dem Server¬ 
umzug mit der neuen Mail Adresse. 
(uz-pressefest@dkp.de). Das hatte sich 
bewährt. Jetzt können wir die Nach¬ 
richten, die Anregungen, Anmeldun¬ 
gen und so weiter schneller beantwor¬ 
ten. Herzlichen Dank an die Experten. 
Aber denkt dran, wir arbeiten nicht nur 
für das Pressefest, sondern haben noch 
viele andere Aufgaben und Arbeit, des¬ 
halb können wir nicht alles sofort be¬ 
antworten. 

Ab sofort kann man sich unter presse- 
fest-camping@dkp.de für einen Zelt¬ 
platz oder einen Wohnwagenplatz 
anmelden. Bitte bei der Anmeldung 
die ungefähre Größe des Zeltes und 
die Personenzahl angeben. Die Kon¬ 
toverbindungen und die Preise wer¬ 
den Anfang März veröffentlicht. Habt 
also noch etwas Geduld. Man kann 
sich auch schriftlich über die bekannte 
Adresse in Essen anmelden. 

Schon jetzt möchten wir darauf hin wei¬ 
sen, dass der Zeltplatz nicht mit Pkw 
zu befahren ist und dass auf dem Park¬ 
platz vor der Eislaufhalle keine Wohn- 
mobile und Wohnwagen geparkt wer¬ 
den dürfen. 

Sonntag, 16. Februar 2014 

Hamburg ist nicht nur eine Reise 
wert, sondern auch...Vor einigen Ta¬ 
gen erreichte uns eine Nachricht von 
Schmiddl von der Oma Körner Band. 
Er macht sich Gedanken über die Wir¬ 
kung des Pressefestes nach außen. Wir 
ünden diese Diskussion sehr wichtig 
und hilfreich und bitten um eine rege 
Diskussion. Hier der Brief in einer et¬ 
was gekürzten Fassung: 

Hurra UZ-Pressefest! - 
Aber wie? 

Super, dass ihr das wieder hinbe¬ 
kommt! Das Pressefest hat seit jeher 
eine stark solidarisierende Wirkung. 
Intern. Das ist sehr wertvoll für mich, 
viele Freundinnen und Freunde, unse¬ 
re Kinder und vermutlich ein paar Tau¬ 
send andere. Der Aufwand wäre aber 
enorm groß, wenn es nur darum gin¬ 


ge. Das könnte man vermutlich einfa¬ 
cher haben. Deshalb gilt: Das Presse¬ 
fest ist auch die große öffentlichkeits- 
wirksame Veranstaltung der DKP. Ich 
bin allerdings der Meinung, dass man 
dieser Tatsache und den Chancen, die 
sich daraus ergeben, nach 1990 zu we¬ 
nig Bedeutung beigemessen hat. Ver¬ 
mutlich hatten eine ganze Reihe der 
zahlreichen Besucherinnen und Be¬ 
suchern das Empünden auf einem der 
zahlreichen „Volksfeste“ zu sein, wenn 
sie über das UZ-Fest schlenderten. Je¬ 
denfalls bin ich schon Ohrenzeuge von 
Handy-Telefonaten geworden wie „Wir 
sind hier ... ja, wie soll ich sagen... in 
Wischlingen,... auf so'nem Fest.“ Wenn 
das die Erkenntnis ist, ist das nicht gut 
genug und der Anstrengung nicht wert. 
Sowohl als Marketing- als auch als Po- 
litmensch habe ich die Erfahrung ge¬ 
macht, dass Ein-Punkt-Kampagnen 
am Ehesten die Chance haben, wahr¬ 
genommen zu werden. Deshalb schlage 
ich vor, dass ihr euch ein Motto aus¬ 
denkt, das dann an allen Punkten des 
Festes kommuniziert wird. Es sollte 
meines Erachtens nicht „Stärkung der 
DKP“ heißen, denn an Parteien sind 
nur Wenige interessiert - und die, die 
an linken Parteien interessiert sind, ha¬ 
ben sicher schon mal von der DKP ge¬ 
hört. Das ist Eulen nach Athen tragen. 
Wenn ihr einen verbreitet akzeptierba¬ 
ren Slogan für eure Politik ündet, wird 
eine erfolgreiche Verbreitung des In¬ 
halts euch als Partei mehr nützen als 
das Wedeln mit Eintrittsformularen. 
Ein Motto, das ich beispielsweise für 
viele Menschen ansprechend fände, 
wäre „Für eine solidarische Welt.“ Und 
als Marketingmensch fange ich sofort 
an zu spinnen: 

An allen Zutrittspunkten zum Fest 
sind zwei Eingangs „tore“: Links (weiß 
auf rot) überschrieben mit „Ich bin für 
eine solidarische Welt“, rechts mit „Ich 
bin für eine kapitalistische Welt“ (weiß 
auf schwarz). Alle, die durch das rechte 
Tor kommen, werden sofort gefragt, ob 
sie bewusst oder unbewusst den rech¬ 
ten Eingang gewählt haben. Sie wä¬ 
ren auf einem Fest der DKP und hier 
sei ein Flyer, der in knappen Worten 
beschreibt, wie die sich eine solidari- 





\ 
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Zettel mit 


sehe Welt vor¬ 
stellt. Alle, die 
durchs linke Tor 
reinkommen, 
bekommen den 
Flyer auch - aber 1 
ohne Debatte. Da¬ 
mit hätten schon 
mal alle Gäste einen 
der Kernbotschaft in der Hand und vie¬ 
le wären bereits auf eine nette Weise 
auf den Inhalt der Veranstaltung ange¬ 
sprochen worden. 

• Ich sehe Schilder an Bier- und Wurst¬ 
ständen: „Für eine solidarische Welt: 
Bitte von links anstellen.“ 

Ich sehe 

• ein „Info-Zelt 1: Versuch einer solida¬ 
rischen Gesellschaft: Die DDR“, 

• ein „Info-Zelt 2: Versuch einer solida¬ 
rischen Gesellschaft: Chile 1970“, 

• ein „Info-Zelt 3: Versuch einer solida¬ 
rischen Gesellschaft: Venezuela 2010“, 

• .../ 


Jedes Zelt könnte das Zelt eines Lan¬ 
desverbandes sein. Statt der wenig in¬ 
teressanten Hinweise „Hessen“ oder 
„Mecklenburg-Vorpommern“ steht 
dann das jeweilige Info-Thema am 
Zelt. Vielleicht wollen die Gliederun¬ 
gen aus den östlichen Bundesländern 
sich das Thema DDR aufteilen? 

Das Alles nicht um alles anders zu ma¬ 
chen, sondern um jeder Besucherin, je¬ 
dem Besucher des UZ-Festes klar zu 
machen, dass die DKP nicht für mehr 
günstige Bratwurst oder ein Reförm- 
chen hier und dort ist, sondern für eine 
anders organisierte solidarische Welt, 
auf der möglichst viele Menschen 
gleichberichtigt und in Würde leben 
können. 


Danke an Schmiddl. Diese Vorschläge 
sind es allemal wert, sie zu diskutieren. 
Die Pressefestkommision freut sich 
schon auf weitere und eine rege Dis¬ 
kussion. (uz-pressefest@dkp.de). 
Natürlich freuen wir uns auch wieder 
über die Auftritte der Oma Körner 
Band auf unserem Fest! Lasst uns ge¬ 
meinsam dafür sorgen, dass unser Fest 
ein großer Erfolg wird! 

Ulrich Abczynski 
Technischer Leiter 


Zu viele weiße Flecken 

Betr.: Replik S. Kassebaum, UZ vom 
14.2.2014 

(...) Lieber Genosse Siegfried, welches 
sind denn die „... grundlegende(n) 
Erkenntnisse die in unser Parteipro¬ 
gramm eingeflossen sind und wer will 
sie, wie, wann und wo nun wieder über 
den Haufen werfen“? Bitte werde 
deutlich. 

Wir machen auch im Bündnis keinen 
Hehl aus unserer kommunistischen 
Identität. Das heißt aus unserer wis¬ 


senschaftlichen Weltanschauung, aus 
unserer Haltung zur Grundfrage der 
Philosophie, zum Widerspruch zwi¬ 
schen Kapital und Arbeit, zum Im¬ 
perialismus, zur Arbeiterklasse, zum 
Eigentum, zum revolutionären Bruch 
mit diesem System usw. Das gehört zur 
„Besonderheit und Autonomie von 
Kommunisten“. In diesem Sinne sind 
wir eben kein „egalitärer Teil der zuvor 
genannten Bewegungen.“ 

Viele Menschen mit denen wir zu tun 
haben teilen nicht oder nicht alle un¬ 


sere Positionen. Das ist eine Binsen¬ 
weisheit. Mir ist allerdings keine Ge¬ 
nossin, kein Genosse in unserer Partei 
bekannt, die im Bündnis von den Ak¬ 
teuren einfordern die Dinge genau wie 
wir zu sehen und zu beurteilen. Nein, 
wir brauchen z.B. in einer Aktion ge¬ 
gen Mieterhöhungen nicht unbedingt 
eine rote Fahne. Es schadet aber auch 
nicht, wenn wir Kommunistinnen in 
der Diskussion mit unseren Mitstrei¬ 
tern die Tatsache benennen, dass der 
Kapitalismus auf Dauer keine Lösung 


termine@unsere-zeit.de 


MO ★ 24. FEB 


Bad Kreuznach: Mitgliederversammlung 
DKP Bad Kreuznach, u.a. mit Bericht von der 
Bezirksvorstandssitzung, Pressefest und EU- 
Wahlen. Wassersümpfchen 23,20.00 Uhr. 


FR ★ 28. FEB 


Berlin: Veranstaltung der DKP-Gruppe Trep¬ 
tow-Köpenick zum EU-Wahlkampf: „Wie 
funktioniert das politische System der EU? 
Welche Positionen hat die DKP zur EU?“ mit 
Rainer Perschewski, Landesvorsitzender 
der DKP Berlin. PRO, Kiefholzstraße 275, 
18.00 Uhr. 

Barhöft: „Ja zum Europa der Solidarität 
und des Widerstands gegen die EU!“ Bil¬ 
dungswochenende der DKP Mecklenburg- 
Vorpommern mit den Kandidatinnen der 
DKP für die EU-Wahl Olaf Harms, Tunia Er- 
ler und Robert Kühne. Beginn: 31.2.2014, 
18.00 Uhr, Ende: 2.3.2014,16.00 Uhr. Infos: 
www.dkp-mv.de/bildung, Anmeldung: bil- 
dung@dkp-mv.de. 


MO ★ 3. MÄRZ 


Hamburg: „Rechtspopulisten in der Euro- 
päischen-Union - Alternativen für Europa?“ 
Berichte, Hintergründe und Diskussionen auf 
dem Gruppenabend der DKP Langenhorn- 
Fuhlsbüttel. Bürgerhaus Langenhorn, Tang- 
stedter Landtraße 41,19.00 Uhr. 


FR ★ 7. MÄRZ 


Offenbach: „Naturfreundinnen im Wider¬ 
stand“ , Frauentagsveranstaltung der DKP. 
Eine Spurensuche der Frankfurter Natur- 


Fortsetzung Leserbrief 

der Probleme zulässt, sondern selbst 
das Problem ist. Auch so kann der 
„erste Schritt darin bestehen, dafür zu 
wirken, Misstrauen uns gegenüber, Un¬ 
kenntnis über uns und unsere Politik 
abzubauen, Vertrauen, Kenntnis (...) 
aufzubauen.“ 

Von welcher „ erdrückenden Erblast“ 
orakelst du? Von Fehlern der KPD in 
der Weimarer Republik? Von Stalin? 
Von der These 37 der KPD?, von Feh¬ 
lern der KPdSU, der SED? Vom Schei¬ 
tern des realen Sozialismus? Sollen 
wir im Bündnis als Eintrittskarte jetzt 
Asche über unser Haupt streuen, un¬ 
sere Geschichte verleugnen? 
Selbstverständlich stellen wir uns - im 
historischen Kontext - jeder Fehlerdis¬ 
kussion wenn ehrlicher Diskussionsbe¬ 
darf besteht. Auch im Bündnis. 

Eine ganz andere Sache ist es, wenn 
eine solche Diskussion lediglich an¬ 
gefacht wird, um antikommunistische 
Klischees und Reflexe zu bedienen, 
auszugrenzen und zu spalten. 

Nicht nur du, sondern auch ich habe 
z.B. als ehemaliger Betriebsrat in ei¬ 
nem Konzernbetrieb mehr als 30-jäh¬ 
rige „Erfahrungen aus der Bündnis¬ 
arbeit“ und Aktionseinheit. Meine 


Freundinnen mit Texten und Gedichten, 
musikalisch begleitet von der Band Politokk. 
Wiener Hof, Langenerstraße 23,19.30 Uhr. 
Eintritt 8 Euro/erm. 5 Euro. 


SA ★ 8. MÄRZ 


Düsseldorf-Gerresheim: „Die aktuelle Situ¬ 
ation der Frauen in Griechenland unter dem 
Diktat der Troika“. Frauentagsveranstaltung 
der DKP mit Anna Grigoriadou, Vertreterin 
der KKE, und dem Saz-Spieler und Sänger 
Ozan. „Zur Isa“, Friedrich-Wilhelm-Straße 5, 
15.00 Uhr. 

Hamburg: „Krieg schafft keinen Frieden.“ 
Frauentags-Veranstaltung der DKP Langen¬ 
horn-Fuhlsbüttel mit Friedensfrauen, Lesung 
und Livemusik, Klönschnack bei Kaffee und 
Kuchen und Roten Nelken. Grüner Saal“, Im 
Grünen Grunde Id, 15.00 Uhr. Eintritt frei. 


SO ★ 9. MÄRZ 


Essen: „Trautes Heim - Glück allein?“ Bun¬ 
te Revue des DKP-Frauenarbeitskreises mit 
Texten, Sketchen und Musik. Zeche Carl, 
Wilhelm-Nieswand-Allee 100, 12.00 Uhr, 
Einlass 11.30 Uhr. Eintritt 5 Euro/erm. 
3 Euro. 

Bremen: Veranstaltung der DKP Land Bre¬ 
men zum Internationalen Frauentag mit 
Wera Richter, stellvertretende Vorsitzende 
der DKP. Das Musiktheater TonArt spielt das 
Programm „Radio Solidarität-Wir kommen 
bei 90,4 auf den Punkt“ (mit großer Beset¬ 
zung). Nachbarschaftshaus Helene-Kaisen, 
Beim Ohlenhof 10,15.00 Uhr. 


Identität als Kommunist war den Kol¬ 
leginnen und Kollegen im Betrieb von 
Anfang an bekannt. 

Unser Problem ist aus diesen Erfah¬ 
rungen nicht, dass wir Schwierigkeiten 
damit haben „bescheiden, ehrlich, vor 
allem nicht belehrend aber solidarisch 
aufzutreten“, sondern dass es zu viele 
weiße Flecken in der Bündnisarbeit - 
sprich zu wenig Präsenz - und manch¬ 
mal auch mangelnde Entschiedenheit 
gibt. Dafür gibt es objektive (unsere 
Schwäche) als auch subjektive Gründe, 
(fehlende Orientierung, Resignation, 
Mutlosigkeit) An deren Überwindung 
müssen wir arbeiten. 

Im Übrigen haben wir beim Sammeln 
von Unterschriften für die DKP zur 
Europawahl auch etliche Mandats¬ 
und Funktionsträger von Grünen und 
Linken gewinnen können. 

Auch das ist Bündnispolitik. 

Hubert Schulz , Hagen 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 8. bis 14. Februar 


Dienstag 

Was haben eigentlich Pontius Pilatus, der 
biblische Pharisäer und der verräterische 
Apostel Judas gemeinsam? Nun, alle drei 
taugen als Repräsentanten der Bundesre¬ 
gierung - zumindest soweit es die absurde 
Enthaltung den Genmais betreffend beim 
Treffen der EU-Europaminister angeht. Im 
Ergebnis darf das Teufelszeug nun angebaut 
werden. In einer ersten Stellungnahme teil¬ 
te Regierungssprecher Pilatus mit, dass 
die Regierung ihre Hände in Unschuld 
wasche - man habe nicht dafür gestimmt. 
Der Pharisäer bestellte direkt nach der Ab¬ 
stimmung im Namen der Bundesregierung 
eine Dankes-Messe in der Brüsseler Kathe¬ 
drale St. Michel et Gudule. Den ausführen¬ 
den Priester bat er in der Predigt dafür zu 
danken, dass die Bundesregierung nicht sei 
wie jene, die für den Gen-Mais gestimmt hat¬ 
ten. Die Bundesregierung werde auch weiter¬ 
hin darauf achten, dass bei Staatsempfängen 
ausschließlich genfreier Mais serviert werde. 
Judas schließlich bestellte umgehend eine 
Eskorte des Bundesgrenzschutzes, damit 
er die Silberlinge (es waren deutlich mehr 
als dreißig und silbern waren die Scheine 
auch nicht), sicher vom Verwaltungsgebäu¬ 
de der Vereinigten Genmais-Produzenten in 
den Tresor-Raum der Bundesbank bringen 
konnte. In der anschließenden Berliner Ka¬ 
binettssitzung bestand er auf einer Proto¬ 
kollnotiz: Nicht er habe die Interessen der 
Wählerinnen verraten, sondern er habe nur 
auf Befehl gehandelt. 

Mittwoch 

Das EU-Parlament ist anscheinend um 
seinen Ruf besorgt, seit die Partei „die 
Linke“sie nicht mehr als neoliberal, mili¬ 


taristisch und weitgehend undemokratisch 
bezeichnen mag. Heute gelingt ein Stück 
Richtigstellung. Asylßr den Whistle-Blo- 
wer Snowden wird heute im Innenaus¬ 
schuss des EU-Parlaments abgelehnt. Das 
ist inhuman, USA-hörig und heuchlerisch. 
So stellt man flugs seine schlechte Reputa¬ 
tion wieder her, so sie denn in Frage stand. 

Donnerstag 

Lange nichts gehört - von der Kernfusi¬ 
on. Nun behaupten US-Wissenschaftler, 
sie seien der Erzeugung von Energie im 
Überfluss ein Stück näher gekommen. In 
den Berichten fehlt auch das bekannte Ar¬ 
gument nicht, dass Kernfusion viel um¬ 
weltfreundlicher, billiger und sicherer sei 
als die Kernspaltung. Für mich hört sich 
diese Propaganda anders an: die Kern¬ 
spaltung hat schon viele (wahrscheinlich 
längst nicht alle) Katastrophen hinter sich, 
die Kernfusion hat sie noch vor sich, wenn 
sie denn kommen sollte. 

Freitag 

Im VW-Werk Chattanooga, Tennessee ha¬ 
ben die Arbeiter die Bildung eines Betriebs¬ 
rates abgelehnt. Dass sie das nur knapp 
taten, muss trotzdem als Erfolg gewertet 
werden. Die zahlreichen Drohungen und 
Aktionen gegen einen Betriebsrat gipfelten 
in der Erpressung des Gouverneurs von 
Tennessee, der den Entzug von Subventi¬ 
onen für das VW-Werk angekündigt hat¬ 
te. Die Schließung wäre die Folge gewesen. 
Solche Aktionen sind in den USA legal 
und üblich. Einer der gewichtigsten Grün¬ 
de, warum das transatlantische Freihan¬ 
delsabkommen (TTIP) auf keinen Fall 
kommen darf. Adi Reiher 


Gegensätze ziehen sich an... 



... zumindest, wenn die DKP in Gladbeck in Aktion kommt. 

Da tauchen kommunistische Transparente (Stadt muss handeln - Ankäufen oder enteignen - DKP) neben dem Inbegriff 
US-kapitalistischen Fast-Foods auf. Zum Hintergrund schreiben uns die Genossinnen aus Gladbeck:„Wir haben am Freitag, 
14.02.2014 mit unserer Plakataktion versucht, ein wenig,Bewegung' in den Planungsablauf der Verwaltung zu bringen. 

Es ging um zwei in unserer Stadt seit Jahren leer stehende Kaufhäuser. Diese werden von den Besitzern als »Spekulations¬ 
objekt' zwar zum Kauf angeboten - jedoch zu Kaufpreisen, die eventuelle Investoren in den meisten Fällen abschreckt. 
Auch sind die Auflagen der Verwaltung (Brandschutz, Energetische Sanierung usw,) nicht wirklich attraktiv, um genug 
interessierte Investoren anzulocken. 

Die Gladbecker Verwaltung jammert zwar immer darüber wie sehr dieser »Leerstand der Stadt und den Kaufleuten 
schade'. Wirklich dagegen unternehmen aber will dort niemand etwas. Daher unsere Aktion. Unsere Forderung war und 
ist, eines der ehemaligen leestehenden Hertie-Häuser in Gladbeck von der Stadt aufkaufen oder enteignen zu lassen 
und dort eventuell städtische Einrichtungen wie z. B. die VHS unter zu bringen, in deren jetzigen Räumlichkeiten ein 
behindertengerechter Publikumsverkehr nicht mehr möglich ist und aus bautechnischen Gründen auch nicht nachträglich 
hergestellt werden kann.'' 


Hackl, Trautvetter und der Zickenkrieg 

Die deutschen Rodelspiele von Sotschi 


J etzt sind die Olympischen Winter¬ 
spiele zu Ende, aber eine halbwegs 
gründliche Bilanz folgt erst nächste 
Woche. Schon längst beendet sind die 
Rodelwettbewerbe. Und dabei gab es 
aus deutscher Sicht viel zu jubeln. Mehr 
ging gar nicht! Dieser deutsche Rodel¬ 
jubel hallte über die Kaukasusgipfel. 
Nur Gold! Und dazu noch Silber und 
Bronze als Dessert! 

Angestimmt worden war der Jubel¬ 
chor als der Sieger von Vancouver, 
Felix Loch, seinen Triumph in Sotschi 
wiederholte. Der 24-Jährige schrie sei¬ 
ne Freude noch auf dem Schlitten sit¬ 
zend, pausenlos aus sich hinaus. Vater 
und Bundestrainer sprangen in die Eis¬ 
bahn. Lochs erster Kommentar: „Über¬ 
wältigend, einfach nur geil!“ „Ein guter 
Startschuss für das ganze Team. Loch 
ist ein Vorzeigeathlet, wie man sich 
ihn besser nicht backen kann“, strahlte 
DOSB-Generaldirektor Michael Ves¬ 
per und Präsident Alfons Hörmann er¬ 
gänzte: „Er ist ein toller Typ.“ 
Natürlich waren auch IOC-Präsident 
Thomas Bach und Fußball-Kaiser 
Franz Beckenbauer zur Stelle. Loch 
hatte in allen vier Läufen in dem 17 
Kurven zählenden 1 475 m langen Eis¬ 
kanal Brillantes bis hin zu einem Bahn¬ 
rekord geboten. Durch Lochs Triumph 
avancierte der Einsitzer der Männer 
mit zehn Goldmedaillen zur erfolg¬ 
reichsten deutschen Disziplin bei Win¬ 
terspielen. Wie man weiß, lassen sich 
Statistiken durchaus „variieren“, auch 
wenn es um olympische Rodelsiege 
geht. Deshalb - nur als Fußnote - eine 
kleine „Ergänzung“: Von 1964 bis 1988 
hatten die DDR-Rennschlittenfah- 
rerlnnen 14 Goldmedaillen erkämpft, 
die bundesdeutschen drei. Und 26 Jah¬ 
re brauchten sie, um zum 14. Gold auf¬ 
zuschließen, wobei ihnen noch entge¬ 
genkam, dass sich die Chancen durch 
die Erweiterung des Programms er¬ 
höht hatten! Was - wohlgemerkt - den 
Loch-Sieg mit keiner Silbe schmälert 
und auch keinen „Zurück-zur-DDR“- 
Gesang anstimmen soll, sondern nur 
mitteilt, dass in den ewigen Bestenlis¬ 
ten - auch des Internationalen Olym¬ 
pischen Komitees - die DDR nicht ge¬ 
löscht wurde! 

48 Stunden später wieder deutsche 
Jubelchöre: Natalie Geisenberger ge¬ 


wann Frauen-Gold. Sie stürmte mit der 
deutschen Fahne zu ihrem Vater Hel¬ 
mut. Der hatte Tränen in den Augen 
und sprang mit und ohne Tochter in die 
Lüfte.Tatjana Hüfner machte als Zwei¬ 
te den deutschen Triumph vollständig 
und hat nach Bronze 2006 und Gold 
2010 nun den kompletten Medaillen¬ 
satz beisammen. Die 29-Jährige stammt 
aus Neuruppin, zog mit den Eltern in 


den Harz. 1992 startete sie das erste 
Mal für den RC Blankenburg, 1997 ging 
sie nach Oberwiesenthal an die Sport¬ 
schule und wurde Mitglied beim WSC 
Erzgebirge. Bei der Junioren-Weltmeis¬ 
terschaft 2002 holte sie sich Bronze. 
2002 wurde sie nach dem Abitur in die 
Bundeswehr-Sportfördergruppe Fran¬ 
kenberg „eingezogen“. Bei der Welt¬ 
meisterschaft 2011 in Cesana gewann 
sie den ersten und zweiten Lauf und 
wurde Weltmeisterin. Ab 2011 startete 
sie für den BRC 05 Friedrichroda. Im 
Fernstudium befasste sie sich mit Prak¬ 
tischer Psychologie an der Hamburger 
Akademie für Fernstudien (HAF) und 
absolvierte danach einen Fernlehrgang 
als psychologischer Berater. Und auch 
das soll nicht unerwähnt bleiben: Seit 


2006 hat sie einen persönlichen Spon- 
sorenvertrag mit dem Viessmann-Kon- 
zern. Das alles wollte ich erwähnen, 
weil sie - dazu später - in einem soge¬ 
nannten „Zickenkrieg“ eine Hauptrol¬ 
le spielte - aber nicht als Zicke! 

Die deutsche Siegesserie wurde tags 
darauf fortgesetzt. Tobias Wendt und 
Tobias Arlt aus Berchtesgaden und 
Königssee holten sich ähnlich souve¬ 
rän wie die ande¬ 
ren das Gold auf 
dem Doppelsit¬ 
zer. Blieb noch die 
neu ins Programm 
geratene soge¬ 
nannte „Staffel“, 
bei der ein Mann, 
eine Frau und 
ein Doppel nach¬ 
einander durch 
die Rinne rasen. 
Loch, Geisenber¬ 
ger, Wendt, Arlt 
ließen den ande¬ 
ren keine Chan¬ 
ce - also das vier¬ 
te Gold. 

Der „Spiegel“ 
(online) erklär¬ 
te seinen Lesern: 
„Warum rodeln 
die Deutschen 
nur so gut? Die 
Antwort ist viel¬ 
schichtig: In 

Deutschland gibt 
es gleich vier Ro¬ 
delbahnen samt Stützpunkten, in Kö¬ 
nigssee, Winterberg, Oberhof sowie Al¬ 
tenberg, mehr als irgendwo sonst in der 
Welt. Und größer als irgendwo sonst ist 
auch das Reservoir an Talenten, die in 
diesen Stützpunkten heranreifen und 
von einer Zahl an hauptamtlichen Trai¬ 
nern angeleitet werden, über die keine 
andere Nation verfügt.“ 

Thomas Köhler, der Rodelstar der 
DDR, schrieb das bundesdeutsche 
Rodelgold vor allem Georg Hackl zu, 
einst selbst Goldmedaillengewinner 
und jetzt der Mann, der den heutigen 
Siegern die Schlitten baut. Er erinner¬ 
te sich, dass Klaus Bonsack - Silber¬ 
medaillengewinner von 1964, Dritter 
1968 und im gleichen Jahr zusammen 
mit Köhler Goldmedaillengewinner 


im Doppel - die Schlitten in der DDR 
konzipiert hatte. Köhler: „Hackl und 
Bonsack waren in dieser Hinsicht Ge¬ 
nies, Bonsack eben lange vor Hackl 
und viele Erfindungen von Bonsack 
haben alle, auch Hackl, übernommen.“ 
Ich wollte ein Beispiel hören und Köh¬ 
ler nannte mir die Schlaufe, die auf dem 
Doppelsitzer beide Aktiven verbindet. 
Nun wesentlich klüger fragte ich einen 
bayerischen Journalistenkollegen, mit 
dem mich zu DDR-Zeiten ein gutes 
Verhältnis verband. (Das sich auch da¬ 
mit erklären ließe, dass ich zuweilen In¬ 
terviews mit DDR-Siegern vermitteln 
konnte ...) Er verriet mir: „Der Hin¬ 
tergrund des Zickenkriegs in Sotschi, 
der am Ende auch das Fernsehpro¬ 
gramm bestritt war die Tatsache, dass 
Hackl seine Erfindungen nur in Bayern 
preisgibt und - vermute ich mal - die 
Hüfner, die ein „Ossi“ ist, demzufolge 
davon nicht profitiert.“ 


Damit wäre auch geklärt, warum so 
sparsam über die Hintergründe gere¬ 
det wurde. Außer dem Verweis eines 
Fernsehmoderators auf „Ost-West- 
Probleme“ wurde kaum etwas publik. 
Ich wunderte mich, dass der Verband 
kaum etwas unternommen hatte, um 
das in die Reihe zu bringen. Wer wäre 
dafür zuständig gewesen? Ich stieß auf 
den Präsidenten des Schlittensportver¬ 
bandes: Andreas Trautvetter. Nichts ge¬ 
gen DDR-Offiziere, aber seine Lauf¬ 
bahn ließ mich staunen: Der Oberleut¬ 
nant der Reserve der Grenztruppen, 
war mit 24 Jahren Mitglied der CDU 
in der DDR geworden, rückte 1990 in 
den Thüringer Landtag und wurde 1992 
Minister. Das war er 16 Jahre lang und 
nun lässt er sich in Sotschi als Goldme¬ 
daillenlieferant feiern und wir ahnen, 
wie es zu Ost-West-Problemen gekom¬ 
men sein könnte ... 


Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Hauptmann Conan und die 
Wölfe des Krieges, F1996 

September 1918: Der Krieg auf dem 
Balkan nähert sich dem Ende. Haupt¬ 
mann Conan und seine Truppe, die 
anders als die reguläre Armee ope¬ 
riert, haben sich besondere Verdiens¬ 
te erworben, kämpfen jedoch noch 
weiter, als der Waffenstillstand unter¬ 
schrieben ist. Tragikomödie, getragen 
von einem brillanten Hauptdarsteller, 
die jede sinnstiftende Funktion des 
Krieges negiert und ein illusionsloses 
Bild entwirft. 

Mo., 20.15-22.25 Uhr, arte 

Johnny zieht in den Krieg, USA 1971 

Einer der berührendsten Antikriegs¬ 
filme. Der US-amerikanische Far¬ 
merjunge Johnny wird im 1. Welt¬ 
krieg schwer verletzt. Ohne Arme 
und Beine, blind, stumm und taub 
lässt man ihn am Leben, um mit dem 
vermeintlich empfindungslosen Torso 
zu experimentieren. Doch Johnny ist 
bei vollem Bewusstsein. Nur langsam 
begreift er seine Situation. Wie soll er 
seinen Wunsch zu sterben mitteilen? 
Dalton Trumbo verfilmte seinen Ro¬ 
man von 1939 mit dreißig Jahren Ver¬ 


spätung. Zwei Jahrzehnte ließ man ihn 
nur anonym arbeiten (z.b. Drehbuch 
zu Kubricks „Spartacus“). Er war ei¬ 
ner der Hollywood Ten, denen man 
während der antikommunistischen 
McCarthy-Hatz Berufsverbot erteilte. 
Mo., 24.2., 22.25-0.10 Uhr, arte 

Liebe mit 16, DDR 1974 

Für Cinema war Liebe mit 16 „ein 
sympathischer kleiner Film über Er¬ 
wachsenwerden und erste Liebe, er¬ 
frischend klischeefrei und mit vielen 
kleinen Einblicken in den Alltag der 
70er-Jahre-DDR.“ 

Mo., 24.2., 23.40-1.00 Uhr, mdr 

Versenktes Gift, F 2013 

Zwischen 1917 und 1970 wurden über 
eine Mio. Tonnen Chemiewaffen im 
Meer versenkt. Es ist nur eine Frage 
der Zeit, bis die Gifte aus verrotteten 
Fässern austreten. 

Di., 25.2., 20.15-21.45 Uhr, arte 

Folter-Made In USA, F 2010 

Marie-Monique Robin sucht in dieser 
Dokumentation nach Folterbeweisen, 
um G.W. Bush und Co. vor Gericht 
zu bringen. 

Di., 25.2., 23.30-1.00 Uhr, arte 



Angesichts der anhaltenden deutschen Rodel-Erfolge 
wenden sich andere mit Grausen. 












